
SpeyerJournal Nr. 23                                                  Seite 1

Inhaltsverzeichnis

Abendvorträge
Seite 2 

Neuer Prorektor
Seite 10 

Studium

Seite 11

Internationales
Seite 19

Kurzmeldungen
Seite 29

Aus der Weiterbildung
Seite 34

Führungskolleg Speyer
Seite 44

Ehrungen/Personal
Seite 53

1. Speyerer Alumnitag
Seite 52

Hochschulseelsorge
Seite 51

Projekte
Seite 47

Liebe Leserinnen und Leser,

die Wahl eines neuen Prorektors, die Antrittsvor�
lesung einer neuen Privatdozentin, der 1. Spey�
erer Alumnitag und gleich zwei Sommerschulen
(in Zusammenarbeit mit der Tbilisi State Univer�
sity und mit der Ecole National d’Administra�
tion) waren die besonderen Höhepunkte des zu�
rückliegenden Sommersemesters 2013, über das
wir Ihnen mit dem vorliegenden SpeyerJournal
berichten möchten. 

Im Mittelpunkt stehen jedoch wie stets die Be�
reiche Studium und Weiterbildung, in denen die
Deutsche Universität für Verwaltungswissen�
schaften auch im Berichtszeitraum wieder ein
äußerst attraktives Programm realisieren konnte.
Beispiele hierfür sind u. a. das vielbeachtete von
den Universitätsprofessoren Dres. Hermann Hill
und Mario Martini zusammen mit dem Landes�
beauftragten für den Datenschutz und die In�
formationsfreiheit Rheinland�Pfalz Edgar Wag�
ner veranstaltete „2. Speyerer Forum zur digita�
len Lebenswelt“, das auch von Ministerpräsiden�
tin Dreyer besucht wurde, und der erneute
Durchgang unseres gemeinsam mit der Indiana�
University durchgeführten SPEA�Programms. 

Besonders vorstellen möchten wir Ihnen in die�
ser Ausgabe die beiden von ISPRAT (Interdiszi�
plinäre Studien zu Politik, Recht, Administration
und Technologie e.V.) unterstützten Drittmittel�
projekte „Ein Soziales Netzwerk für die Öffent�
liche Verwaltung“ und „Informierte Bürger im
Verwaltungskontakt � Untersuchungen zum
Internetnutzungsverhalten“ vorstellen, die ihre
Arbeitsergebnisse am 10. Juli 2013 auf dem 10.
ISPRAT�Wissenschaftstag präsentieren konnten.

Informationen hierzu und zu vielem mehr fin�
den Sie auf den nächsten Seiten. Ich wünsche
Ihnen eine angenehme Lektüre.

Univ.�Professor Dr. Joachim Wieland
Rektor der Deutschen Universität für 
Verwaltungswissenschaften Speyer

EDITORIAL
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Für mehr Transparenz, fairen Wettbewerb 
und einen offenen Dialog

Mit einem überaus engagierten Plä�
doyer für noch mehr Offenheit von
Wirtschaft und Gesellschaft in
Deutschland gegenüber dem Rie�
senreich China und seinen Befind�
lichkeiten hat jetzt der Stellvertre�
tende Vorstandsvorsitzende der
BASF SE und China�Sprecher der
Deutschen Wirtschaft, Dr. Martin
Brudermüller, das Sommersemester
2013 an der Deutschen Universität
für Verwaltungswissenschaften in
Speyer eröffnet. Kenntnisreich und
mit vielen Details zeigte er dabei
Wege auf, wie die westlichen Zivili�
sationen die „Herausforderung 
China" positiv annehmen und den
„historischen Ambitionen" des in
langen Zeiträumen denkenden chinesischen Ge�
sellschaftssystems gerecht werden können.

Dazu unternahm Brudermüller zunächst einen
kurzen historischen Exkurs, erinnerte daran, dass
China zu Beginn des 19. Jahrhunderts die mit
weitem Abstand führende Volkswirtschaft welt�
weit gewesen sei � führend in Wissenschaft und
Technologie. Dann aber habe England das Kaiser�
reich China unterworfen und durch die Verbrei�
tung von Opium zu Boden gezwungen. In dieser
Phase seiner Geschichte habe das Land schwerste
Demütigungen ertragen müssen, Erfahrungen, die
sich unter der japanischen Okkupation, wenn
auch mit anderen kulturellen Vorzeichen, fortsetz�

ten. „Dies alles hat die Saat
für die Große Revolution Mao
Tsedongs gelegt", betonte Dr.
Brudermüller, der mit wenigen
weiteren Zahlen den wirt�
schaftlichen Wiederaufstieg
Chinas nach dem Zweiten
Weltkrieg verdeutlichte: Habe
das Land im Jahr 1950 noch
lediglich 5 % der Weltwirt�
schaft repräsentiert, so werde
dieser Anteil bis 2015 auf 20 %
und bis 2020 voraussichtlich
schon auf 25 % der Weltwirt�
schaftsleistung ansteigen.
„China will zurück auf seinen
früheren, angestammten Platz
in der Weltwirtschaft", betonte

der Referent. Das
Land fühle sich bis
heute um sein gro�
ßes Erbe bestohlen.
Dieses Gefühl habe
auch den spürbaren
Nationalismus in
dem Land nach sich
gezogen.

Die Machtübernahme
durch Deng Xiaoping
im Jahr 1978 habe
einen Wendepunkt
in der Entwicklung

Chinas markiert, indem er einen „Sozia�
lismus mit chinesischem Antlitz" prägte.
Jetzt beobachte man gespannt den erneu�
ten Wechsel an der Spitze des Riesenlan�
des. „Der Machtkampf hinter den Kulissen
war jedenfalls weitaus heftiger, als nach
außen hin sichtbar wurde", so Dr. Bruder�
müller, der seinen Dienstsitz in Hongkong
hat. In einer Kultur, in der vieles durch
Symbolik ausgedrückt werde, so betonte
er, sei es bezeichnend gewesen, dass sich
der neue „erste Mann", im Staate, Xi Jin�
ping � anders als sein Vorgänger, der sich
an Mao Tsedong orientierte � nach seiner
Ernennung auf die Spuren von Deng Xia�
oping gemacht habe. „Das war eine klare

Dr. Martin Brudermüller, Stellvertretender
Vorstandsvorsitzender der BASF und China-
Sprecher der Deutschen Wirtschaft

Fotos: Uni Speyer

Der Rektor, Univ.-Prof. Dr. Joachim
Wieland, bei der Semestereröffnung
an der „Deutschen Universität für Ver-
waltungswissenschaften Speyer”

Feierliche Semestereröffnung in der Aula
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Botschaft � ich bin ein Reformer", stellte der Chi�
na�Experte fest.

Das neu aufgestellte Machtgremium der Kommu�
nistischen Partei sei außerordentlich gut ausbalan�
ciert, hob er hervor � der von diesem Gremium
aufgestellte 12. Fünf�Jahresplan, der mit dem 
Begriff „Transformation" überschrieben sei, solle
das Land sozial gerechter machen und den Um�
weltschutz deutlich verbessern.

Als die größten Herausforderungen der Zukunft
nannte Dr. Brudermüller die Urbanisierung des
Landes � 50 % der Chinesen leben bereits heute 
in Städten, bis zum Jahr 2030 würden weitere
300 Millionen Menschen dazu kommen. Diese
Veränderung sei nur mit gewaltigen Innovationen
zu lösen.

Eine andere Herausforderung sei das gegenwärti�
ge Abflauen des Wirtschaftswachstums in dem
Land, das im 1. Quartal 2013 nur noch 7 % be�
tragen habe. Diese Phase müsse dazu genutzt
werden, so Dr. Brudermüller, die mit dem über�
bordenden Wachstum der jüngsten Zeit einher
gehenden Kollateralschäden an Umwelt und Ge�
sellschaft zu stoppen und die allgegenwärtige
Korruption zu bekämpfen.

Hinzu komme die rasch zunehmende Überalte�
rung der Bevölkerung, die insbesondere der „Ein�
Kind�Politik" der Vergangenheit geschuldet sei.
Bis zum Jahr 2050 würden 450 Millionen Chine�
sen älter als 65 Jahre sein � zwei arbeitende Chi�
nesen müssten dann einen Rentner ernähren. Da�
für müssten die Sozialsysteme dringend umge�
baut und zukunftsfähig gemacht werden.

Die größte Herausforderung liege aber in den
Umweltschäden, die das Wirtschaftswachstum der
vergangenen Jahre nach sich gezogen habe. Die
Chinesen, die weltweit den niedrigsten Pro�Kopf�
Verbrauch beim Trinkwasser hätten, begönnen
jetzt, diese Entwicklung zu begreifen und artiku�
lierten mehr und mehr ihre diesbezüglichen Äng�
ste. Als eindrucksvolles Beispiel nannte Dr. Bru�
dermüller die Luftmessungen vom 12. Januar
2013, als in Peking das 23fache des für den Men�
schen als schädlich detektierten Schadstoffgrenz�
wertes ermittelt worden sei. Die Folge davon sei
ein dramatischer Anstieg der Protestdemonstratio�
nen von 9.000 im Jahr 2011 auf 180.000 im Jahr
2012 gewesen. Es sei deshalb derzeit die wohl

größte Sorge der Politik, dass sie die Kontrolle
über ihre Bevölkerung verlieren könnte.

In dieser Situation raten Experten wie Dr. Bruder�
müller der chinesischen Regierung ebenso wie den
in China tätigen Unternehmen, in einen offenen
Dialog miteinander einzutreten. „Die chinesische
Regierung muss insbesondere im Umgang mit der
Presse relaxter werden", empfahl er. „Wir müssen
mehr miteinander und weniger übereinander re�
den, wenn wir das negative Chinabild überwinden
wollen", so sein Monitum nach beiden Seiten.

Die Ängste, die im Westen gegenüber China
herrschten, seien weitgehend unbegründet, stellte
Dr. Brudermüller fest. Ein Blick auf die Entwick �
lung in Japan der 1970/80er Jahre lasse erken�
nen, wohin jetzt auch die Entwicklung in China
ziele. „Damals fürchtete der Westen, die Japaner
würden durch ihre Methoden technologischer Pla�
giate und Kopien unsere Wirtschaft ,plattma�
chen'", erinnerte er. Inzwischen habe sich dieses
Land längst zu einem gleichrangigen Partner in
Entwicklung und Innovation „gemausert". „Und
so wird es in China auch kommen", zeigt sich Dr.
Brudermüller zuversichtlich. „Dazu müssen wir
aber auch unsere eigenen Chancen nützen und
vor allem respektvoll und wertschätzend mitein�
ander umgehen". Natürlich werde China auch zu�
künftig das „Wachstumsmonster" in Asien blei�
ben, betonte er, denn in allen Wirtschaftszweigen
werde China auch weiterhin die Hälfte der asiati�
schen Potentiale darstellen � in manchen gar zwei
Drittel. „Asien wird, wie seit Jahrtausenden, auch
zukünftig von China dominiert bleiben".

Wenn man bereit sei, diese Rahmenbedingungen
zu akzeptieren, könnten gerade Deutschland und
China sehr gut komplementär miteinander umge�
hen. Beide Kulturen � die deutsche wie die chine�
sische � seien außerordentlich Technologie�affin
und in der Problemdiskussion sehr direkt. Für Chi�
na habe Deutschland in der Zusammenarbeit mit
Europa absoluten Vorrang, auch wenn sich das
Handelsverhältnis in der letzten Zeit kontinuierlich
zu Gunsten von Deutschland verschoben habe.

Eine weitere Parallele: Heute hänge jeder vierte
Arbeitsplatz in Deutschland direkt vom Export ab
� in China sei diese Quote inzwischen auch schon
beinahe erreicht � und: das Lohnniveau im „Reich
der Mitte" steige jährlich um etwa 11 % an. Da�
mit wachse aber auch die Innovationskraft Chinas,
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die Dr. Brudermüller an den Aufwendungen für
Forschung festmachte: Denn gebe Deutschland
derzeit ca. 2,4 % seines Bruttoinlandsproduktes
für Forschung aus, so seien das in China inzwi�
schen ebenfalls schon 1,7 %. Nur Israel, derzeit
forschungsintensivste Nation der Welt, sei hier mit
4,2 % seines Bruttoinlandsproduktes noch aktiver.

Die BASF habe vor 18 Monaten die 180 for�
schungsintensivsten Unternehmen weltweit näher
untersucht, so berichtete Dr. Brudermüller und
dabei festgestellt, dass immer mehr von ihnen
„von Westen nach Osten wandern". Vieles von
dem, was sich China an Hochtechnologie aus 
dem Westen ins Land holte, habe man inzwischen
dank eigener Forschung und Entwicklung opti�
miert und den eigenen Bedürfnissen angepasst.
Als Beispiel dafür nannte er die Hochgeschwindig�
keitszüge, die nach einem kürzlich erfolgten Lük�
kenschluss in China eine 2.200 Kilometer lange,
durchgehende Strecke befahren könnten. „Hier
hat China die westliche Technologie weiterentwik�
kelt", erläuterte der Referent. Heute seien 
70 % der dafür eingesetzten Technologien in 
China entwickelt worden � China halte heute alle
Weltrekorde im Zusammenhang mit dieser Form
der schienengebundenen Hochgeschwindigkeits�
technologie.

Als einen weiteren Aspekt sprach Dr. Brudermüller
dann auch die zunehmende Globalisierung chine�
sischer Firmen an, die gerade auch in Deutschland
noch immer mit großer Skepsis verfolgt werde.
„Käufe sind aber auch in Deutschland nur dann
möglich, wenn jemand bereit ist, sein Unterneh�
men und sein Know�how zu verkaufen", betonte
der Redner, der als Beispiel die Übernahme des
schwäbischen Betonpumpenbauers Putzmeister
durch den chinesischen Sany�Konzern erwähnte.
Hier habe sich zum Vorteil beider Firmenteile eine
Zusammenarbeit entwickelt: Putzmeister baue die
hochwertigen, teuren Maschinen, Sany die Nie�
drigpreisigen � so habe man jetzt für jeden An�
spruch etwas im Portfolio.

Deutschland müsse deshalb seine Märkte offener
machen, weil die Chinesen ständig überlegten, wo
sie investieren könnten: In Deutschland oder in
anderen Teilen der Welt wie in den USA oder in
Brasilien. „Gefühlsmäßig würden sie allerdings lie�
ber nach Deutschland gehen, denn deutsche
Technologien haben immer noch den besten Ruf
in der Welt. Doch wenn sie sich bei uns eine Ab�

fuhr holen, denn gehen sie halt in andere Län�
der", fürchtet Dr. Brudermüller.

Der Asien�Pazifik�Ausschuss der Deutschen Wirt�
schaft kämpfe deshalb für mehr Transparenz, 
einen faireren Wettbewerb und einen offenen 
Dialog. „Denn die Chinesen brauchen uns nicht,
aber wir brauchen China", so der BASF�Spitzen�
manager. Als einen kleinen, aber wesentlichen
Schritt zum besseren gegenseitigen Verstehen
empfahl er zum Abschluss seines Referates, an
deutschen Schulen Chinesisch zumindest als
Wahlfach anzubieten.

In der sich anschließenden, lebhaften Diskussion
betonte Dr. Brudermüller, dass es inzwischen auch
in der Kommunistischen Partei Chinas Pluralität
der Meinungen und sogar zwischen den Provin�
zen gebe. Zur Frage der Menschenrechte stellte
der Referent dar, dass die Wirtschaftsunternehmen
diese Frage auch regelmäßig zum Gegenstand ih�
rer Gespräche mit den politisch und wirtschaftlich
Handelnden machten. „Dieser Dialog findet stän�
dig statt � auch wenn er außerhalb der Öffent�
lichkeit geführt wird", betonte er, denn nichts sei
für einen Chinesen schlimmer, als ihn in aller Öf�
fentlichkeit und vor Dritten auf seine Fehler an�
zusprechen und ihn so bloßzustellen.

Ungewohnt lang anhaltender Beifall zeigte dem
Rektor der Universität, Univ.�Prof. Dr. Joachim
Wieland, der zu Beginn dieses überaus spannen�
den und anregenden Abends den Referenten ein�
geführt hatte, dass er mit der Wahl des Redners
„ins Schwarze" getroffen hatte. Und auch die gro�
ße Zahl der Besucher dieses Semester�Eröffnungs �
abends � unter ihnen auch die Landtagsabgeord�
neten Friederike Ebli (SPD), Speyer und Dr. Rosa
Grünstein (SPD), Altlußheim � zeigten, dass dieses
Thema die Menschen auch in Speyer bewegt.

Jedenfalls gab der Vortrag den Zuhörern anschlie�
ßend noch reichlich Gelegenheit, bei Wein und
Brezeln dieses für die Zukunft von Wirtschaft und
Gesellschaft auch in Deutschland so bedeutenden
Thema noch ausführlich zu besprechen. 

G. C.
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„Der Speyerer Dom gehört sich selbst und wird
durch das Domkapitel verwaltet." Mit dieser
prägnanten Aussage beendete Professor em.
Dr. Hans�Jürgen Becker (Universität Regens�
burg) am Abend des 13. Juni 2013 an der
Deutschen Universität für Verwaltungswissen�
schaften in Speyer seinen mit Spannung erwar�
teten Abendvortrag zur Rechtsgeschichte der
romanischen Kathedrale seit dem Ende des 18.
Jahrhunderts. 

„Wem gehört der Speyerer Dom?" � diese Frage
hatte im September 2011 der Speyerer Rechts�
anwalt Dr. Thomas Wirth in einem Vortrag in
der St. Bernhardskirche gestellt. Dabei kam
Wirth zu dem Ergebnis, dass das Gotteshaus im
Eigentum der Dompfarrkirchenstiftung stehe.
Ganz anders dagegen die Einschätzung Beckers
nach ausgiebigen Recherchen in kirchlichen
und staatlichen
Archiven. Der
Regensburger
Wissenschaftler
dankte Wirth
ausdrücklich
dafür, die inter�
essante Frage�
stellung über�
haupt aufge�
worfen zu ha�
ben. Er betonte,
die Interpreta�
tion der Fakten
sei angesichts
der tief greifen�
den Umbrüche
infolge der
Französischen
Revolution, der
Napoleonischen
Kriege und des
anschließenden
Wiener Kon�
gresses 1815 schwierig. Dennoch blieb Becker
eine „klare Antwort" nicht schuldig.

Außer Frage steht,
dass die Kathe�
drale nach dem
Untergang des al�
ten Bistums Spey�
er und dem Über�
gang linksrheini�
scher Gebiete an
Frankreich im Be�
sitz des französi�
schen Staates
stand. Kirchen�
rechtlich gehörten
große Teile der
ehemaligen Spey�
erer Diözese zu
Beginn des 19.
Jahrhunderts zum Bistum Mainz mit Bischof
Joseph Ludwig Colmar an der Spitze. Die

Speyerer Kathedrale war zu dieser Zeit eine Ru�
ine, die vom vollständigen Abriss bedroht war.

Wem gehört der Speyerer Dom?
Univ.�Professor Dr. Becker referierte zur Rechtsgeschichte

der Kathedrale seit dem Ende des 18. Jahrhunderts

Univ.-Prof. Dr. Hans-Jürgen Becker 
Fotos: Uni Speyer

Rund 150 Zuhörerinnen und Zuhörer folgten den Ausführungen von Univ.-Prof. Dr. Hans-Jürgen Becker, denen sich eine
angeregte Diskussion anschloss
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Dass es dazu nicht kam, ist nach den Ausfüh�
rungen Beckers den Bemühungen Colmars so�
wie der Stadt Speyer zu verdanken. So erließ
Napoleon im September 1806 ein Dekret, wo�
nach der Dom dem Mainzer Bischof „für die
Ausübung des katholischen Kultes" in Speyer
zu überlassen sei. Die offizielle Übernahme
fand am 3. November 1806 statt, wobei Stadt�
pfarrer Christoph Mähler, wie Becker betonte,
nicht seine Gemeinde, sondern Bischof Colmar
vertreten habe.

Nach der Niederlage Napoleons fiel die Pfalz
durch den Wiener Kongress an Bayern. 1817/21
wurde das Bistum Speyer in neuen Grenzen
wiedererrichtet, der Dom zur Kathedralkirche
der Diözese erklärt. Der Mainzer Bischof, der
sich große Verdienste um den Wiederaufbau
erworben hatte, musste seine Speyerer Gebiets�
anteile samt sämtlicher Immobilien wieder ab�
geben. Die Kathedralkirche von Speyer wurde
durch päpstliches und staatliches Recht neu
begründet. Die Verantwortung für die Kathe�
drale ging an einen Apostolischen Vikar über.
Noch bevor Bischof Matthäus Georg von Chan�
delle nach Speyer kam, wurde ein Domkapitel
installiert. Als Speyerer Kirche diente zunächst
das Gotteshaus der Schwestern von St. Magda�
lena; der Dom wurde im Mai 1822 wieder ge�
weiht. In der Folgezeit kam es dann zu einem
langwierigen Rechtsstreit um die Domaußen�
anlagen. Bischof und Domkapitel klagten in
drei Instanzen � und wurden in dieser juristi�
schen Auseinandersetzung, so Becker, als die
Eigentümer der Kathedrale angesehen.

Mit Blick auf Dom�Historiographen
der vergangenen zwei Jahrhunderte
wies der emeritierte Professor darauf
hin, dass der spätere Bischof Johannes
von Geissel das Übergabe�Protokoll
von 1806 falsch ausgelegt und damit
nachfolgende Interpreten beeinflusst
habe. Von einer Übertragung des Do�
mes an die Pfarrgemeinde könne kei�
ne Rede sein, stellte Becker klar.

Erneut in den Blickpunkt rückten die
Eigentumsverhältnisse in der NS�Zeit,
als es zu Bestrebungen kam, den Dom
zu einem Nationaldenkmal bzw. einer

Ahnenkultstätte umzugestalten. Sogar Hitlers
Lieblingsarchitekt Albert Speer besichtigte 1939
die Kathedrale. Von den Plänen der braunen
Machthaber zeugen noch heute die monumen�
talen Skulpturen des Bildhauers Ludwig Cauer
im Domgarten. 

Bei der großen Domrestaurierung Mitte des vo�
rigen Jahrhunderts verfasste Dompropst Karl
Hofen schließlich ein neues internes Gutachten
im Zusammenhang mit den Verträgen, die das
Domkapitel mit dem Land Rheinland�Pfalz 
abschloss. Darin sei in falscher Würdigung der
rechtshistorischen Tatsachen die Dompfarrkir�
chenstiftung als Dom�Eigentümer bezeichnet
worden, so Becker.

In seinem Resümee hob der Rechtshistoriker
noch einmal hervor, dass nach der Französi�
schen Revolution und den folgenden militäri�
schen Auseinandersetzungen zunächst der
französische Staat, anschließend der Bischof
von Mainz Rechtsträger der Speyerer Kathedra�
le gewesen seien. Seit 1821 sei die Kathedrale
eine selbständige juristische Person. Gleiches
lasse sich auch für die Dome in Köln und
Mainz nachweisen. Seine mit großem Applaus
bedachten Ausführungen wird Becker in er�
weiterter Form Ende des Jahres im Jahresband
2013 des „Archivs für mittelrheinische Kirchen�
geschichte" veröffentlichen.

G. C.

Skulpturen von Ludwig Cauer im Domgarten                                  Foto: Uni Speyer
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Der Islam in Staat und Wirtschaft
Antrittsvorlesung von Dr. Rahel Schomaker

Am Abend des 10. Juli 2013 hielt Dr. Rahel
Schomaker ihre Antrittsvorlesung als neue Pri�
vatdozentin der Deutschen
Universität für Verwaltungs�
wissenschaften Speyer und
schloss damit offiziell ihr Ha�
bilitationsverfahren ab. Zuvor
war zunächst ihre Habilita�
tionsschrift zum Thema „Cha�
racteristics and Institutional
Determinants of Economic
Performance in the Middle
East and North Africa" von
Univ.�Prof. Dr. Dr. h. c. An�
dreas Knorr und Univ.�Prof.
Dr. Holger Mühlenkamp posi�
tiv begutachtet worden, bevor
sich Schomaker vor dem Senat der Universität
einer Probevorlesung zum Thema „Artikel 33
Abs. 5 Grundgesetz, der Europäische Gerichts�
hof für Menschenrechte und die Probleme des
Streikrechts im Öffentlichen Dienst" und einem
sich anschließenden wissenschaftlichen Probe�
kolloquium stellte.

Schomaker hatte bereits 2008 nach Abschluss
ihres Studiums der Wirtschaftspolitik, Politik�
wissenschaft und Islamwissenschaft/Arabistik
sowie der Betriebswirtschaftslehre an der Uni�
versität Münster mit einer Dissertation zum
Thema „Public Private Partnerships in der Sied�
lungswirtschaft � Potentiale und Bestimmungs�
faktoren für den Nahen Osten und Nordafrika"
promoviert und im gleichen Jahr ihre wissen�
schaftliche Laufbahn an der Universität Speyer
und am Deutschen Forschungsinstitut für öf�
fentliche Verwaltung begonnen. 

Ihre Forschungen widmete die ausgewiesene
Nahost�Expertin bislang den Komplexen Pri�
vatsektorbeteiligung, Regulierung und Wettbe�
werb, Internationale Wirtschaftsbeziehungen,
Europäische Integration und Europäische Wirt�
schaftsbeziehungen, Islam, Islamismus und Ter�
rorismus sowie Politik und Wasser im Nahen
Osten/Nordafrika. Umfangreiche Lehrerfahrun�
gen sammelte sie außerhalb Speyers auch an
der Universität Münster, an der Hochschule

Pforzheim, der Württembergischen Verwal�
tungs� und Wirtschafts�Akademie Stuttgart

und an der staatlichen Univer�
sität Rjazan, Russland. For�
schungsaufenthalte führten sie
an die PennState University
und zur Weltbank. Im März
2013 war sie mitverantwortlich
für die Organisation einer viel�
beachteten internationalen
Konferenz zu den Chancen
und Herausforderungen des
„Arabischen Frühlings" am
Speyerer Forschungsinstitut,
auf der neben allgemeinen
wirtschaftlichen Problemen der
Volkswirtschaften des Nahen

Ostens und Nordafrikas auch Fragen der Qua�
lität der politischen Institutionen, Sicherheits�
und Handelsfragen sowie Umweltaspekte er �
örtert wurden. Im Mittelpunkt stand dabei die
Frage, welche Auswirkungen durch die Um �
brüche im Nahen Osten für die Staaten der EU
und die künftigen Beziehungen im Rahmen
der Euro�Mediterranen Zusammenarbeit zu 
erwarten sind.

Ihre Antrittsvorlesung widmete Schomaker
der Fragestellung „Der Islam in Staat und Wirt�
schaft". Anhand zahlreicher ökonomischer Fak�
toren beleuchtete sie zunächst die wirtschaft �
liche Situation der islamischen Welt, deren
Staaten wirtschaftlich gesehen dem Mittelfeld
der Staatengemeinschaft zugerechnet werden
können und die auch in der aktuellen Krise zu�
meist über ein recht stabiles Wirtschaftswachs�
tum verfügen. Schomaker zeigte auf, dass sich
die aus dem islamischen Zinsverbot ergebenden
risikoarmen Anlageformen in der gegenwärti�
gen Finanzkrise als deutlich wertstabiler erwie�
sen hätten als die meisten westlichen Investi�
tionsformen. Überraschend legte sie dar, dass
selbst in Ländern wie den USA oder Großbri�
tannien „Islamic Banking", d. h. den islami�
schen Vorschriften entsprechende Investitions�
formen einen nicht unerheblichen Marktanteil
erreicht haben. 

PD Dr. Rahel Schomaker       Fotos: Uni Speyer
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Diesen Vorteilen islamischen Wirtschaftens
stellte Schomaker dann die negativen Folgen

entgegen, die sich gesamtwirtschaftlich aus der
Ungleichbehandlung von Mann und Frau erge�
ben. Die frappierend niedrige Erwerbstätigen�
quote von Frauen schade der wirtschaftlichen
Entwicklung islamischer Staaten deutlich, so
die Referentin. An dieser Stelle wagte sie einen
vergleichenden Blick auf entsprechende Passa�
gen von Koran, Bibel und Thora und zeigte
auf, dass diesbezüglich Ähnlichkeiten bei allen
drei monotheistischen Religionen bestehen.

Im Anschluss an den Vortrag konnte der Rek�
tor der Universität Dr. Schomaker ihre Ernen�
nungsurkunde zur Privatdozentin mit der Lehr�
befugnis für „Volkswirtschaftslehre sowie Ver�
waltungswissenschaft" verleihen.

Vom 9. September bis zum 7. Oktober 2013 war
an der Universität Speyer die von der Frauenbe�
auftragten Wera Veith�Joncic eingeworbene Auf�
taktausstellung zur Präsen�
tation der Siegerplakate des
Wettbewerbs „Alles Gender �
oder was?" des Ministeriums
für Integration, Familie, Kin�
der, Jugend und Frauen zu
sehen. Im Rahmen eines von
der Ministerin für Integra�
tion, Familie, Kinder, Jugend
und Frauen, Irene Alt, aus�
gelobten Wettbewerbs unter
dem Motto „Frauen sind an�
ders � Männer auch" sind 46
Plakate entstanden, die sich
mit dem Thema der Gleich�
stellung der Geschlechter
auseinandersetzen. 

Ziel des Wettbewerbs war
es, ein neues zeitgemäßes
Motiv zur Bewerbung des Gender Mainstreaming
durch das Land Rheinland�Pfalz zu finden. Im
Rahmen des Wettbewerbs reichten Studierende des
2. und 3. Semesters des Studiengangs Kommuni�
kationsdesign der Hochschule Trier ihre Entwürfe
ein. Zwanzig der 46 eingereichten Entwürfe, dar�
unter die drei prämierten Plakate gehen jetzt auf
Wanderschaft durch verschiedene Landesbehörden.
Die Wanderausstellung soll ein größeres Bewusst�
sein für die Frage schaffen, inwieweit zu treffende

Entscheidungen unterschiedliche Auswirkungen
auf Frauen und Männer haben.

Das von Caroline Birkel und Esther Jensch ge�
staltete Siegerplakat zeigt
zwei DNA�Stränge, die sich
wie Tänzer gegenüberste�
hen. Sie unterscheiden sich
durch einen roten Stöckel�
schuh und durch eine grau
gemusterte Krawatte von�
einander.

Im Rahmen der offiziel�
len Austellungseröffnung
am 18. September 2013
durch den Rektor der Uni�
versität, Univ.�Prof. Dr. Jo�
achim Wieland, und die
Frauenbeauftragte der Uni�
versität erklärte Irmgard
Münch�Weinmann vom
Mainzer Familienministe�
rium, die in die Ausstel�

lung einführte und die Grüße der Ministerin über�
brachte, Speyer sei die erste Station der Wander�
ausstellung. Sie erläuterte, dass Gender Mainstrea�
ming das Ziel hat versteckte Benachteiligungen
von Frauen und Männern gleichermaßen zu ver�
meiden. Ziel sei es, durch eine Kombination von
Gender Mainstreaming und gezielter Frauenförde�
rung eine gleichberechtigte Teilhabe der Ge�
schlechter auf allen Ebenen und in allen Lebens�
bereichen zu erreichen. 

Übergabe der Ernennungsurkunde zur Privatdozentin durch den Rektor
der Universität Speyer, Univ.-Prof. Dr. Joachim Wieland

Alles Gender oder was?
Ausstellung zur Präsentation der Siegerplakate
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Für alle, die einmal in „Fantastische indianische
Innenwelten" eintauchen oder sich in archäologische
Stätten in Lateinamerika und in eine beeindruckende
„Tempelserie" hineindenken wollten, bestand vom 14.

Mai 2013 bis
zum 8. Sep�
tember 2013
die Gelegen�
heit, sich im
Foyer der
Universität
Speyer die
Ausstellung
„Indianische
Innenwelten
und Tempel�
serie � Be �
geg nung mit
den Kulturen

von Alt�Amerika" anzuschauen. Zu sehen waren 34
Aquarell�Adaptionen des Speyerer Künstlers Reinhard
Zink. Der ehemalige Kunsterzieher am Hans�Purr�
mann�Gymnasium freute sich bei der Vernissage über
den großen Zuspruch zu der von Christian Janz (E�
Piano) und Sophie Scheidt (Saxophon) musikalisch
umrahmten Ausstellungseröffnung. Univ.�Prof. Dr. Jo�
achim Wieland begrüßte als Rektor den Künstler und
die Gäste der Ausstellungseröffnung. Wieland zeigte
sich beeindruckt vom faszinierenden Zusammenspiel
von Kunst und Geschichte.

Die von Zink zum Leben erweckten Tiere, mensch�
lichen Figuren, Mischwesen, Dämonen und Götter,
die für Menschen der altindianischen Kulturen einst
existent waren, sind sehr farbintensiv dargestellt. Die
indianischen Figuren hat Zink den flächigen Darstel�
lungen aus vorspanischer Zeit � Reliefs, Ritzzeichnun�
gen, Darstellungen auf Textilien oder Wandmalereien
� entnommen. Mit seiner speziellen Maltechnik � mit
Tusche konturierten, meist grell wirkenden Aquarell�
farben � versetzt Zink die einzelnen Figuren dann
künstlerisch in andere, völlig neuartige Zusammen�
hänge, verändert Motive und fügt sie Zeiten und Orte
übergreifend sehr fantasiereich zu Eigenkompositio�
nen zusammen. Zink ließ sich 1980 von präkolumbia�
nischen Skulpturen in einer Mannheimer Schaufens �
terdekoration dazu inspirieren, sich intensiv mit den
südamerikanischen Kulturen und Götterritualen zu
beschäftigen. Die bei seinen zahlreichen Reisen nach
Südamerika gesammelten Eindrücke flossen ebenfalls
in sein Werk ein. In seiner Einführung in die Ausstel�
lung meinte Hans�Jürgen Herschel, Zink habe „die
Seele der Mayas nach Europa importiert“. In seiner

„Tempelserie" bringt Zink
in die oft zu einem „Ge�
rüst" verkommenen, einst
überwältigenden Architek�
turstätten Götter, Priester
und Dämonen in fiktiven
Szenen in neues geisterhaf�
tes Leben. Dabei nutzt Zink
meist die Begrenzung auf
einen dominanten Farbton
zur Schaffung einer mysti�
schen Atmosphäre. Teile 
der Speyerer Ausstellung
hatte Zink bereits im Sep�
tember 2013 an der Univer�
sität del Rosario in Bogota
der Öffentlichkeit vorge�
stellt.

Alle in den Bildern auftre�
tenden Figuren haben ihre
Vorlagen auf altindiani�
schen Textilien, Malereien
(auf Keramiken oder Wän�
den) oder Reliefs (auf Kera�
miken, Architekturen, Gold�
objekten, Knochen oder Muscheln), die jedoch nicht
unbedingt detailgetreu kopiert wurden, sondern ge�
wisse Veränderungen wie die der Haltung der Person
oder einzelner Details wie etwa im Kopfschmuck oder
der Kleidung erfahren haben. Bei der Zusammenstel�
lung der Figuren in einem Bild bleiben jedoch meist
der kulturelle und der örtliche Kontext gewahrt. Die
Szenen haben durchaus einen inhaltlichen Zusam �
menhang, der auf dem Wissen über kulturelle und 
religiöse Hintergründe fußt. Die Bilder sind somit kein
einfaches Zusammenkopieren verschiedenster interes�
santer Figuren; sie sind vielmehr Kompositionen, die
fiktive Szenen zeigen, die auf einem wissenschaftlich
erforschten, kulturellen Background basieren. Für 
den heutigen Betrachter aus der westlich geprägten
Welt muten die Bilder der Tempelserie jedoch recht
fantastisch an.

Die starke, meist jedoch auf einen dominanten Farb�
ton begrenzte Farbgebung schafft die mystische
Atmosphäre der Ereignisse, die diese Bilder zeigen.
Der Eindruck der auf� oder untergehenden Sonne so�
wie von farbigem Scheinwerferlicht erhöht diesen
Aspekt. So wird bildlich etwas erschaffen, was der 
Erfahrens� und Glaubenswelt der altindianischen Be�
völkerung durchaus in gewissem Maße entspricht und
den heutigen Betrachter gleichermaßen ergreift.

Fantastische indianische Innenwelten
Begegnung mit den Kulturen von Alt�Amerika

Der Rektor der Universität Speyer, Univ.-Prof. Dr.
Joachim Wieland eröffnete die Ausstellung im
Foyer der Universität                Fotos: Uni Speyer
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Nach sechs Jahren scheidet zum
Beginn des Wintersemesters
2013/14 Univ.�Professor Dr. 
Stefan Fisch aus der Universi�
tätsleitung aus, nachdem er die�
ser von 2007 bis 2009 zunächst
als Prorektor, dann 2009 bis
2011 als Rektor und schließlich
wieder von 2011 bis 2013 als
Prorektor angehört hatte. Zu sei�
nem Nachfolger hat der Senat
am 10. Juni 2013 für die Amts�
periode vom 1. Oktober 2013 bis
30. September 2017 Univ.�Prof.
Dr. Holger Mühlenkamp gewählt.

Nach seinem Studium der Wirt�
schaftswissenschaften an der
Universität Hannover und seiner
im Wettbewerb „Wissenschaft�
licher Preis Gesundheitsökonomie 1984" des
Bundesministers für Arbeit und Sozialordnung
ausgezeichneten Diplomarbeit „Bestimmungs�
gründe der Nachfrage nach Krankenhaus �
leistungen" promovierte Mühlenkamp 1990 
mit dem Dissertationsthema „Die Ausgaben in

der Gesetzlichen
Krankenversiche�
rung" an der Uni�
versität Lüneburg. 

Die gleiche Uni�
versität verlieh
ihm 1997 die Ve�
nia Legendi für
Betriebswirt�
schaftslehre auf
Grundlage seiner
Habilitations�
schrift: „Eine öko�
nomische Analyse
ausgewählter in�
stitutioneller Ar�
rangements zur
Erfüllung öffent�
licher Aufgaben". 

1998 nahm Mühlenkamp dann
einen Ruf auf eine Professur
für das Fachgebiet „Ökonomik
sozialer Dienstleistungen" an
der Universität Hohenheim in
Stuttgart an, von wo er 2003
auf den Speyerer Lehrstuhl für
„Öffentliche Betriebswirt�
schaftslehre" wechselte. 

Er widmete seine bisherigen
Forschungen der Betriebswirt�
schaftslehre des öffentlichen
Sektors, der ökonomischen
Evaluation und sozialen
Dienst leistungen � insbesonde�
re Gesundheitsökonomik. 

Sein besonderes Forschungsin�
teresse gilt der Wirtschaftlich�

keit im öffentlichen Sektor, den öffentlichen
Unternehmen, Dienstleistungen von allgemei�
nem (wirtschaftlichen) Interesse („Daseinsvor�
sorge") und Kooperationen zwischen der öf�
fentlichen Hand und Privaten („Public Private
Partnerships"). 

Mühlenkamp ist Mitherausgeber der Zeitschrift
für öffentliche und gemeinwirtschaftliche
Unternehmen (ZögU) und der Schriftenreihe
„Neue Staatswissenschaften". Darüber hinaus
ist er Vorsitzender des wissenschaftlichen Bei�
rats des Bundesverbandes für öffentliche
Dienstleistungen (BVÖD) [vormals: Gesellschaft
für öffentliche Wirtschaft] und Mitglied im Ar�
beitskreis „Public & Nonprofit Ma na gement"
der Schmalenbach�Gesellschaft sowie im Ver�
band der Hochschullehrer für Be triebs wirtschaft
und im Verein für Socialpo litik.

Wechsel an der Universitätsspitze
Univ.�Prof. Dr. Holger Mühlenkamp zum Prorektor gewählt

Der neue Prorektor der Universität Speyer,
Univ.-Prof. Dr. Holger Mühlenkamp 

Fotos: Uni Speyer
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Das Sommersemenster 2013 an der Deutschen Uni�
versität für Verwaltungswissenschaften Speyer star�
tete am 2. Mai 2013 nach Abschluss der Einschrei�
beformalitäten mit der traditionellen Semesteran�
trittsversammlung, in der der Rektor der Univer�
sität, Univ.�Prof. Dr. Joachim Wieland und Dr.
Klauspeter Strohm die neuen Studierenden begrüß�
ten und wichtige Hinweise für den Beginn und den
Ablauf des Semesters gaben.

Insgesamt haben sich 329 Hörerinnen und Hörer
eingeschrieben. 168 von ihnen waren von den ein�
zelnen Ländern entsandte Referendarinnen und Re�
ferendare, die im Rahmen ihres Referendariats ihre
Verwaltungs�, Anwalts� oder Wahlstation an der
Speyerer Universität absolvierten. 22 Hörerinnen
und Hörer waren im verwaltungswissenschaftlichen
Aufbaustudium eingeschrieben, 109 in den Master�
studiengängen Administrative Sciences und Öffent�
liche Wirtschaft sowie im M.P.A.�Studiengang Wis�
senschaftsmanagement.

Noch am Morgen des 2. Mai fanden die Wahl der
Senatsvertreter der Hörerinnen und Hörer sowie die
Wahlen für die einzelnen Fachreferate der Hörer�
schaft statt. Am Nachmittag bestand dann in der
traditionellen Orientierungsphase für die Hörerinen
und Hörer die Gelegenheit, sich einen Überblick
über die Dozentinnen und Dozenten sowie das
Lehrangebot der Universität zu verschaffen.

Zu den Senatsmitgliedern für die Gruppe der Höre�
rinnen und Hörer wurden bei einer Wahlbeteiligung
von 49,06 % gewählt:

Christina Rostek
Nima Matthias Izadi Amoli;

zu deren Stellvertretern wurden gewählt:
Lena Iseke
Delia Shaha.

In die Funktionen der Hörerschaft wurden gewählt:

Hörersprecher:
Christian Schiefel

Stellv. Hörersprecher:
Christian Uhlmann

EDV�Referent: Martin
Kilgus

Stellv. EDV�Referent:
Falk Zscheile

Alumni�Referentin:
Anna Müller

Stellv. Alumni�Referent:
Sebastian Schmitt

Finanzreferent: Frank Bösel

Stellv. Finanzreferent: Christian Kniese

Sportreferent: Michael Kramer

Stellv. Sportreferent: Tom Kubicek

Medienreferent: Matthias Wegmann

Stellv. Medienreferent: Alexander Schuhmann

Kulturreferent: Kristian Tomczak

Stellv. Kulturreferent: Tobias Mörk

Ballreferentin: Janne Otten

Stellv. Ballreferentin: Anne Staß

Fetenreferent: Felix Wittkopf 

Fetenreferent: Nima Matthias Izadi Amoli

Kassenprüfer: Andreas Habig

Kassenprüfer: Philipp Singler

Integrationsreferentin: Patrizia Micalizzi

Stellv. Integrationsreferent: Matthias Krause.

Start ins Sommersemester 2013 

Impressionen vom Semesterstart an der Universität Speyer                                                                                                  Fotos: Uni Speyer

Christian Schiefel
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Bereits zum vierten Mal wurde im vergangenen
Sommersemester vom 6. Mai bis zum 6. Juni 2013
das Lehrprogramm „SPEA on the Rhine" (ehemals
„SPEA in Speyer") mit der School of Public and
Environmental Af�
fairs) der Indiana
University, Blooming�
ton, USA, erfolgreich
durchgeführt. Koor�
dinatoren der
Zusam menarbeit sind
auf deutscher Seite
Univ.�Prof. Dr. Mi�
chael Bauer sowie
auf amerikanischer
Seite Prof. Dr. Willi�
am G. Resh, SPEA.

Ziel des Programms
Das Ziel des Lehrprogramms ist es, den deutschen
und internationalen Hörern der Uni Speyer und den
amerikanischen Studenten eine Gelegenheit zu bie�
ten, Probleme und Lösungsansätze der öffentlichen
Verwaltung aus deutscher, europäischer und ameri�
kanischer Sicht gemeinsam kennenzulernen und zu
vergleichen sowie persönliche Beziehungen zu
knüpfen und einen Einblick in die jeweils andere
Kultur zu gewinnen.

Das Lehrprogramm
Insgesamt wurden fünf Seminare angeboten:
� A comparative perspective on public administra�

tion in the EU, Germany and the US (Univ.�
Prof. Dr. Michael Bauer/Prof. Dr. William G.
Resh, SPEA)

� European economic integration (Univ.�Prof. Dr.
Dr. h. c. Andreas Knorr)

� Policy�making in the European Union and its
effects on member states (Dr. Andrej Stuchlik) 

� Local government and administrative moderni�
zation from a comparative perspective (Dr. Tim
Jäkel)

� US and EU constitutional law from a compara �
tive perspective (cases) (Univ.�Prof. Dr. Dr. h. c.
Karl�Peter Sommermann).

Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer
Es nahmen acht Studierende der SPEA, eine Studie�
rende von der Staatlichen Universität Tbilisi, Repu�
blik Georgien, sowie zehn russische Studierende aus

Moskau (neun von der Higher School of Economics
(HSE) und eine von der Plekhanov State University)
teil. Für die amerikanischen Studenten war das
Pro gramm Teil ihres Master�Studiums an der SPEA.

Die Uni Speyer�Hörer
konnten die angebo�
tenen Seminare als
Teil ihres Ergän�
zungs� oder Aufbau�
studiums belegen. 

Insgesamt nahmen
am Programm 34
deutsche und inter�
nationale Hörerinnen
und Hörer teil: 22
von ihnen nahmen
an allen fünf Semina�

ren teil, 12 Studierende belegten Einzelseminare
innerhalb des Programms.

Das Rahmenprogramm
Höhepunkte des Programms waren eine Reihe von
Exkursionen: Stadtführung in Speyer, Stadt� und
Schlossbesichtigung in Heidelberg, Exkursionen
zum Bundesverfassungsgericht in Karlsruhe mit
Dis kussionsrunde mit der Bundesverfassungsrichte�
rin Frau Prof. Dr. Gabriele Britz, zum EU�Parlament
und Europarat in Straßburg sowie ein Besuch der
Frankfurter Börse und der Europäischen Zentral�
bank in Frankfurt am Main.

Zur Zukunft der Zusammenarbeit
Zurzeit laufen bereits die Vorbereitungen für „SPEA
on the Rhine 2014", das vom 13. Mai bis 13. Juni
2014 stattfinden wird. Das Lehrprogramm wird
wieder fünf Seminare umfassen. 

Für die Zukunft ist geplant, eventuell weitere ame�
rikanische und europäische Universitäten ins Lehr�
programm aufzunehmen.

SPEA on the Rhine 
Public Policy and Administration in Germany, the European Union, and the United States

4. gemeinsames Lehrprogramm mit der School of Public and Environmental Affairs 

Die SPEA-Teilnehmer vor dem EU-Parlament in Straßburg       Foto: Uni Speyer
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Mit der Absolvierung ih�
res zweiten Moduls wur�
den die 23 Teilnehmer
des aktuellen deutsch�
französischen Studien�
gangs MEGA 7 (Master
of European Governance
and Administration
2013/14), an dem die
Universität Speyer als
Konsortialpartner betei�
ligt ist, erfolgreich in 
die diesjährige Sommer�
pause entlassen. Das
zweite von insgesamt
vier Modulen des seit
diesem Jahrgang berufs�
begleitend durchgeführ�
ten Studiengangs fand
vom 17. bis 29. Juni
2013 an der Universität
Potsdam statt. Die orga�
nisatorische Leitung des
Moduls oblag dem Pots�
dam Centrum für Politik und Management (PCPM),
das für die Teilnehmer ein recht anspruchsvolles
Modul�Programm konzipiert hatte.

Neben Seminaren und Vorlesungen, u. a. zu „Public
Management", „Strategisches und Performance
Management", „Öffentliches Finanzmanagement"
sowie „Regieren in der EU: Die EU als sektoral dif�
ferenzierte Mehrebenengovernance", standen zahl�
reiche Exkursionen und Besuche von Institutionen
auf dem Programm: Gesprächstermine im Bundes�
ministerium für Verteidung und im Bundesministe�
rium für Arbeit und Soziales waren für die MEGA�
Elèves ebenso interessant wie der Besuch im Bun �
destag und im Bundeskanzleramt, wo der Präsident
des Deutschen Technischen Hilfswerks (THW), Al�
brecht Broemme, die Organisation und Arbeitsweise
der deutschen Katastrophenhilfe vorstellte. Dabei
wurden die Studierenden über die jüngste deutsche
Flutkatastrophe in einem anschaulichen Erfah�
rungsbericht unterrichtet. Sehr informativ und für
den individuellen Arbeitskontext der Studierenden
sehr nützlich war für die Modul�Teilnehmer insbe�
sondere auch die Diskussion mit Dr. Andreas
Schockenhoff, der als Bundestagsmitglied die
deutsch�französische Zusammenarbeit und die Zu�
kunft der Europäischen Union aus Sicht eines lang�
jährigen Abgeordneten schilderte.

Ebenfalls zu Gast waren die MEGA�Teilnehmer im
Bundeshaus des Bundesministeriums des Innern in
Berlin, wo Dr. Martin Nagelschmidt von der Hum�
boldt�Universität zu Berlin in den Themenkomplex
„Regieren in Europa" einführte und mit den Stu�
dierenden Fragen des Mehrebenensystems der EU
diskutierte. Darüber hinaus gab Dr. Hans Bernhard
Beus, Staatssekretär im Bundesfinanzministerium
und langjähriger Förderer des MEGA�Studiengangs,
einen wertvollen Einblick in die Praxis der europäi�
schen Zusammenarbeit. Trotz aller wichtigen Au �
ßen termine kam jedoch weder die Projektarbeit in
Gruppen zu kurz noch ein Austausch über mög �
liche Themenfelder für die Abschlussarbeit der 
MEGA�Teilnehmer.

Ab September befinden sich die Studierenden nun
in der Praktikumsphase an verschiedenen Institu �
tionen. Das nächste Modul (Modul 3) findet vom
18. bis 29. November 2013 an der École nationale
d'ad ministration in Straßburg unter der Modul�
Überschrift „Management et coopération admini�
strative en Europe" statt. Auch hier erwartet die
Teilnehmer wieder ein spannendes und arbeitsin�
tensives Modul�Programm mit interessanten Se �
minaren und Vorträgen sowie mit zahlreichen
Exkursionen.

MEGA�Studiengang erfolgreich in Potsdam

Die Teilnehmer des MEGA-Studienganges
Foto: Bastian Konaretzki/ MEGA-Konsortialbüro an der Universität Potsdam
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Im April 2013 startete zum zweiten Mal der
weiterbildende, berufsbegleitende Master of
Public Administration (M.P.A.) Wissenschafts�
management. 

Der Studiengang er�
freute sich auch im
zweiten Durchlauf 
im Vorfeld einer sehr
hohen Nachfrage, so
dass nicht alle Bewer�
berinnen und Bewerber
bei der Zulassung be�
rücksichtigt werden
konnten. Insgesamt
wurden die 25 zur Ver �
fügung stehenden Stu�
dienplätze vergeben. 

Der fachwissenschaftli�
che Hintergrund der
Studierenden stellt sich
wie gewünscht heterogen dar, wobei sich er�
neut ein leichtes Übergewicht bei den Gei�
steswissenschaften (29 %) zeigt. Ansonsten
sind die weiteren Disziplinen wie folgt vertre�
ten: 24 % der Studierenden haben einen na�
turwissenschaftlichen Hochschulabschluss, 
18 % kommen aus den Wirtschaftswissen�
schaften, jeweils 12 % haben einen rechts�
oder sozialwissenschaftlichen Hintergrund

und 6 % haben Verwaltungswissenschaften
studiert. Rund ein Drittel der Studierenden 
ist promoviert und nahezu alle Studierenden
sind derzeit Vollzeit berufstätig. Das Master�
studium wurde sowohl aus großem Interesse
am Fach als auch aufgrund der guten Pass�
genauigkeit zur aktuellen beruflichen Tätig�
keit aufgenommen; für viele stellt der Wei �
terbildungsstudiengang auch perspektivisch
eine Möglichkeit für den weiteren beruflichen
Werdegang dar. Dies zeigt sich auch darin,
dass die Netzwerkbildung sowohl mit den
Kommilitonen als auch mit den Lehrenden
ein wichtiges Ziel im Rahmen des Studiums
von Beginn an darstellt. 

Anlässlich der feierlichen Eröffnungsveran�
staltung des Studiengangs am 8. April 2013

wurden die neuen Studierenden vom Rektor
der Deutschen Universität für Verwaltungs�
wissenschaften Speyer, Univ.�Prof. Dr. Wie�
land, sowie vom Studiengang leiter Prof. Dr.
Schmoch und für das ZWM von Prof. Dr.
Grunwald begrüßt. 

Im Anschluss hat Univ.�Prof. Dr. Lothar Zech�
lin (Universität Duisburg�Essen) einen Vortrag

Der Rektor der Universität Speyer, Univ-Prof. Dr. Joachim Wieland be-
grüßte die neuen Studierenden im M.P.A. Wissenschaftsmanagement

Fotos: Uni Speyer

Die Studierenden des 2. Jahrgangs M.P.A. Wissenschaftsmanagement
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Vom 5. bis 7. September 2013 fand die Prä�
senzphase des Vertiefungsmoduls I „Evalua�
tion und Qualitätsmanagement" im Rahmen
des Studiengangs „Wissenschaftsmanage�
ment" an der Deutschen Universität für Ver�
waltungswissenschaften Speyer statt. 

Unter der Leitung der Modulverantwort�
lichen, Univ.�Prof. Dorothea Jansen beschäf�
tigten sich die Studierenden in Form von
Vorträgen, Grup penarbeiten und Textlektüren
u. a. mit der Evaluation und Qualitätssiche�
rung in Lehre und Forschung, wissenschafts�
adäquatem Qualitätsmanagement und diver�
sen Fallbeispielen mit der Evaluation und
dem Qualitätsmanagement an Hochschulen. 

Als Referenten sprachen u. a. auch Herr Dr.
Bernhard Miller (Wissenschaftsrat) und Frau

Evaluation und Qualitätsmanagement
Studieren im Studiengang „Wissenschaftsmanagement"

Univ.-Prof. Dorothea Jansen, Verantwortliche des Vertiefungsmoduls
„Evaluation und Qualitätsmanagement"                    Foto: Uni Speyer

zum Fusionsprozess der Universitäten Duis�
burg und Essen gehalten. 

Das erste Studiensemester beinhaltete für den
neuen Jahrgang Basismodule in den Themen�
bereichen „Wissenschaftssystem und Wissen�
schaftsmanagement", „Historische Entwick �
lungen des Wissenschaftssystems", „Rechtli�
che Rahmenbedingungen" sowie „Manage�
ment und Controlling in Wissenschaftsein�
richtungen". Das Studium findet dabei zum
Großteil über online�gestützte Selbstlehre
statt, die kurzen Präsenzphasen an der Uni�
versität Speyer dienen zum einen der Vertie�
fung der behandelten Themen und zum an�
deren dem Austausch und der Vernetzung
zwischen Studierenden und Lehrenden. 

Im Rahmen der Präsenzphasen werden den
Studierenden kulturell�kulinarische Abendver�
anstaltungen wie beispielsweise eine Stadt�
führung oder ein Ausflug zu einem Pfälzer
Weingut angeboten, häufig finden auch
Abendvorträge von Vertretern aus der Berufs �
praxis statt. 

Im ersten Jahrgang des M.P.A. Wissenschafts�
management standen im Sommersemester
das Managementmodul „Personal und Orga�

nisation" sowie die zur Wahl stehenden Ver�
tiefungsmodule „Evaluation und Qualitäts�
management", „Forschungsförderung", „In�
novation und Wissenstransfer" und „Interna�
tionalisierung" auf dem Programm. Das Ver�
tiefungsmodul „Internationalisierung" wurde
dabei in Kooperation mit dem DAAD in Bonn
durchgeführt. Ferner mussten die Studieren�
den ihre Hospitation im Transferprojekt
durchführen, in deren Rahmen sie eine kon�
krete Fragestellung in der Berufspraxis erör�
tern sollen. Die Hospitationen wurden in Ein�
richtungen wie beispielsweise dem Stifterver�
band für die Deutsche Wissenschaft, dem In�
stitut für Forschungsförderung und Quali�
tätssicherung (iFQ), dem Wissenschaftszen�
trum Berlin für Sozialforschung (WZB), an
Landesministerien in Bayern und Nordrhein�
Westfalen sowie an ausländischen Universitä�
ten in Hertfordshire, Lund und Phoenix
durchgeführt. Die Vorstellung der Transfer�
projekte erfolgte am 18. und 19. Oktober
2013 an der Universität Speyer. 

Ab September 2013 läuft die Bewerbungs�
phase für den dritten Durchlauf im M.P.A.
Wissenschaftsmanagement; Bewerbungs�
schluss ist der 2. Ja nuar 2014. 

K. Heil
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Am 12. Juni 2013 organisierte die Deutsche
Forschungsgemeinschaft (DFG) in Kooperation
mit der Japan Science and
Technology Agency (JST)
im deutschen Kulturzen�
trum in Tokyo einen
Workshop zum Thema
„Developing and Training
a Human Ressource for
Research Management".
Der Workshop wurde
durch die deutsche Bot�
schaft in Japan unter�
stützt. 

In Beiträgen von deut�
schen und japanischen Ex�
perten wurden die Forschungslandschaften in
beiden Ländern vorgestellt und verglichen. An�

schließend wurden aus beiden Ländern Bei�
spiele und Erfahrungen zum Wissenschafts �

management in Univer�
sitäten und außeruniver�
sitären Forschungsein�
richtungen präsentiert.
Abschließend wurden die
Ergebnisse in einer offe�
nen Diskussion mit allen
Teilnehmern und Teil�
nehmerinnen zusammen�
getragen und diskutiert.

Auf der deutschen Seite
war die Universität Speyer
insbesondere durch Do�
zenten aus dem Master�

studiengang M.P.A. Wissenschaftsmanagement
prominent vertreten. So gab es Beiträge von

Dr. Anke Rigbers (evalag). Herr Dr. Miller
stellte in seinem Vortrag „Empfehlungen zur
Steuerung und Bewertung der Indikatoren
des Forschungsratings" einen im Januar 2013
vom Wissenschaftsrat verabschiedeten Kern�
datensatz Forschung vor. Seit dem 1. August
diesen Jahres finanziert das BMBF ein ent�
sprechendes Projekt zur Standardisierung eines
Kerndatensatzes Forschung. In diesem Daten�
satz soll eine belastbare Datenbasis zu For�
schungsaktivitäten bereitgestellt werden. Die
Grundlage dieses Datensatzes lässt sich in
den Empfehlungen des Wissenschaftsrates
zur Bewertung und Steuerung von For�
schungsleistungen ablesen. Danach ist einer
ex ante Kontrolle gegenüber einer ex post
Kontrolle der Vorzug zu geben (z. B. hohe
Qualität in Berufungsverfahren eher als auf�
wändige Kontrolle von Leistung). Ein weiterer
wichtiger Punkt ist, dass valide (und den dis�
ziplinären Besonderheiten angemessene) Be�
wertungen nur durch informed peer review
(d. h. Vergleichsdaten als Begutachtungshilfe)
möglich sind. Und drittens sind fachbasierte
Bewertungsmaßstäbe wichtig. Denn nur un�
ter Berücksichtigung disziplinärer Besonder�
heiten ist Leistungsmessung sinnvoll.

Frau Dr. Rigbers referierte zum Thema „Ex�
terne Perspektive auf Evaluationen von
Hochschulen und Forschungseinrichtungen".
Als Stiftungsvorstand der Evaluierungsagen�
tur Baden�Württemberg (evalag) nahm Frau
Dr. Rigbers in ihrem Vortrag eine übergeord�
nete Perspektive der Evaluation von Wissen�
schaftseinrichtungen ein. Ähnlich wie Herr
Dr. Miller betonte auch Frau Dr. Rigbers die
Wichtigkeit von peer review�Verfahren als
„Kern aller Begutachtungsverfahren". Zu�
gleich räumte sie aber auch ein, dass der
Stärke des Verfahrens, nämlich Entscheidun�
gen auf der Basis von Expertise zu treffen,
auch Schwächen gegenüberstehen, etwa
durch die selektive Wahrnehmung der Revie�
wer oder durch ggf. subjektive, nicht reflek�
tierte Aussagen. In der Weiterentwicklung der
System� und Programmakkreditierung sieht
Frau Dr. Rigbers die größten Herausforderun�
gen innerhalb der Evaluation von Hochschulen.

Im Studiengang „M.P.A. Wissenschaftsma�
nagement" sind insgesamt 36 Studierende
eingeschrieben. 

Deutsch�japanischer Workshop zum Wissenschaftsmanagement

Prof. Dr. Takahashi und Prof. Dr. Schmoch leiten die Ab-
schlussdiskussion des Workshops in Tokyo

Foto: Uni Speyer

STUDIUM
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„Einen Fragebogen erstellen? Das kann doch
jeder…!?" � Dass dem nicht so ist, zeigte der
Gastvortrag von Jun.�Prof. Dr. Jochen Mayerl
(TU Kaiserslautern) auf, den er am 27. Juni
2013 im Rahmen der von Katharina Heil und
Dr. Daniel Rölle geleiteten Projekt�AG „Empiri�
sche Sozialforschung: Von der Frage zum Un �
ter suchungsdesign" an der Deutschen Universi �
tät für Verwaltungswissenschaften Speyer hielt. 

In seinem Gastvortrag mit dem Titel „Befrag�
tenverhalten verstehen � Informationsverarbei�
tung und Response�Effekte in Umfragen" be�
schäftigte sich Herr Mayerl vor allem mit der
Frage, welche Fehlerquellen bei Datenerhebun�
gen zu beachten sind und wie Befragte Infor�
mationen verarbeiten bzw. wie ihre Angaben in
der Befragung zu interpretieren sind. Den Stu�

dierenden und den zahlreichen Gästen wurde
deutlich, wie beispielsweise die Reihenfolge der
Fragen, die Befragungs�
situation oder Zustim�
mungseffekte (Akquies�
zenzeffekte) die Befra�
gungsergebnisse beein�
flussen können. 

Der Vortrag konnte auf�
zeigen, dass ein Frage�
bogen mehr ist als die
bloße Aneinanderrei�
hung von Fragen, son�
dern stattdessen viel
Zeit, Erfahrung und methodische Fachkennt�
nisse erfordert. 

Empirische Sozialforschung: 
Von der Frage zum Untersuchungsdesign

Jun.-Prof. Dr. Jochen Mayerl
(TU Kaiserslautern)

Foto: Uni Speyer

Herrn Foit von der DFG, der im Studiengang
für das Modul „Personal und Organisationsent�
wicklung" verantwortlich ist, von Herrn Dr.
Mundi vom Zentrum für Wissenschaftsma�
nagement (ZWM), das wesentlich zur Konzep�
tion des Studiengangs beigetragen hat, Herrn
Dr. Ertmann, Mitverantwortlicher im Modul
„Historische und rechtliche Rahmenbedingun�
gen des Wissenschaftssystems", sowie von Pro�
fessor Dr. Schmoch, Leiter des Studiengangs
„M.P.A. Wissenschaftsmanagement". 

Neben einem eigenen Beitrag moderierte Prof.
Dr. Schmoch die abschließende Diskussion zu
Ergebnissen des Workshops in Kooperation mit
Prof. Dr. Takahashi von der JST. 

In den Beiträgen wurde von beiden Seiten die
wachsende Bedeutung des Wissenschaftsma�
nagements betont, insbesondere die Notwen�
digkeit einer systematischen Ausbildung von
Nachwuchskräften. Einigkeit bestand darin,
dass die Anforderungen an die Tätigkeit eine
akademische Ausbildung erfordern. 

Auch für die japanische Situation zeigte sich,
dass es wesentliche Unterschiede zwischen dem

Wissenschaftsmanagement an Universitäten
und außeruniversitären Einrichtungen gibt,
wobei sich das Management an Universitäten
als Expertenorganisationen als besondere Her�
ausforderung erweist. In vielen Einzelgesprä�
chen am Rande des Workshops wurde daher
ein Erfahrungsaustausch zwischen den deut�
schen und japanischen Experten und Exper �
tinnen vereinbart.

Aus der Sicht der Universität Speyer ist positiv
zu vermerken, dass der Studiengang „M.P.A.
Wissenschaftsmanagement" internationale Be�
achtung findet und die interdisziplinäre Kon�
zeption als berufsbegleitender Studiengang auf
große Resonanz stößt. 

Insgesamt schließt sich der Workshop in 
Tokyo an den Besuch einer japanischen De �
legation der Universität Speyer im Februar
2013 an, die sich ebenfalls für den Studien�
gang „M.P.A. Wissenschaftsmanagement"
interessierte. Vor diesem Hintergrund wird es in
Zukunft weitere Kooperationen mit Japan in
diesem Bereich geben.

STUDIUM
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Am 26. April 2013 fand in der Aula der Universität
die Übergabe der Magisterurkunden an die erfolg �
reichen Absolventin�
nen und Absolventen
des 37. Jahrgangs des
Verwaltungswissen�
schaftlichen Aufbau�
studiums statt. Rektor
Wieland konnte den
folgenden 29 Studie�
renden zum akademi�
schen Grad einer Ma�
gistra bzw. eines Ma�
gisters der Verwal�
tungswissenschaften
(Mag. rer. publ.) gra�
tulieren: Sascha Adam,
Afia Asafu�Adjei, Dr.
David Bergius, Laura
Blees, Johanna Bolte,
Michael Bottke, Anna
Beeke Emanuel, André
Engels, Philipp Gergen, Thomas Geyer, Katharina
Heck, Valentin Helm, Timo Hoffmann, Dieter Katz,
Thomas Kerkhoff, Johannes Kletting, Veronika
Koch, Stefan Kopf, Mirjam Kopp, Anne Kramer,
Stefan Lorenz, Dr. Christian Rathgeber, Sabine
Schmidtchen, Melanie Schmitt, Sarah Schmitt, My�

riam Schmöe, Julia Schultes, Patrycja Toczko, Chri�
stina Weber und Janosch Wegener. 

Damit erhöht sich die
Gesamtzahl der Absol�
venten dieses renom�
mierten Studienpro�
gramms auf knapp 1.500
(darunter 350 Ausländer�
innen und Ausländer)
seit dem Start des Quali�
fizierungsprogramms im
Jahr 1976.

Auch in diesem Jahr
konnte der Rektor wieder
drei Hörer besonders für
die von ihnen in ihrem
Studium in Speyer er�
brachten Leistungen aus�
zeichnen. Dr. Christian
Rathgeber erhielt als be�
ster Absolvent des Jahr�
gangs sowohl den Preis

des Rektors als auch den mit 500 Euro dotierten
Preis der Vereinigung der Freunde und Förderer der
Deutschen Universität für Verwaltungswissenschaf�
ten Speyer e.V. Ebenfalls ausgezeichnet wurden Jo�
hanna Bolte und Mirjam Koop.

Feierliche Übergabe der Magisterurkunden 
im Verwaltungswissenschaftlichen Aufbaustudium

Am. 26. Juli 2013 fuhren wir, eine
Gruppe meist ausländischer Studie�
render und deutscher Hochschulkol�
legen in Begleitung des Akademi�
schen Auslandsamtes der Universität
im Rahmen der Exkursion des Som�
mersemesters 2013 in das „Pfälzer
Bergland". Die Route führte uns aus
der Hitze von Speyer quer durch
Rheinland�Pfalz zur Burg Lichten�
berg im Landkreis Kusel. 

Während einer Führung konnte
die Gruppe vieles über Geschichte
und Bedeutung der Burg Lichten�
berg erfahren. Die Besichtigung des
Musikantenland�Museums auf der
Burg brachte uns die unterschied�
lichen Perspektiven für die Tradition
und das Leben der Menschen in der
Region auf besondere Weise näher. 

Im Anschluss an die Besichtigung
wurde uns beim Mittagessen im

Burgrestaurant in gemütlicher Atmo�
sphäre das internationale und inter�
kulturelle Kennenlernen erleichtert.

Danach ging es mit dem Bus wei�
ter zum Wildpark Potzberg. Die Teil�
nehmer begeisterte das Highlight der
Exkursion: die Greifvogelschau mit

Weißkopfseeadlern und zahlreichen
weiteren Greifvögeln, die der Falkner
mit „Chicken McNuggets" (so seine
Worte) knapp über die Köpfe der
Zuschauer dirigierte. 

Zusammengefasst kann man sa�
gen, dass wir uns den ganzen Tag
sehr gut unterhalten und ausge�
tauscht haben. Es wurde viel gelacht
und die Exkursion hat uns beim
Kennenlernen geholfen. Außerdem
ist es im Kuseler Bergland aufgrund
der Höhenlage deutlich kühler als in
Speyer, so dass wir dort einen freien
Tag genießen durften, ohne zu
schwitzen.

Abschließend ging es zurück nach
Speyer, wo wir am frühen Abend an�
kamen. Hier war allerdings wieder
Schwitzen angesagt. 

S. Lee

Magisterfeier in der Aula                                               Foto: Uni Speyer

Exkursion zur Burg Lichtenberg und Wildpark Potzberg

Greifvogelschau mit Weißkopfseeadlern im
Wildpark Potzberg              Foto: Uni Speyer
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Im Zeitraum zwischen dem 1. und dem 15. April
2013 hat der Berichterstatter auf Einladung durch
den Rektor des Fernöstlichen Verwaltungsinstituts,
Prof. Dr. Nikolai Gorbunov, und im Rahmen der
DAAD�Ostpartnerschaft zwischen dem Fernöst�
lichen Verwaltungsinstitut und der Universität für
Verwaltungswissenschaften Speyer, einen For�
schungsaufenthalt in Chabarowsk, Russland, Ferner
Osten, wahrgenommen, großzügig gefördert durch
eine Reisebeihilfe des DAAD.

Im Zentrum des Aufenthalts am Fernöstlichen
Verwaltungsinstitut Chabarowsk standen insgesamt
vier jeweils zweistündige Diskussionsveranstaltun�
gen zu Fragen der „Korruptionsbekämpfung und
Korruptionsprävention", eingeleitet durch eigene
Ausführungen zum Thema „Korruptionsbekämp�
fung: deutsche Erfahrungen", jeweils sprachlich
vermittelt durch Frau Elena Michalat, Dozentin (Se�
nior lecturer) am Fernöstlichen Verwaltungsinstitut.
Der Kreis der Zuhörer und Mitdiskutanten bestand
aus Staatsbeamten aus den Fernöstlichen Verwal�
tungsbezirken, aus Studierenden im 3. Studienjahr
(Jura; Wirtschaftswissenschaften), Angehörigen ei�
nes Studienprojekts mit einem Themenschwerpunkt
in der Korruptionsprävention und Korruptionsbe�
kämpfung sowie aus weiteren Studierenden und
Fortbildungsteilnehmern des Verwaltungsinstituts.

Die Diskussionsrunden dienten dem rechtlichen
und verwaltungswissenschaftlich angelegten Ver�
gleich, betrafen insbesondere Unterschiede in der
Implementation gesetzlicher Vorgaben und loteten
die Wirksamkeitsgrenzen einer Antikorruptionsge�
setzgebung aus, berührten aber ebenso auch
grundsätzliche Fragen zur Akzeptanz und Wirksam�
keit von Gesetzen, zur Evaluierung der Normenwir�
kung, zur Überlagerung gesetzlicher Vorgaben mit
der Folge einander widersprechender Regelungen,
ferner Fragen der Gesetzestreue, der Gesetzesorien�
tierung und zu Unterschieden in den gesellschaft�
lichen, ökonomischen, politischen und historischen
Voraussetzungen und Ursachen der Korruption, so�
wie allgemeine verwaltungskulturelle Fragen.

Betont wurde Korruption als gefährliche gesell�
schaftliche Erscheinung, die vor allem die Institu�
tionen des Staates schwächt. Korruption stehe den
Erfordernissen dringend gebotener sozialer Trans�
formation und einer effektiven Volkswirtschaft im
Wege; sie rufe Misstrauen gegenüber der Verwal�
tung und ihren Behörden hervor und schade dem
Image des Landes in der Außensicht. 

Mittlerweile sei in Rußland zur Korruptionsbe�
kämpfung und �prävention ein nahezu komplettes

System von Gesetzgebungsakten zusammengestellt
und erlassen worden, insbesondere das Bundesge�
setz „über den Staatsdienst in der Russischen Föde�
ration", im Jahr 2004 verabschiedet und 2008 er�
weitert, das Bundesgesetz „Über die Ordnung der
Eingaben der Bürgerschaft" vom 2.5.2006, das
Bundesgesetz „über Korruptionsbekämpfung" vom
25.12.2008, ferner � in der nächsten Vollzugsebene
� der Erlass des Präsidenten der Russischen Födera�
tion „Zu Kommissionen über die Anforderungen an
das dienstliche Verhalten der Beamten" vom
1.7.2010, sowie ein Erlass „Über Hauptprinzipien
des dienstlichen Verhaltens der Beamten" vom
20.4.2007/16.7.2009, und weiters ein Erlass „Über
Maßnahmen zur Korruptionsbekämpfung" vom
19.5.2008/1.7.2010, eine Verordnung der Regie�
rung der Russischen Föderation „Zur Antikorrup�
tionsprüfung der Gesetzgebungsakte" im Jahr
2010, und ein weiterer Erlass des Präsidenten „Über
die Nationalstrategie und den nationalen Plan zur
Korruptionsbekämpfung" ebenfalls in 2010. 

Forschungsaufenthalt am Fernöstlichen Verwaltungsinstitut Chabarowsk

Fernöstliches Verwaltungsinstitut, Chabarowsk, Russland 
Fotos: Christian Koch

Stadtansicht von Chabarowsk
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Ungeachtet dieses dichten Regelungswerkes stei�
ge national die Zahl der korruptionsbezogenen
Rechtsverletzungen weiter an. Zu den insbesondere
zu lösenden Problemen gehörten die Organisation,
Durchführung und Rechtswirkungen der Antikor�
ruptionsexpertise ebenso wie die tatsächlichen
Schwierigkeiten, die den öffentlich Bediensteten
entstehen, wenn sie Informationen über ihre Ein�
kommen und die Einkommen ihrer Ehepartner und
Kinder zur Verfügung stellen müssen. Es fehle auf
der föderalen Ebene an gesetzlichen Regelungen
darüber, wie es um die Sicherheit derjenigen Be�
diensteten bestellt ist, die über Korruptionsfälle
Mitteilung machen oder über einkommensbezoge�
ne Tatsachen. Insgesamt fehle es an wirklich zu�
ver lässigen Methoden zur Bewertung der Effekti�
vität des Binnensystems zur Prävention der Korrup�
tionsrisiken in den Behörden. Mit Blick auf Korrup�
tionsbekämpfung und �prävention bleiben Forde�
rungen nach Abgrenzung der Kompetenzen und
der Zuständigkeits� bzw. Verantwortungsbereiche
der Behörden und der Beamten. 

Ein besonderer Akzent lag auf den Möglichkeiten
und Konsequenzen disziplinarrechtlicher Würdi�
gung von Korruptionsverhalten, mit der unter Um�
ständen drohenden Entfernung aus dem Dienst;
der doch sehr unbestimmte Begriff des Dienstver�
gehens leitet unmittelbar zu den binnenverwal�
tungsrechtlichen Festlegungen und Orientierungen
für korruptes Verhalten. Auch die Mehrebenendif�
ferenzierung erweist sich als mögliches Hindernis
für die Effizienz der Korruptionsbekämpfung. Jen�
seits der Tatsache, dass die Russische Föderation
ein komplettes System für den Bereich der Korrup�
tionsbekämpfung eingerichtet hat, zeigt sich ein
beachtlicher Anteil noch ungelöster Probleme bei
der Umsetzung dieser Gesetze. 

In einem zweiten � ergänzenden � Komplex von
Veranstaltungen, diesmal an der ,Khabarovsk State
Academy of Economics and Law' (KSAEL), standen
im Vordergrund zwei Vortrags� und Diskussionsver�
anstaltungen � eingerichtet und geleitet von Frau
Professorin Dr. Natalia Abletsova, Inhaberin eines
der fremdsprachlichen Lehrstühle, � zum Thema
EU, ESM, Krisenszenarien um den Euro�Raum mit
Blick auf Griechenland und Zypern („European
Union and ESM. Some Aspects"). 

In der von Studierenden und Mitgliedern der 
State Academy (Juristische, Wirtschaftswissen�
schaftliche und Sprachwissenschaftliche Fakultäten)
besuchten insgesamt in englischer Sprache abge�
haltenen Veranstaltung kamen in der Diskussion
vor allem die Zukunft des Eurosystems, die politi�

schen Machtverhältnisse innerhalb der EU, die
möglichen Fliehkräfte in der EU (auch angesichts
der Austrittsoption des Lissabon�Vertrags), die Be�
deutung des Zusammenhalts als Rechtsgemein�
schaft, die Funktionsweise der Institutionen, die
andauernde Attraktivität der Marktfreiheiten auch
und gerade in Krisenzeiten (vgl. die Arbeitsmigra�
tion innerhalb der EU) zur Sprache, ebenso Fragen
der rechtlichen Stabilität, der Arbeitsweise und 
Effizienz der EU�Institutionen. Der Umgang mit
der Vielsprachigkeit der EU war ebenfalls Gegen�
stand der Diskussion; hier wurde vor allem auf den
eGovernment�Bezug aufmerksam gemacht; ohne
die modernen Techniken der Sprachmittlung und
der Abrufbarkeit nahezu aller EU�Dokumente in 
allen EU�Vertragssprachen im Internet wäre der 
Implementationsprozess des EU�Rechts kaum mög�
lich; auch die Realisation der Marktfreiheiten be�
darf der elektronischen Unterstützung (vgl. die
Dienstleistungsrichtlinie). 

Eine weitere Vortrags� und Diskussionsveranstal�
tung an der Fernöstlichen Staatlichen Humanwis�
senschaftlichen Universität Chabarowsk (DVGGU),
Lehrstuhl für Deutsche Philologie, Frau Professorin
Dr. Larissa Kulpina, hatte das Generalthema: „Staat,
Macht, Rhetorik" zum Gegenstand, und zwar ent�
lang der Lesung und Interpretation einiger exem�
plarisch vom Berichterstatter ausgewählter Textaus�
züge � Goethe, Torquato Tasso (Streitgespräch,
Staatsraison und Individualismus im Konflikt);
Schiller, Wallenstein (Monolog, Selbstvergewisse�
rung um Entscheidungsbedingungen); Friedrich II.
von Preußen (Feldherrnrede in aussichtslos erschei�
nender Situation, Fragen der Idealisierung); Roman
Herzog („Ruckrede": Rede als zentrales politisches
und gesellschaftliches Gestaltungsmittel des
Bundespräsidenten; Mobilisierung der Eliten); Joa�
chim Gauck (Tischrede zum Staatsbesuch des Prä �
sidenten der griechischen Republik Papoulias); 
Joachim Gauck (Rede in Sant'Anna di Stazzema).
Im Diskurs mit studentischen Teilnehmern und
Lehrstuhlmitarbeitern wurden interkulturell einige
Vergleichsperspektiven in der Wahrnehmung der
Darstellungsmöglichkeiten der russischen Sprache
und des Deutschen im Kontext in Verse gefasster
Dramatik einerseits und besonderer historisch�poli�
tischer Herausforderungen andererseits vertieft.

Christian Koch
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Zu berichten ist von einem Work �
shop unter dem Generalthema
„ANTI�CORRUPTION STATE 
POLICY: Formulation and Imple �
men tation in Russia and Germa�
ny", der vom 21. bis 25. April
2013 an der Tyumen State Uni�
versity in Tyumen (Russland)
stattgefunden hat; Gastgeberin
dort war Frau Professorin Dr. Iri�
na Pluzhnik, Institut für Recht,
Wirtschaft und Management, Ab�
teilungsdirektorin für Internatio�
nale Angelegenheiten. Die insti�
tutionelle und organisatorische
Basis dieser Tagung bildete das
DAAD�Ostpartnerschaftspro�
gramm der Deutschen Universität
Speyer mit dem Fernöstlichen
Verwaltungsinstitut Khabarovsk
und der Tyumen State University
als Partnern, initiiert, koordiniert
und wissenschaftlich geleitet von
Univ.�Prof. Dr. Dr. h. c. Andreas
Knorr, der zusammen mit weite�
ren Universitätsangehörigen aus
Speyer � em. Univ.�Prof. Dr.
Eberhard Bohne, M.A., Diplom�
Volkswirtin Dr. Kira Baranova und
Katerina Potapova, M.A., Mag.
rer. publ., und dem Berichterstat�
ter �, einer hochrangigen Delega�
tion aus Khabarovsk und Wissen�
schaftlern, Justiz� und Verwal�
tungspraktikern aus Tyumen so�
wie Mitgliedern der Russischen
Juristenvereinigung an dem
Workshop teilgenommen hat. 
Eine dichte und facettenreiche
Folge von Vorträgen zeichnete
diese Tagung insbesondere aus.

Im Plenarsaal der Tyumen Re�
gional Duma vor dem um deren
Mitglieder erweiterten Audito�
rium hat der Berichterstatter in
der Sitzung am 22. April zum
Thema „Transparenzgesetzge�
bung in Deutschland � das Bei�
spiel Hamburg" referiert (Text�
übersetzung von Dr. Kira Barano�
va; Vortragsübersetzung durch
Elena Michalat, Khabarovsk, und

andere): Transparenzgesetzge�
bung kennzeichnet die rechtspo�
litische und legislatorische Nach�
folgegeneration der Informa�
tionsfreiheitsgesetzgebung in
Bund und Ländern Deutschlands.
Sie präzisiert, verschärft und be�
grenzt die Rechte und Pflichten
der am Verwaltungskommunika�
tionsprozeß Beteiligten. Das
Ham burger Transparenzgesetz 
reflektiert die Strukturen der
Staats� und Verwaltungsorgani�
sation ihres Wirkungskreises und
ist ein wichtiges Instrument für
die Initiierung von Volksbegehren
und Volksentscheiden. Die Trans�
parenzgesetzgebung hat Rück �
wirkungen auf die Verwaltungs�
politik, auf Selbstverständnis und
Organisation der öffentlichen
Verwaltung, auf Verwaltungs �
verfahren, auf die Verwaltungs�
praxis. Transparenzgesetzgebung
steht neben den regierungs� und
verwaltungstypischen Funktionen
der Aufsicht und Kontrolle; sie ist
Ausdruck und Instrument des
electronic Government�Profils der
öffentlichen Verwaltung; sie ver�
knüpft objektive Informations�
pflichten des Staates mit subjek�
tiven Informationsansprüchen
seiner Bürger; sie greift insbeson�
dere in die Grauzone (teil�)priva�
tisierter Verwaltungsaufgaben
und schlicht öffentlicher Aufga�
ben. Sie erhöht in diesen Berei�
chen die Transparenz, tritt aber
in ein ausgleichungsbedürftiges
Spannungsverhältnis zum kom�
munalen Wirtschaftsrecht und
zur Kommunalaufsicht.

Transparenzgesetzgebung wirkt
grundrechtsgestaltend, prägt
mögliche Grundrechtsschranken,
begründet oder reformuliert
überdies staatliche Schutzpflich�
ten für Dritte (natürliche und ju�
ristische Personen); sie wirkt in
der Nachfolgegeneration der
fachbezogenen, insbesondere auf

Umwelt und Verbraucherschutz
gerichteten Informationsgesetze
flankierend.

Transparenzgesetzgebung paßt
schließlich vorzüglich in die su�
pranationalen und internationa�
len Transparenzerwartungen, wie
sie nicht allein an den Bundesge�
setzgeber als mitgliedstaatlichen
Umsetzungsgesetzgeber der Eu�
ropäischen Union und Partner
internationaler Vertrags� und
Handelssysteme gestellt werden
dürfen, sondern auch an die
Länder, insbesondere dann, wenn
sie � wie die Freie und Hanse�
stadt Hamburg � im europäischen
und internationalen Dienstleis �
tungsmarkt und im internationa�
len Handel wichtige Beiträge
leis ten.

Die Transparenzerwartungen
sind aus der Perspektive der Öf�
fentlichkeit formuliert; es ent�
steht ein gesellschaftlicher Kon�
trollauftrag, in den auch Erwar�
tungen an Korruptionsbekämp�
fung und �prävention einbe�
schlossen sind.

Unter den vielfältigen Kritik�
punkten zum hamburgischen
Transparenzgesetz, aber auch ge�
nerell zu einer Transparenzge�
setzgebung dieser Bauart seien
hier nur einige hervorgehoben: 

Erstens: Die Kompatibilität zu
anderen Elementen der Informa�
tions(freiheits)gesetzgebung ist
unzureichend; Verbraucher�
schutz�Informationsansprüche,
Umweltinformationsansprüche
folgen eigenen Regelungssyste�
men; den Charakter eines „allge�
meinen" „vor die Klammer gezo�
genen" Informationszugangsge�
setzes kann das Transparenzge�
setz nur unvollkommen zuge�
sprochen erhalten.

Zweitens: Problematisch blei�
ben die Konkretisierungslasten;
es könnte sich eine gewisse Aus�
forschungspraxis bilden, gerade

Transparenzgesetzgebung
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an den Schnittstellen von Politik
und Verwaltung. Auch ergeben
sich Rückwirkungen des Informa�
tionsanspruchs auf die innere
Struktur der öffentlichen Verwal�
tung, verbunden mit (durchaus
informellen) Vermeidungs� und
Verhinderungsstrategien und 
Reaktionen.

Drittens müßten die auf den
möglichen Informationsanspruch
hin erforderliche Daten� und 
Dokumentenpflege sowie das
Vorhalten von Aktualisierungs�
diensten deutlich ausgebaut und
Aufbewahrungsfristen neu kon �
zipiert werden. Die Gefahr insbe�
sondere elektronischer Archivie�
rungsexzesse besteht, gerade mit
Blick auf Mängel der inhaltlichen
Konturen und Grenzen des Infor�
mationsanspruchs. Auch die ‚Me�
dienbrüche' in ‚Hybrid'�Akten
werden zum Problem.

Viertens könnten sich die
Span nungslagen aus einander
widerstreitender Amtspflichten
beim Beauftragten für Daten�
schutz und Informationsfreiheit
verschärfen, der als Wahrer des
Informationsanspruchs einerseits
und als Schützer der Daten ins�
besondere auch Dritter unter Um �

ständen einen nur schwer erträg�
lichen In�sich�Konflikt aushalten
und amtlich rechtfertigen muß;
aus dem Transparenzgesetz erge�
ben sich jedenfalls eine weitere
Zuspitzung der Abwägungserfor�
dernisse und ein weiterer Anstieg
der Beanstandungspflichten.

Fünftens erscheint problembe�
haftet auch die Einpassung der
Informationspflichten und der
Durchsetzung des Informations�
anspruchs in Staatsverträge mit
anderen (Bundes�)Ländern oder
mit Körperschaften des öffentli �
chen Rechts, insbesondere sol�
chen mit (teilweiser) Grund�
rechtsträgerschaft: Universitäten
und Hochschulen, Rundfunk�
und Fernsehanstalten, Kirchen.
Hier ergeben sich Schnittstellen
verschiedener Informationsord�
nungen und Datenschutzregimes.

Sechstens zum eGovernment�
Bezug: Offen ist die Einpassung
von Transparenzgesetzen der
(Bundes�)Länder in eine noch
deutlich im Entwurfsstadium be�
findliche electronic Government�
Gesetzgebung des Bundes. In
dem Vorpreschen einiger Länder
kann zwar eine föderalstaatliche
Herausforderung durch die mög�

liche elektronische Unifizierung
der ebenengeliederten Verwal�
tungsstruktur mit ihren gegen�
einander abgeschichteten Verant�
wortungs� und Kontrollebenen
gesehen werden � von den mit
Selbstverwaltung begabten Trä�
gern mittelbarer Staatsverwal�
tung ganz zu schweigen �, aber
den grundgesetzlich vorgezeich�
neten Rahmen des Art. 91 c GG
hätte man deutlicher respektieren
sollen.

(Zum Ganzen vgl. hier nur Die�
ter Dörr, Informationsfreiheit, in:
Detlef Merten/Hans�Jürgen Pa�
pier [Hg.], Handbuch der Grund�
rechte, Bd. IV, Heidelberg 2011, §
103; Christian Heuking/Sibylle v.
Coelln, „Public Compliance" �,
Maßnahmen zur Regelkonformi �
tät im öffentlichen Sektor �,DÖV
2012, S. 827 ff.; Oliver Jauch,
Das Hamburgische Transparenz�
gesetz [HmbTG] � Ein Paradig�
menwechsel in der Informations�
freiheit, DVBl. 2013, S. 16 ff.)

Christian Koch

Am 7. Juni 2013 begrüßten der Rektor der Univer�
sität Speyer, Univ.�Prof. Dr. Joachim Wieland, und
der Prorektor der Universität Speyer, Univ.�Prof. Dr.

Stefan Fisch, eine Delegation unter der Leitung des
Präsidenten der Gesellschaft für Verwaltungsreform
(China Society of Administration Regform) mit Sitz
in Peking, Wie Liquin, der auch Vizepräsident der
mit der Universität Speyer kooperierenden Chinesi�
schen Akademie für Verwaltungswissenschaften
(CAG) ist und in der VR China einen Ministerrang
innehat. Neben Liquin nahmen auch Frau Dai
Guiying (Executive Vice President and Secretary
General Western China Human Ressources Develo�
pement Foundation and Standing Director der
CSOAR), Herr Wang Manchuan (CSOAR), Frau Li
Yunquin (CSOAR) und Herr Wang Lu (CAG) an dem
Treffen teil. Im Mittelpunkt des Besuchs stand die
Vertiefung der Zusammenarbeit im Bereich For�
schung und Beratung. Die Chinesische Verwal�
tungsakademie bildet 15.000 Beamte (Entschei�
dungsträger, Abteilungsleiter) fort. 

Chinesische Delegation zu Gast in Speyer

Der Vizepräsident der CAG, Minister Wie Liquin und der Rektor der
Uni Speyer, Univ.-Prof. Dr. Joachim Wieland            Foto: Uni Speyer



SpeyerJournal Nr. 23                                                  Seite 23INTERNATIONALES

Anfang Juni 2013 hat der Rektor der Deutschen
Universität für Verwaltungswissenschaften Speyer,
Herr Univ.�Prof. Dr. Joachim Wieland, an dem
Alumni�Treffen des DAAD in Tiflis teilgenommen.
Diese Gelegenheit nutzte er nicht nur für ein per�
sönliches Kennenlernen und intensive Gespräche
mit Herrn Alexander Kvitashvili, dem damaligen
Rektor der Staatlichen Universität Tiflis (TSU), son�
dern er traf auch den von georgischer Seite für das
Master programm „Public Administration" verant�
wortlichen Dekan der Juristischen Fakultät, Herrn
Prof. Dr. Irakli Burduli sowie Herrn Prof. Dr. Giorgi
Khubua. 2009 wurde auf Initiative der Rektoren
der beiden Partneruniversitäten, Herrn Univ.�Prof.
Dr. Dr. h. c. Karl�Peter Sommermann und Herrn
Prof. Dr. Giorgi Khubua, das zweijährige Master�
programm „Public Administration" an der TSU ein�
geführt. Es stellt einen Beitrag zur Verbesserung
der Aus� und Weiterbildung von Fach� und Füh�
rungskräften im öffentlichen Sektor in Georgien

dar und wird von der VolkswagenStiftung unter�
stützt. Herr Univ.�Prof. Dr. Wieland und seine Frau
sind auch von den Studierenden des zweiten Jahr�
gangs des Masterprogramms herzlich empfangen
worden und haben den Besuch mit einem gemein�
samen Spaziergang durch die Altstadt abgerundet.

Treffen der Rektoren in Tiflis

Alexander Kvitashvili, Rektor der Staatlichen Universität Tiflis, und der
Rektor der Uni Speyer, Univ.-Prof. Dr. Joachim Wieland 

Foto: Uni Speyer

Gemeinsam mit Univ.�Prof. Dr.
André W. Heinemann (Universität
Bremen) und Melanie Nofz (Uni
Speyer und Universität Bremen)
nahm Univ.�Prof. Dr. Dr. h. c.
Andreas Knorr vom 15. bis 18.
Juli 2013 an der 13. Konferenz
der World Conference on Trans�
port Research Society in Rio de
Janeiro teil. Die WCTR stellt das
größte und wichtigste Diskus�
sionsforum der Verkehrswissen�
schaft weltweit dar, wobei das
Spektrum der Tagung fast alle
Aspekte der Verkehrsforschung, 
�planung, �politik und des Ver�
kehrsmanagements umfasst. Die
multimodale, interdisziplinäre
und sektorübergreifende Perspek�
tive der Konferenz dient der
Identifizierung von aufkommen�
den Problemen und Möglichkei�
ten von politischer, geschäftlicher
oder technischer Art, welche die
Verkehrsforschung, die praktische
Verkehrspolitik und das Verkehrs�
management zukünftig beein�
flussen. Univ.�Prof. Dr. Dr. h. c.
Knorr stellte dabei zum einen

sein gemeinsam mit Prof. Dr.
Alexander Eisenkopf (Zeppelin
University Friedrichshafen) er�
stelltes Papier zum Thema „Why
have most road infrastructure
PPP projects failed in Germany?"
sowie das gemeinsam mit Univ.�
Prof. Dr. André W. Heinemann
erarbeitete Forschungsergebnis
über „Emissions Trading and Avi�
ation: A Critical Assessment of
the European Union Emission
Trading Scheme" vor. Zu dem
Sachverhalt „The Rise in petrol
prices and the discussion on the
German commuting allowance:
agglomeration effects and an al�
ternative concept for commuting
subsidies in Germany" trug
Univ.�Prof. Dr. André W. Heine�
mann ein in Koautorenschaft mit
Univ.�Prof. Dr. Dr. h. c. Andreas
Knorr und Univ.�Prof. Dr. Rudolf
Hickel (Universität Bremen) er�
stelltes Forschungspapier vor.
Melanie Nofz präsentierte ihre
Forschungsergebnisse zu der Pro�
blematik „The effects of purcha�
sing incentives on the demand

for electric vehicles" im Rahmen
einer Postersession. 

13. World Conference on Transport Research (WCTR) 
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Ende August 2013 kamen 23 georgische Studieren�
de des Masterprogramms „Public Administration"
an die Deutsche Universität für Verwaltungswissen�
schaften nach Speyer, um an der gemeinsamen
Summer School mit dem Titel „Public Administra�
tion in a Multi�Level System" teilzunehmen. Die
zweiwöchige Summer School stellt die letzte Ver�
anstaltung des insgesamt zweijährigen englisch�
sprachigen Studiengangs, den die Tbilisi State Uni�
versity (TSU) in Kooperation mit der Deutschen
Universität für Verwaltungswissenschaften Speyer
mit Unterstützung der VolkswagenStiftung in 
Georgien anbietet, dar. Das Studienprogramm soll 
einen wesentlichen Beitrag zur Aus� und Weiterbil�
dung von Fach� und Führungskräften im Öffent�
lichen Dienst in Georgien leisten. Im Rahmen der
Summer School erhielten die Studierenden Einblik�
ke in die Strukturen der Bundesrepublik Deutsch �
land und der EU. Neben Lehrveranstaltungen, in
denen beispielsweise Themen wie Ethik im Öffent�
lichen Dienst vertieft oder die Entwicklung der Ver�
waltungswissenschaften zu einer wissenschaftlichen
Disziplin erläutert wurden, standen Exkursionen zu
den folgenden Institutionen auf der Agenda: die
Deutsche Bundesbank 
und die Deutsche Börse in Frankfurt am Main, das
Neue Justizzentrum in Koblenz, das Ministerium
des Inneren, für Sport und Infrastruktur und der
Landtag in Mainz, das Europäische Parlament und

der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte in
Straßburg. Auch der Oberbürgermeister der Stadt
Speyer, Herr Hansjörg Eger, hat die Studierenden
herzlich willkommen geheißen und mit ihnen über
die Aufgaben auf kommunaler Ebene gesprochen. 

Daneben haben die Studierenden mit großer Be�
geisterung über ihre zuvor absolvierten Praktika
berichtet. Das interdisziplinäre Masterprogramm
umfasst als praktische Komponente zwei Praktika.
Das erste findet nach dem ersten Studienjahr in 
der öffentlichen Verwaltung in Georgien statt und
das zweite Praktikum am Ende des zweijährigen
Studiengangs in einem EU�Mitgliedstaat. Die mei�
sten Studierenden haben dieses mindestens sechs�
wöchige Auslandspraktikum bei einem deutschen
Praktikumsgeber oder bei einer internationalen Or�
ganisation absolviert. Dabei haben sie wertvolle 
Berufserfahrungen gesammelt und im Rahmen der
Summer School sehr anschaulich dargestellt, wie
sie in den Arbeitsalltag eingebunden waren und
wie sich dies auf ihre weitere berufliche Karriere
auswirken könnte. Praktikumsgeber waren Organi�
sationen wie der Europarat, das Bürgermeisteramt
der Stadt Frankfurt am Main, das Europäische Par�
lament, die Deutsche Gesellschaft für Internationa�
le Zusam menarbeit (GIZ), die Konrad�Adenauer�
Stiftung, verschiedene Organisationen der UN und
Universitäten wie beispielsweise das Institut für
Ostrecht der Universität zu Köln, etc.

Summer School in Speyer und Auslandspraktika im Rahmen
des Masterprogramms Public Administration

Die Teilnehmer der Summer School vor dem Mainzer Landtag                                                                                                Foto: Uni Speyer 
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Herr Prof. Dr. Giorgi Khubua, ehemaliger Rektor der
TSU, der gemeinsam mit Herrn Univ.�Prof. Dr. Dr.
h. c. Karl�Peter Sommermann das Masterprogramm
2009 initiiert hat, reiste ebenfalls an und hielt eine
Veranstaltung zur Dezentralisierung und Selbstver�
waltung und nahm an den Arbeitstreffen der Orga�
nisatoren teil. Begleitet wurde die Summer School
auch von Frau Tamar Berishvili, die das Masterpro�
gramm von georgischer Seite koordiniert und von
Frau Dr. Tamar Gvaramadze, Dozentin des Pro�
gramms. Verantwortlich für die Summer School an

der Deutschen Universität für Verwaltungswissen�
schaften waren in der ersten Woche Herr Univ.�
Prof. Dr. Dr. h. c. Andreas Knorr und in der zweiten
Woche Herr Univ.�Prof. Dr. Dr. h. c. Karl�Peter
Sommermann. Mit Bestehen der noch abzugeben�
den Masterarbeiten werden die Studierenden des
zweiten Jahrgangs das Studienprogramm Anfang
2014 abgeschlossen haben. 

In diesem Oktober startete bereits der dritte Jahr�
gang des zweijährigen Masterprogramms mit 25
neuen Teilnehmern.

Das neugegründete Institut für Verwaltungswissen�
schaften an der TSU, dessen Mitglieder die Deut�
sche Universität für Verwaltungswissenschaften
Speyer, die georgische Regierung, vertreten durch
das Finanzministerium und die Tbilisi
State University (TSU) sind, hat im
September 2013 bereits zwei Veran�
staltungen durchgeführt. Zum einen
wurden Mitarbeiter des georgischen
Finanzministeriums von Dozenten der
Universität Speyer, Herrn Univ.�Prof.
Dr. Dr. h. c. Andreas Knorr und Frau
Dr. Kira Baranova und Herrn Prof. Dr.
Nils Otter (Fachhochschule Kärnten)
zu Themen wie die finanziellen
Grundlagen der kommunalen Selbst�
verwaltung, aktuelle Steuerreformen
im internationalen Vergleich sowie
Ursachen und Probleme der Eurokrise
geschult. Die feierliche Diplom�Über�
gabe erfolgte durch den Finanz �
minister, Herrn Nodar Khaduri, per�
sönlich. Das Institut plant bereits,
weitere Trainings und Weiterbildungen
für den öffentlichen Sektor Georgiens anzubieten. 

Am 16./17. September 2013 fand unter der wissen�
schaftlichen Leitung von Herrn Univ.�Prof. Dr. Dr.
h. c. Karl�Peter Sommermann und Herrn Prof. Dr.
Giorgi Khubua eine regionale Konferenz mit Unter�
stützung der GIZ zur Transformation der öffent�
lichen Verwaltung im Südkaukasus mit Schwer�
punkt auf Georgien statt. Die Konferenz wurde von
dem Vize�Rektor der TSU Herrn Prof. Dr. Levan
Alexidze und Herrn Prof. Dr. Giorgi Khubua, der
der neue wissenschaftliche Direktor des Instituts für
Verwaltungswissenschaften an der TSU ist, feierlich
eröffnet. Vertreter der vier Länder Armenien, Aser�

baidschan, Georgien und Deutschland und andere
Interessierte erörterten den Stand der Reformen in
den Transformationsländern und schufen damit ei�
ne gemeinsame Diskussionsgrundlage für Verbesse�

rungsansätze im Bereich der Verwaltung und der
Entwicklung des öffentlichen Dienstes. Die Veran�
staltung, bei der sich die Mitglieder der Universitä�
ten und Verwaltungsakademien der verschiedenen
Länder teilweise erstmals kennen lernten, diente als
erfolgreicher Auftakt, um den aktuellen Stand in
der Region zu analysieren und damit weitere Ver�
anstaltungen für die Zukunft am Institut für Ver�
waltungswissenschaften planen zu können. Seitens
der Universität Speyer und dem Deutschen For�
schungsinstitut für öffentliche Verwaltung Speyer
nahmen Univ.�Prof. Dr. Eberhard Bohne, apl.Prof.
Dr. Christian Koch und Univ.�Prof. Dr. Dr. h.c. Karl�
Peter Sommermann mit Beiträgen an der Konfe�

Institut für Verwaltungswissenschaften an der 
Tbilisi State University (TSU)

Feierliche Übergabe der Diplome durch den georgischen Finanzminister, Herrn Nodar
Khaduri                                                                                              Fotos: Uni Speyer
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renz teil. Zum Thema der Aus� und Fortbildung im
öffentlichen Dienst brachte sich Frau Sandra Budy

(Senat der Freien Hansestadt Hamburg) mit prakti�
schen Beispielen ein. Bei der Eröffnung der Konfe�
renz wirkte Herr Davit Narmania, Minister für
Regiona les und Infrastruktur von Georgien, mit
und Herr Dr. Guido Müntel überbrachte die Gruß�
worte im Namen der Deutschen Botschaft.

Mit der Gründung des Instituts für Verwaltungs�
wissenschaften an der TSU, das auf Seiten der Uni�
versität Speyer von Herrn Univ.�Prof. Dr. Dr. h.c.

Andreas Knorr und Herrn Univ.�Prof. Dr. Dr. h.c.
Karl�Peter Sommermann vertreten wird, konnte

auch ein institutionel�
ler Rahmen für das
zweijährige Studien�
programm „Master of
Public Administra�
tion" geschaffen wer�
den, für dessen aka�
demische Leitung
Herr Univ.�Prof. Dr.
Dr. h. c. Karl�Peter
Sommermann verant�
wortlich ist. Die För�
derung von Dokto�
randen, die für länge�
re Forschungsaufent�
halte nach Speyer

kommen werden, wird derzeit weiter ausgebaut. 

Im Oktober 2013 startet der dritte Jahrgang des
zwei jährigen interdisziplinären Masterprogramms
mit  25 neuen Teilnehmern. Das Studienprogramm
bietet die TSU in Kooperation mit der Deutschen 
Universität für Verwaltungswissenschaften Speyer
seit 2009 mit Unterstützung der VolkswagenStif�
tung an.

Podiumsdiskussion zum Thema Professionalisierung des öffentlichen Dienstes: Aus- und Fortbildung, Auswahl-
und Laufbahnsysteme im Vergleich

INTERNATIONALES

Zum 50. Jubiläum des Élysée�Vertrags (1963�
2013) veranstaltete die Deutsche Universität für
Verwaltungswissenschaften Speyer (Universität
Speyer) gemeinsam mit der École Nationale 
d'Administration (ENA) vom 25. bis zum 29.
September 2013 eine Deutsch�Französische 
Sommerschule „Theorie und Praxis der Deutsch�
Französischen Zusammenarbeit in Verwaltung
und Wissenschaft seit dem Élysée�Vertrag". 

Die Sommerschule stand unter der Schirmherr�
schaft der Französischen Botschaft in Berlin und
wurde finanziert durch die Deutsch�Französische
Hochschule. Teilnehmer waren zum einem Teil
angehende Führungskräfte der öffentlichen Ver�
waltung und zum anderen Teil Nachwuchswis�
senschaftlerInnen sowohl aus Frankreich als auch
aus Deutschland. Ziel der Sommerschule war es,
Wissenschaftlern und Praktikern beider Länder

einen Rahmen zu bieten, in dem sie sich über
aktuelle Themen der deutsch�französischen Zu�
sammenarbeit im Lichte der unterschiedlichen
politischen, sozialen und kulturellen Traditionen
austauschen konnten. Gefördert wurde somit
nicht nur der interkulturelle Erfahrungsaustausch,
sondern auch die Möglichkeit relevante Aspekte
der internationalen Zusammenarbeit zu reflektie�
ren bzw. zu trainieren. Am Mittwoch trafen sich
zunächst alle Teilnehmer und Referenten im Re�
staurant „Domhof" in Speyer bei einem gemein�
samen Abendessen, das zum ersten Kennenler�
nen und informellen Austausch einlud. Donners�
tagmorgen fand dann die offizielle Begrüßung
im Vortagssaal des Gästehauses der Universität
Speyer statt. 

Zum Auftakt hielt Prorektor Univ.�Prof. Dr. Ste�
fan Fisch einen Vortrag über die gemeinsame

Theorie und Praxis der Deutsch�Französischen Zusammenarbeit in
Verwaltung und Wissenschaft seit dem Élysée�Vertrag

Deutsch�Französische Sommerschule
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Geschichte der ENA und der Universität
Speyer. Danach gab es eine feierliche Begrü�
ßung von Seiten der Organisatoren der Som�
merschule: Dr. Fabrice Larat, wissenschaft �
liche Leitung der ENA, Univ.�Prof. Dr. Dr. 
h. c. Karl�Peter Sommermann und Dr. Laure 
Ognois, wissenschaftliche Leitung der Uni�
versität Speyer. Des Weiteren richteten Univ.�
Prof. Dr. Patricia Oster�Stierle, Vize�Präsi�
dentin der Deutsch�Französischen Hoch�
schule und Herr Emmanuel Suard, Direktor
des Institut Français an der Französischen
Botschaft in Berlin, das Wort an alle An �
wesenden. 

Der erste Programmpunkt war am Vormittag
eine Podiumsdiskussion über die deutsch�
französische Verwaltungszusammenarbeit
aus der Perspektive von Austauschbeamten.
Moderiert wurde die Diskussion von Univ.�
Prof. Dr. Frank Baasner vom deutsch�franzö�
sischen Institut in Ludwigsburg, bei der Dr.
Martin Jungius vom Auswärtigen Amt und
Bertrand Cadiot vom französischen Innen �
ministerium von ihren Erfahrungen berich �
teten. Michaela Wiegel von der Frankfurter
Allgemeinen Zeitung bereicherte die Diskus�
sion mit der Expertise einer deutschen Kor�
respondentin in Paris. 

Nach dieser anregenden Diskussion brachen
alle TeilnehmerInnen und ReferentInnen
zum Bun desverfassungsgericht in Karlsruhe
auf, wo der Bundesverfassungsrichter Univ.�
Prof. Dr. Peter Michael Huber alle willkom�
men hieß. Nach einer Führung durch das
Gericht hatten die TeilnehmerInnen die 
Gelegenheit, aus erster Hand Näheres über
den Tätigkeitsbereich eines Bundesverfas�
sungsrichters zu erfahren und über Unter�
schiede und Gemeinsamkeiten mit dem
Conseil Constitutionel zu diskutieren. Die
Eindrücke konnten schließlich bei einem
gemein samen Abendessen mit Weinprobe
ausgetauscht werden. 

Im Rahmen des Themenschwerpunkts „Personal�
management und Personalführung" bot sich am
Freitag den TeilnehmerInnen die Möglichkeit in
vier Arbeitsgruppen die Themen Rekrutierung,
Beförderung, Führung und Personalentwicklung
aus verschiedensten Perspektiven zu beleuchten.

Geleitet wurden die Arbeitsgruppen und die Dis �
kussion von Gerhard Fuckner aus dem Ministerium
des Inneren Rheinland�Pfalz und von Jean�Fra�
nçois Monteils, Conseiller maître à la Cour des
comptes Paris. Des Weiteren hielt Christine Bene�
ke, ENA�Absolventin und Doktorandin an der

In Arbeitsgruppen beleuchteten die Teilnehmerinnen und Teilnehmer der
Sommerschule die einzelnen Themen                             Fotos: Uni Speyer
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Universität Mainz einen Vortrag über die wesent�
lichen Aspekte des Personalmanagements aus
deutsch�französischer Perspektive. 

Bei der von Univ.�Prof. Dr. Stefan Fisch geleite�
ten Stadtführung am Nachmittag zeigte sich
Speyer von seiner sonnigsten Seite und die Gäste
hatten die Chance mehr über die deutsch�fran�
zösiche Geschichte der Stadt zu erfahren. Der
feierliche Empfang im Rathaus durch den Ober�
bürgermeister Hansjörg Eger und ein anschlie�
ßendes Abendessen im Ratskeller rundeten diesen
Tag wunderbar ab. Am Samstag fanden zwei Ar�
beitsgruppen statt: AG 1 zu „Außenpolitik EU"
und AG 2 zu „Bildungspolitik (Bologna und Ex�
zellenzinitiative)". Im Rahmen der Arbeitsgrup�
pen wurden diese Themen aus wissenschaftlicher
und praxisorientierter Perspektive erörtert. Im�
pulsreferate der NachwuchswissenschaftlerInnen
dienten hierbei als Diskussionsbasis. Moderiert
wurde die AG 1 „Außenpolitik EU" von Maxime
Lefebvre, französischer Botschafter in Wien, und
von Dr. Fabrice Larat, wissenschaftliche Leitung
der ENA. Zur AG 2 „Bildungspolitik" fand zu�
nächst eine Podiumsdiskussion mit Prof. Dr. Die�
ter Leonhard, Rektor der Hochschule Mannheim,
Thierry Rambaud, Professeur des Universités en

droit public und am Conseil de l'Europe, Univ.�
Prof. Dr. Margret Wintermantel, Präsidentin des
DAAD, und Univ.�Prof. Dr. Jean�Pierre Finance,
ehema liger Président de la Conférence des Rec�
teurs d'Universités, statt. Danach wurden in einer
abschließenden Plenarsitzung die Ergebnisse der
AGs vorgestellt und diskutiert. Anschließend bot
Anne Dussap�Kohler vom Euro�Institut einen
„Debriefing culturel" an. Nach einigen Dank�
und Schlussworten konnten die TeilnehmerInnen
den Abend dann bei einer gemeinsamen Rhein�
schifffahrt ausklingen lassen. Vor der feierlichen
Verabschiedung und Abreise am Sonntag wurde
noch ein gemeinsamer Ausflug nach Heidelberg
unternommen. 

Sowohl die Veranstalter als auch TeilnehmerIn�
nen und ReferentInnen empfanden die Sommer�
schule als einen großen Erfolg mit gehaltvollen
Diskussionen und lehrreichem Austausch. Es
bleibt zu hoffen, dass es künftig mehrere Veran�
staltungen dieser Art geben wird, bei welchen die
deutsch�französische Freundschaft bzw. Koopera�
tion in Verwaltung und Wissenschaft wie an die�
sen fünf Tagen in Speyer lebendig und spürbar
sein wird.

Univ.�Prof. Dr. Michael W. Bauer
führt derzeit in Kooperation mit
John D. Graham, Ph D, Dean der
School of Public and Environ�
mental Affairs (SPEA), Indiana
University, Bloomington, USA,
ein gemeinsames vergleichendes
Forschungsprojekt zur Rolle der
Parlamente in der Haushaltspoli�
tik am Beispiel des Europäischen
Parlaments und des Congressio�
nal Budget Office (CBO) in den
USA durch. 

Das Forschungsprojekt mit dem
Titel „The Resource�Allocation
Functions of the European Parli�
ament and the US Congress: A
Comparison of Analytic Capabili�
ties" wird derzeit vom Deutschen
Forschungsinstitut für öffentliche
Verwaltung (FÖV) Speyer geför�
dert. Das Ziel der ersten Phase

der Untersuchung lag auf der 
Ermittlung des formalen und tat�
sächlichen Einflusses des EU�Par�
laments im Haushaltgesetzge�
bungsverfahren und der Haus�
haltskontrolle. Der besondere 
Fokus lag auf den organisatio na �
len Kapazitäten und Möglichkei�
ten des EU�Parlaments, im Ver �
gleich zu denen des Rats und 
der Kommission. 

Im Rahmen dieses Projektes
führte Herr Univ.�Prof. Dr. Mi�
chael W. Bauer zusammen mit
Dean Graham im Juli 2013 eine
Reihe von Experteninterviews mit
den Mitgliedern und Beamten
des EU�Parlaments, des Rats und
der Kommission in Brüssel durch.

In der zweiten Untersuchungs�
phase sind Fallstudien geplant,
anhand derer die Rolle des EU�

Parlaments im EU�Haushaltsver�
fahren konkret aufgezeigt wer�
den soll. Die Erkenntnisse aus
der Studie zum EU�Parlament
sollen in einem nächsten Schritt
mit der Rolle der CBO im US�
amerikanischen Haushaltsprozess
verglichen werden. Im Rahmen
des Forschungsprojekts sind Ver�
anstaltungen in Brüssel geplant. 

Als Ergebnis soll das Projekt zu
gemeinsamen Publikationen und
Konferenzbeiträgen führen. Es
setzt die erfolgreiche Koopera�
tion zwischen der Universität und
FÖV Speyer und der SPEA, India�
na University, Bloomington auf
der Forschungsebene fort.

The Resource�Allocation Functions of the European Parliament and
the US Congress: A Comparison of Analytic Capabilities
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Handbuch der Grundrechte in
Deutschland und Europa

Seit Sommer 2013 im Buchhandel
greifbar ist nun auch der fünfte
Band des Handbuchs der Grund�
rechte in Deutschland und Europa
(HGR): Grundrechte in Deutsch�
land � Einzelgrundrechte II, in der
Herausgeberschaft von Univ.�Prof.
Dr. Dr. Detlef Merten und Univ.�
Prof. Dr. Dres. h. c. Hans�Jürgen
Papier, Präsident des Bundesver�
fassungsgerichts a. D. Mit diesem
Band V sind die Grundrechte in
Deutschland in einer in sich abge�
schlossenen Gesamtschau greifbar.
Band 5 als Schlußstein dieses auf
die Grundrechte des Grundgeset�
zes gerichteten Gewölbebogens
des Handbuchs beginnt bei den
Freiheiten der wirtschaftlichen und
politischen Gestaltung, erfasst die
Gleichheitsrechte und endet mit
den rechtsstaatlichen Prozess�
grundrechten und �grundsätzen,
denn „Mit dem Ausbau und der
Stärkung der dritten Gewalt hat
das Grundgesetz die Rechtsstaat�
lichkeit zu einem Leitmotiv ge�
macht", wie das Vorwort betont. 

Inhaltlich strukturiert ist der
fünfte Band im Einzelnen wie
folgt: Achter Teil: Wirtschaftliche,
politische und Verfahrensrechte:
Erstes Kapitel: Wirtschaftliche Frei�
heiten: § 111 Gewährleistung des
Eigentums (Depenheuer); § 112
Gewährleistung des Erbrechts (P.
Kirchhof); § 113 Berufsfreiheit (H.�
P. Schneider); § 114 Der Beruf des
Beamten und das Berufsbeamten�
tum (Merten); § 115 Vertrags� und
Wettbewerbsfreiheit (Brenner); 
§ 116 Koalitionsfreiheit (v. Dan�
witz). Zweites Kapitel: Der Einzel�
ne im Staat: 1. Abschnitt: Politi�
sche Rechte: § 117 Petitionsfrei�
heit (H. Bauer); § 118 Parteienfrei�
heit (Hillgruber); § 119 Stellung
der Parteien (M. Schröder); § 120
Freiheit und Gleichheit der Wahl
(Kotzur); § 121 Widerstand im
Rechtsstaat (Höfling). 2. Abschnitt:
Staatsvolk und Staatsfremde: § 122

Verbot der Auslieferung und des
Entzugs der Staatsangehörigkeit
(Schmalenbach); § 123 Asylrecht
(Hailbronner). Drittes Kapitel: Auf�
fangtatbestand: § 124 Die allge�
meine Handlungsfreiheit als Auf�
fangtatbestand (Kahl). Viertes 
Kapitel: Gleichheitsrechte: § 125
Der allgemeine Gleichheitssatz
(Pietzcker); § 126 Gleichberechti�
gung von Mann und Frau (D.
Rich ter); § 127 Spezielle Gleich�
heitsrechte (Wendt); § 128 Strikte
Privilegierungs� und Diskriminie�
rungsverbote (Uerpmann�Witt�
zack). Fünftes Kapitel: Verfahrens�
grundrechte: § 129 Rechtsstaat �
liche Prozeßgrundrechte und 
�grundsätze (Uhle); § 130 Richter �
liche Unabhängigkeit (Papier); 
§ 131 Der Richter im demokrati�
schen Verfassungsstaat (Voßkuh�
le); § 132 Verbot von Ausnahme�
gerichten und Anspruch auf den
gesetzlichen Richter (Horn); § 133
Rechtliches Gehör (Graßhof); § 134
Nullum crimen, nulla poena sine
lege (H. A. Wolff); § 135 Ne bis in
idem (Nolte).

Unter dem Motto „multum non
multa" zollen die Herausgeber in
ihrem Vorwort der Autorenge �
mein schaft Dank und respektvolle
Anerkennung, ebenso dem C. F.
Müller�Verlag für reibungslose Zu�
sammenarbeit und der Fritz Thys�
sen�Stiftung für ihre langjährige
ebenso großzügige wie unbüro�
kratische Förderung bei der wis�
senschaftlichen Vorbereitung und
Begleitung des Projekts.

Insgesamt liegt das Ziel des im
Rahmen des Deutschen For�
schungsinstituts für öffentliche
Verwaltung Speyer etablierten
Handbuch�Projekts (Projektbear�
beitung durch den Berichterstat�
ter; Projekt�Laufzeit bis Ende Fe�
bruar 2015) in einer gerade auch
in den verschiedenen Anwen�
dungszusammenhängen des Ver�
waltungsrechts zuverlässig hand�
habbaren Bestandsaufnahme der
Grundrechte samt in ihnen ange�
legter Entwicklungsperspektiven.

Die deutsche, die europäische und
die international�völkervertrags�
rechtlich verankerte Grundrechts�
substanz wird in rund 270 Einzel�
beiträgen aufbereitet, und die
wechselseitigen Einflüsse, Entste�
hungs� und Wirkungsbedingungen
eines „Jus Commune Europaeum"
werden sichtbar. 

Das Handbuch�Projekt geht zü�
gig seiner Vollendung entgegen,
wie der aktuelle Projektstand im
Überblick der im Verlag C. F. Mül�
ler, Heidelberg bisher erschienenen
Bände deutlich macht: Band I:
Entwicklung und Grundlagen
(2004); Band II: Grundrechte in
Deutschland � Allgemeine Lehren I
(2006); Band III: Grundrechte in
Deutschland � Allgemeine Lehren II
(2009); Band IV: Grundrechte in
Deutschland � Einzelgrundrechte I
(2011); Band V: Grundrechte in
Deutschland � Einzelgrundrechte II
(2013); Band VI/1: Europäische
Grund� und Menschenrechte
(2010); Band VI/2: Europäische
Grundrechte II: Universelle Men�
schenrechte (2009); Band VII/1:
Grundrechte in Österreich (2009) �
die zweite Auflage ist für 2014 in
Vorbereitung; Band VII/2: Grund�
rechte in der Schweiz und in
Liechtenstein (2007). 

Folgebände zur Aufarbeitung
der Grundrechte in West�, Nord�
und Südeuropa und der Grund�
rechte in Ostmitteleuropa und
Osteuropa sind in Vorbereitung.
Und an einem Gesamtregister wird
kontinuierlich gearbeitet.

Mannheim Change2

Beim Auftaktworkshop des Städte�
vergleichs im Rahmen der Evalu �
ierung Mannheim Change2 in
Mann heim hielt Univ.�Prof. Dr. 
Gisela Färber am 18. April 2013
einen Vortrag zum Thema „Re�
formwellen der Verwaltungsmo�
dernisierung in der „Neuzeit": Er�
fahrungen und Konsequenzen".
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Antikorruptionspolitik im
deutsch�russischen Vergleich

Gemeinsam mit Dr. Kira Baranova
und apl. Prof. Dr. Christian Koch
nahm Univ.�Prof. Dr. Dr. h. c. An�
dreas Knorr an dem III. Workshop
des DAAD�Ostpartnerschaftenpro�
jekts „Antikorruptionspolitik im
deutsch�russischen Vergleich" in
Tjumen (Russland) teil. Dabei stell�
te Univ.�Prof. Dr. Dr. h. c. Andreas
Knorr das von ihm und Prof. Dr.
Nils Otter verfasste Papier zu dem
Thema „Korruptionsprävention
durch Transparenz? Eine Analyse
der Governance�Probleme von res�
sourcenreichen Ländern" am 22.
April 2013 vor.

Steuerungsgruppe 
„Demografie"

Am 22. April 2013 referierte Prof.
Dr. Gunnar Schwarting in der
Steu  erungsgruppe „Demografie"
der Landeshauptstadt Stuttgart zu
kommunalen Strategien zur Be �
wäl  tigung des demografischen
Wandels. 

1. Speyerer Tagung zu Public
Corporate Governance

Im Rahmen der 1. Speyerer Ta�
gung zu Public Corporate Gover�
nance 2013 hielt Prof. Dr. Gunnar
Schwarting am 23. April 2013 ei�
nen Vortrag zum Risikomanage�
ment in Unternehmen. 

Stand und Perspektiven der 
Gesundheitsversorgung

Am 26. April 2013 nahm Univ.�
Prof. Dr. Dr. h. c. Rainer Pitschas
an der von der Goethe�Universität
Frankfurt am Main gemeinsam
mit dem Institut für Europäische
Gesundheitspolitik und Sozial�
recht veranstalteten Tagung über
„Stand und Perspektiven der Ge�
sundheitsversorgung 2013 � 
Optionen und Probleme recht�
licher Gestaltung" teil. 

Personalmanagement in der
Verwaltungspraxis

Im Rahmen des Kolloquiums
„Personalmanagement in der Ver�
waltungspraxis" referierten im
Sommersemester Volker Euskir�
chen (ver.di) zur Interessenvertre�
tung in der Verwaltung und Dr.
Christoph Heidrich (Unfallkasse
Rheinland�Pfalz) zum Gesund�
heitsmanagement.

Vortrag in Potsdam

Univ.�Prof. Dr. Gisela Färber refe�
rierte am 15. Mai 2013 auf der
Fachvereinigungstagung Beamten�
versorgung der AKA in Potsdam
zum Thema „Zukunft der Beam�
tenversorgung � finanzierbar, lei�
stungsgerecht, sicher?". 

Kommunale Entschul �
dungs hilfen

Auf der Jahrestagung des Finanz �
wissenschaftlichen Ausschusses des
Vereins für Socialpolitik vom 23.
bis 25. Mai 2013 sprach Prof. Dr.
Gunnar Schwarting zum Thema
„Kommunale Entschuldungshilfen".

Gute Rechtsetzung

Am 24. Mai 2013 referierte Univ.�
Prof. Dr. Gisela Färber im Rahmen
des 11. Gemeinsamen Seminars
„Gute Rechtsetzung" des Deut�
schen Forschungsinstituts für öf�
fentliche Verwaltung und der
Escola d'Administració Pública de
Catalunya in Speyer zum Thema
„Die Rolle des deutschen Nationa�
len Normenkontrollrates bei der
Verbesserung der Rechtsetzung". 

Vortrag in Pfinztal�Söllingen 

Im Workshop der Kassenzahnärzt�
lichen Vereinigung Baden�Würt�
temberg und der Kassenzahnärzt�
lichen Vereinigung Bayern hielt
Univ.�Prof. Dr. Dr. h. c. Rainer Pit�
schas am 31. Mai 2013 in Pfinz�
tal�Söllingen einen Vortrag zum

Thema „Qualitätsanforderungen
und Maßnahmen der Qualitätssi�
cherung in der zahnärztlichen
Versorgung auf dem Hintergrund
der Qualitätsoffensive des Gemein �
 samen Bundesausschusses (G�BA)". 

Vortrag in New York

Im Juni 2013 hielt Univ.�Prof. Dr.
Michael Bauer auf einem Work �
shop der Maxwell School of Citi�
zenship and Public Affairs an der
Syracuse University in New York
einen Vortrag zum 
Thema „Bureaucratic Autonomy 
of International Public Administra�
tions � Concepts, Measurement
and Empirical Insights".

Vortrag in Amsterdam

Im Rahmen der 20th CES Interna�
tional Conference of Europeanists
in Amsterdam referierte Univ.�
Prof. Dr. Michael Bauer im Juni
2013 zum Thema „The home view
on re gional paradiplomacy: Ex �
ploring Brussels regional office
usefulness?".

Landesmindestlohnkonferenz

Univ.�Prof. Dr. Gisela Färber wurde
vom Senat der Freien Hansestadt
Bremen in seiner Sitzung am 4.
Juni 2013 zum 10. Juni 2013 als
Vorsitzende der Landesmindest�
lohnkonferenz zur Feststellung des
Mindestlohns für Arbeitnehmerin�
nen und Arbeitnehmer berufen.

Finanzierung der Kommunen

Am 4. Juni 2013 informierte Prof.
Dr. Gunnar Schwarting eine geor�
gische Delegation über die Finan�
zierung der Kommunen in
Deutschland.

Anhörung im Sächsischen 
Landtag

Prof. Dr. Gunnar Schwarting nahm
am 5. Juni 2013 als Sachverstän�
diger, insbesondere zur beabsich�
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tigten Verankerung des Konnexi�
tätsprinzips, an einer Anhörung
des Sächsischen Landtags zur Än�
derung der Landesverfassung teil. 

International Congress of IIAS
in Manama (Bahrain)

Am 7. Juni 2013 hielt Univ.�Prof.
Dr. Dr. h. c. Andreas Knorr auf
dem International Congress of II�
AS (International Institute of Ad�
ministrative Sciences) in Manama
einen Vortrag zum Thema „Mis�
management of public megapro�
jects � why so often? Two case
studies from Germany", der ge�
meinsam mit PD Dr. Rahel Scho�
maker verfasst worden war.

Vortrag in Berlin

Univ.�Prof. Dr. Gisela Färber refe�
rierte auf der Jahrestagung des
Deutschen Vereins für öffentliche
und private Fürsorge e. V. in Ber�
lin am 12. Juni 2013 zum Thema
„Die Folgen der bundesstaatlichen
Schuldenbremse für die kommu�
nalen Haushalte". 

Auswirkungen der Schulden�
bremsen auf die öffentlichen

Haushalte

Am 18. Juni 2013 diskutierte Prof.
Dr. Gunnar Schwarting gemeinsam
mit dem Innenminister des Landes
mit Personalräten der Gewerk�
schaft ver.di über die Auswirkun�
gen der Schuldenbremsen auf die
öffentlichen Haushalte.

Zukunft der Kommunen in
Rheinland�Pfalz

Am 18. Juni 2013 hielt Univ.�Prof.
Dr. Gisela Färber einen Vortrag
zum Thema „Die Zukunft der
Kommunen in Rheinland�Pfalz �
zwischen Sparzwängen, nachhalti�
ger Daseinsvorsorge und guter Le�
bensqualität" auf der gleichnami�
ger Veranstaltung der Friedrich�
Ebert�Stiftung in Worms.

Kommunaler Finanzausgleich

Univ.�Prof. Dr. Gisela Färber nahm
am 19. Juni 2013 bei einer Anhö�
rung des Innenausschusses, des
Haushaltsausschusses und der En�
quetekommission Kommunalfi�
nanzen 16/1 des Landtags Rhein�
land�Pfalz in Mainz Stellung zum
Gesetzentwurf der Landesregierung
„Landesgesetz zur Reform des
kommunalen Finanzausgleichs". 

Vortrag in Dijon

Am 21. Juni 2013 hielt Univ.�Prof.
Dr. Gisela Färber im Rahmen der
Veranstaltung „La nouvelle Solida�
rité Financière Etat�Territoires:
Quels outils? Quelles perspectives?
Quelles avancées?",10ème Journée
des Finances locales de l'Université
de Bourgogne in Dijon, Frank�
reich, einen Vortrag zum Thema
„La péréquation en Allemagne:
une péréquation en panne? un
exemple à suivre?".

Finanzsituation der Kommunen

Bei der Frühjahrestagung des
Fachverbandes der Kämmerer in
NRW e. V. in Bochum referierte
Univ.�Prof. Dr. Gisela Färber am 3.
Juli 2013 zum Thema „Die Fi �
nanz situation der Kommunen in
der Bundesrepublik und in Nord �
rhein�Westfalen".

„Roter Salon"

Univ.�Prof. Dr. Gisela Färber hielt
am 16. Juli 2013 einen Kurzvor�
trag zum Thema „Das Elend einer
gerechten Steuerpolitik" bei der
Diskussionsveranstaltung „Roter
Salon" an der Universität für Ver�
waltungswissenschaften Speyer. 

Regierungsumzug Koreas

Am 17. Juli 2013 führte Univ�
Prof. Dr. Dr. h. c. Rainer Pitschas
auf Bitte des Korea Institute of
Public Administration (KIPA) ein
mehrstündiges Fachgespräch mit

Herrn Joon�Young Hur, PhD über
die Voraussetzungen und die er�
wartbaren Folgen des Regierungs�
umzugs Koreas von der Haupt�
stadt Seoul in die Verwaltungs�
stadt Sejong City. Dieses Projekt
beschäftigt sich u. a. mit der Fra�
ge, welche Effizienzverluste durch
den Umzug der Regierung und
der Mi nisterialverwaltung eintreten
könnten und wie sie zu minimie�
ren wären. Hintergrund des Ver�
gleichs sind die Erfahrungen, die
Deutschland mit dem Umzug von
Bonn nach Berlin zwischenzeitlich
erworben hat. Pitschas hat sich
mit diesem Zusammenhang schon
seit langem sowohl in Deutsch�
land als auch in Korea auseinan �
dergesetzt. Für Korea bedeutet der
bereits begonnene Umzug die Be�
wältigung vielfältiger Probleme,
die u. a. durch Einrichtung elek �
tronischer Konferenzen und von
Smart�Work�Centern bewältigt
werden sollen. Aber auch kulturel�
le Fragen (Public Values) spielen
eine Rolle. Das Problem ist auch
deshalb sehr komplex, weil der
Präsident der Republik Süd�Korea
sowie das Parlament in der Haupt�
stadt Seoul verbleiben wollen.

Festveranstaltung zum 70. Ge�
burtstag des Präsidenten 

des BVerfG a. D. 

Am 19. Juli 2013 nahm Univ.�
Prof. Dr. Dr. h. c. Rainer Pitschas
auf Einladung durch den Geehrten
an der Übergabe der Fest schrift
„Freiheit und Sicherheit in
Deutsch land und Europa" zum 70.
Geburtstag des ehemaligen Prä �
sidenten des BVerfG Univ.�Prof.
Dr. Drs. h. c. Hans�Jürgen Papier
teil. Die Veranstaltung wurde
durch einen Festvortrag des Präsi�
denten des Gerichtshofs der Euro�
päischen Union Prof. Dr. Dr. h. c.
mult. Vassilios Skouris eingeleitet;
weitere Vorträge schlossen hieran
an. Die Festveranstaltung fand im
Senatssaal des Bayrischen Land�
tags in München statt.
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Vortrag in Coruña

Im August 2013 hielt Univ.�Prof.
Dr. Michael Bauer an der Universi�
dade da Coruña, A Coruña, Spain,
einen Vortrag zum Thema „The
European Commission in the
twenty�first century".

Singapore Economic Review
Conference

Einen Vortrag zu dem in Koauto�
renschaft mit PD Dr. Rahel Scho�
maker erstellten Papier „Terrorism
and Migration as ‚Voice' and
‚Exit'" hielt Univ.�Prof. Dr. Dr. h. c.
Andreas Knorr auf der Singapore
Economic Review Conference
2013 am 6. August 2013. Im Rah�
men dieser Tagung stellte Knorr
zudem das gemeinsam mit Univ.�
Prof. Dr. André W. Heinemann er�
arbeitete Forschungsergebnis über
„Commuting and City States: Pre�
requisites for Decentralized Com�
muting Policy in a Multi�Level�
System" am 8. August 2013 vor.

Leben in der Großstadt

Am 9. August 2013 nahm Univ.�
Prof. Dr. Gisela Färber an einer
Podiumsdiskussion zum Thema
„Wohnen in der Großstadt � 
Herausforderung und Chancen"
beim Kongress „Leben in der
Großstadt" der CDU in Nieder�
sachsen in Hannover teil.

Besuch aus Burundi

Am 11. August 2013 besuchte
Herr Dr. Klaus Grütjen vom Pro�
gramme d'Appui Institutionnel et
Opérationnel au Secteur Agricole
der Republique du Burundi, Ost�
afrika, das diese gemeinsam mit
der belgischen Gesellschaft für
Entwicklungspolitik durchführt,
die Deutsche Universität für Ver�
waltungswissenschaften Speyer. 
Dr. Grütjen hat in Speyer über die
Staatlichen Entwicklungen in
West afrika promoviert; er ist der�
zeit als Co�Verantwortlicher für

die Entwicklung der Forschungsin�
stitutionen in der Republik Burun�
di zuständig. Thema des intensi�
ven Gesprächs waren aus verglei�
chender Sicht die Entwicklungen
des Agrarsektors in der Europäi�
schen Union einerseits, in West�
afrika und Burundi andererseits.
Nach wie vor ist Dr. Grütjen an
entwicklungspolitischen Verbin�
dungen zu der Universität Speyer
interessiert. 

Besuch aus Pakistan

Am 13. August 2013 besuchte auf
Einladung von Univ.�Prof. Dr. Dr.
h. c. Rainer Pitschas Dr. Aurang�
zeb Zulfiqar Khan, Assistant Pro�
fessor am Department of Manage�
ment Sciences im COMSATS Insti�
tute of Information Technology,
Islamabad, Pakistan, die Deutsche
Universität für Verwaltungswissen�
schaften Speyer. Dr. Khan hat in
Deutschland (Universität Trier) sein
Diplom in Business Administration
erworben; er ist Absolvent des
ehemaligen Verwaltungswissen�
schaftlichen Studienprogramms in
dessen entwicklungspolitischem
Zweig und er hat in Speyer pro�
moviert. Khan berichtete über die
Entwicklungen im Hochschulsek�
tor Pakistans sowie über die An�
strengungen des Landes, mit west �
lichen Ländern wissenschaftliche
Kontakte aufzubauen bzw. zu ver�
tiefen. Heute gehört Dr. Khan,
nicht zuletzt wegen seiner vertie�
fenden Studien an der University
of Maryland aufgrund eines Ful�
bright Stipendiums zu der wissen�
schaftlichen Elite in Pakistan. 

Kommunale Selbstverwaltung 

Am 21. August 2013 gab Prof. Dr.
Gunnar Schwarting einer Gruppe
weißrussischer Studenten einen
Überblick über die kommunale
Selbstverwaltung in Deutschland
und in Rheinland�Pfalz. Ähnlich
war die Thematik, die er im Rah�
men einer ‚Summer School' an der

Universität Speyer am 28. August
2013 vortrug.

Economic Aspects of Autonomy
and Secessionist Movements

Im Rahmen der Konferenz „States
Falling Apart? Secessionist and
Autonomy Movements in Europe
bei der Summer University on Fe�
deralism, Decentralisation and Con �
flict Resolution in Fribourg nahm
Univ.�Prof. Dr. Gisela Färber am
23. August 2013 am Roundtable
„Economic Aspects of Autonomy
and Secessionist Movements" teil.

Fiscal Federalism in Germany,
Russia and China

Univ.�Prof. Dr. Gisela Färber nahm
am 27. August 2013 an der Lehr �
 einheit und Roundtable Dis kussion
„Fiscal Federalism in Germany,
Russia and China" im Rahmen der
Summer University on Federalism,
Decentralisation and Conflict Re�
solution in Fribourg teil.

Jean Monnet Chair

Für die Zeit von September 2013
bis August 2016 wird der Lehrstuhl
für vergleichende Verwaltungswis�
senschaft und Policy�Analyse von
Univ.�Prof. Dr. Michael Bauer im
„Lifelong Learning Programm" der
EU gefördert. Der Lehrstuhl erhält
damit den Titel „Jean Monnet
Chair". Es werden verschiedene
Lehrprojekte durchgeführt und in�
haltlich wird „Die Rolle des Euro�
päischen Parlaments im EU�Haus�
haltsverfahren" mit Hilfe der EU�
Mittel erforscht werden.

Vortrag in Edinburgh

Im September 2013 referierte
Univ.�Prof. Dr. Michael Bauer auf
der 44th Annual Conference der
European Group for Public Admi�
nistration (EGPA) in Edinburgh
zum Thema „The role of the Eu�
ropean Commission in the EU's
response to the financial crisis".
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Vortrag in Bozen

Bei der IACFS�Konferenz „Federa�
lism as Decision�Making: Changes
in Structures, Procedures and Poli�
cies" an der EURAC in Bozen (I)
referierte Univ.�Prof. Dr. Gisela
Färber am 13. September 2013
zum Thema „Intergovernmental
Decision�Making in Financial Af�
fairs in Germany: Institutions, For�
mal and Informal Rules, and Pe�
culiarities".  

Vortrag in Hildesheim

Univ.�Prof. Dr. Dr. h. c. Rainer Pit�
schas referierte am 13. September
2013 auf dem 11. Betreuungsge�
richtstag Nord 2013 in Hildesheim
zum Thema „,Betreuung' als
Rechts� und Sozialschutz von
Volljährigen � zentrale Aufgabe
der kommunalen Sozialpolitik". 

Demografischer Wandel und
Demokratie in Brandenburg

Einen Vortrag zum Thema „Aus�
wirkungen des demografischen

Wandels auf demokratische Struk�
turen in Brandenburg und verbun�
dene Herausforderungen" hielt
Univ.�Prof. Dr. Gisela Färber am
23. September 2013 beim Fachge�
spräch „Demografischer Wandel
und Demokratie in Brandenburg"
der Heinrich�Boell�Stiftung Bran�
denburg in Potsdam.

Bürokratieentlastung der 
öffentlichen Verwaltung

Bei der Sitzung des AWV�Arbeits�
kreises 1.3 „Bürokratieentlastung
der öffentlichen Verwaltung" in
Berlin referierte Univ.�Prof. Dr. Gi�
sela Färber am 30. September 2013
zum Thema „Bedarfsermittlung
und aufgabenorientierte Finanz�
ausstattung im föderalen System �
Standardkostenmethodik / Metho�
dik Erfüllungsaufwand im Verhält�
nis Kommune � Land als Weg?

Academica�Net

Univ.�Prof. Dr. Dorothea Jansen
wurde von der Deutschen For�
schungsgemeinschaft (DFG) ins

Expertengremium des Academica�
Net berufen. Das von der Robert
Bosch Stiftung finanzierte Netz�
werk setzt sich zum Ziel den An�
teil von Frauen in Führungsposi�
tionen zu erhöhen. Außerdem
zeigt die Internetseite von Acade�
micaNet mittlerweile das Profil
von mehr als 1.200 Frauen in
Füh rungspositionen und rückt so�
mit exzellente Forscherinnen ins
Blickfeld derer, die wissenschaftli�
che Gremien oder Führungsposi�
tionen besetzen, die über Wissen�
schaft berichten, Konferenzpro�
gramme gestalten oder Experten
zur Entscheidungsfindung hinzu�
ziehen wollen.
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Vom 11. bis 12. April 2013 fand unter der wissen�
schaftlichen Leitung von Univ.�Prof. Dr. Hermann
Hill, Univ.�Prof. Dr. Mario
Martini und Edgar Wagner,
Landesbeauftragter für den
Datenschutz und die Infor�
mationsfreiheit Rheinland�
Pfalz, das 2. Speyerer Fo�
rum zur digitalen Lebens�
welt „Transparenz�Koopera�
tion�Partizipation � Die di�
gitale Verwaltung neu den�
ken" statt. Das Forum
schloss an die Veranstaltung
„Facebook, Google & Co. �
Chancen und Risiken" am
26./27. April 2012 in der
Universität Speyer an. In
diesem Jahr standen die
Leitprinzipien des Open Go�
vernment (Transparenz, Ko�
operation und Partizipation)
im Blick punkt. Neben der Vorstellung von Open
Data�Portalen ging es vor allem um Veränderun�
gen der Verwaltungskultur und Fragen der Kom�
petenzentwicklung bei Verwaltung und Bürgerin�
nen und Bürgern. 

Am 12. April 2013 kündigte Ministerpräsidentin
Malu Dreyer im Rahmen ihres Referats zur „Trans�
parenzgesetzgebung in Rheinland�Pfalz" ein neu�
es Transparenzgesetz und einen „Landesrat für di�
gitale Entwicklung und Kultur" an.

Die rheinland�pfälzische Landesregierung möchte
eine breit angelegte öffentliche Diskussion darü�
ber, wie die digitale Welt die Gesellschaft verän�
dert und welche ethischen und moralischen Fra�
gen und Aufgaben sich daraus ergeben, auf den
Weg bringen. Dazu wolle die Landesregierung ei�
nen „ständigen Landesrat für digitale Entwicklung
und Kultur" ins Leben rufen und unmittelbar an
die Staatskanzlei anbinden. Ihm sollen nach Aus�
sagen der Ministerpräsidentin Vertreterinnen und
Vertreter der Wissenschaft, der Wirtschaft und der
Zivilgesellschaft angehören.

In ihrer Rede vor dem Forum betonte Dreyer ihr
politisches Ziel einer „wirklichen Bürgergesell�

schaft" und sprach sich für
mehr Beteiligung der Bürge�
rinnen und Bürger an den
politischen Entscheidungs�
prozessen aus. „Bürgerge�
sellschaft bedeutet für mich
ein Mehr an Beteiligung und
Mitsprache � Bürgerbeteili�
gung belebt das demokrati�
sche Gemeinwesen und
stärkt den sozialen Zusam �
menhalt. Dadurch ist sie zu�
gleich auch eine grundle�
gende Voraussetzung für
mehr soziale Gerechtigkeit",
so die Ministerpräsidentin.

Grundlegende Bestandteile
von Partizipation seien
Transparenz und Kommuni�

kation. Das bedeute, dass staatliches Handeln
transparenter werden müsse. „Unsere Demokratie
braucht mündige und gut informierte Bürgerin�
nen und Bürger. Wir brauchen einen Kulturwan�
del im Denken und Handeln der Verwaltung. Poli�
tik muss sich stärker öffnen, sich erklären, ihre
Vorhaben und Entscheidungsgrundlagen nach�
vollziehbarer und verständlicher machen", sagte
die Ministerpräsidentin, die auf das geplante
Transparenzgesetz verwies.

Nur offen dargelegte Vorhaben und Entschei�
dungsgrundlagen könnten eine gesellschaftliche
Akzeptanz gewinnen. Dreyer: „Ein weiterer, be�
sonders wichtiger und erforderlicher Schritt zur
Verwirklichung dieses Ziels ist es, den Bürgerinnen
und Bürgern einen leichteren Zugriff zu mehr In�
formationen aus den Verwaltungsprozessen zu
geben. Schon mit dem 2009 in Kraft getretenen
Landesinformationsfreiheitsgesetz hat das Land
Rheinland�Pfalz einen allgemeinen und umfas�
senden Anspruch auf Zugang zu Informationen
der Landes� und Kommunalverwaltungen ge�
schaffen". Als einen anderen Schritt dazu verwies

Transparenz�Kooperation�Partizipation
Die digitale Verwaltung neu denken

Ministerpräsidentin Dreyer auf dem 2. Speyerer Forum 
zur digitalen Lebenswelt

Die rheinland-pfälzische Ministerpräsidentin Malu Dreyer
Fotos: Uni Speyer
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Dreyer in diesem Zusammenhang aber auch auf
das seit kurzem bestehende „Open�Government�
Portal Rheinland�
Pfalz" im Internet,
auf dem Bürgerinnen
und Bürger eingehen�
de Informationen zu
aktuellen Fragen der
Landespolitik abrufen
könnten.

Während das Infor�
mationsfreiheitsgesetz
vorsehe, dass Bürge�
rinnen und Bürger
auf Nachfrage Infor�
mationen erhalten, solle das neue Transparenzge�
setz Regelungen treffen, dass die Verwaltung ihre
Informationen in definierten Grenzen proaktiv zur
Verfügung stellten, so dass der Bürger jederzeit
Zugriff darauf habe. „Die vorgesehenen Änderun�
gen sind weit mehr als nur technischer Natur. Sie
sollen einen Kulturwandel im Staat, speziell in der
Verwaltung, bewirken", betonte die Ministerpräsi�
dentin. Malu Dreyer weiter: „Nicht mehr die Bür�
gerinnen und Bürger sollen bei der Verwaltung
beantragen müssen, welche Informationen sie aus
den Verwaltungsprozessen erhalten möchten, son�
dern die Verwaltungen stellen Informationen, de�
ren Veröffentlichung keine rechtlichen Bedenken
oder sonstige zwingende Gründe entgegenstehen,
von sich aus zur Verfügung und setzen dazu vor�
rangig auf IT�gestützte Verfahren und Zugänge
über das Internet". Dreyer warnte allerdings
gleichzeitg davor, ein solches Gesetz als Angriff
auf die Verwaltung misszuverstehen.

Mit Blick auf die sogenannten „Off�Liner" erinner�
te die Ministerpräsidentin schließlich aber auch
daran, dass auch diese „Internet�fernen" Bürge�
rinnen und Bürger über die Intensivierung der
Internet�Nutzung nicht vergessen werden dürften.

Zuvor schon hatte der Landesbeauftragte für den
Datenschutz und die Informationsfreiheit in
Rheinland�Pfalz, Edgar Wagner, darauf verwiesen,
dass heute bereits drei von vier Deutschen das
Internet aktiv nutzten. Dabei sei die Gruppe der
14 � 39jährigen bereits zu nahezu 100 % im Netz
aktiv � für die „Netz�Fernen" konnte er eine un�
mittelbare Korrelation zu Bildungsstand und wirt�
schaftlichen Verhältnissen ausmachen: „Bei den
höheren Bildungs� und Einkommensschichten zei�

gen entsprechende Untersuchungen eine höchst
signifikante Beteiligungsbereitsschaft für Aktivitä�

ten im Internet auf",
so berichtete Wagner.

Um so wichtiger sei
es deshalb, Schülerin�
nen und Schüler
möglichst frühzeitig
auf einen verantwor�
tungsvollen Umgang
mit diesem neuen
Medium vorzuberei�
ten. „Bereits die her�
kömmliche Demokra�
tie ist schon kompli�

ziert und anspruchsvoll genug", stellte Wagner
fest, „um wieviel komplexer ist da erst die ,digita�
le' Demokratie?", so seine durchaus zum Nach�
denken anregende Frage.

Der Datenschutzbeauftragte warnte in diesem Zu�
sammenhang auch vor einer zunehmend zu beob�
achtenden „Digitalen Convenience" � einer Form
der „digitalen Bequemlichkeit", die Nutzer dazu
verleite, nur noch „auf ausgetretenen Pfaden"
durch die digitale Welt zu gehen. „Experten be�
fürchten hier eine sich zunehmend fragmentieren�
de Öffentlichkeit, deren Teile dann die Fähigkeit
verlieren könnten, miteinander zu kommunizieren.

In einer abschließenden Fragerunde wollte u. a.
Univ.�Prof. Dr. Hermann Hill � gemeinsam mit Ed�
gar Wagner und Univ.�Prof. Dr. Mario Martini
wissenschaftlicher Leiter des Forums, � von Malu
Dreyer wissen, welche Vision sie vom ,Bürger der
Zukunft' habe. „Diesen Menschen stelle ich mir
als einen engagierten Bürger vor � als einen, der
sich einbringt und sich das Interesse am Gemein�
wesen bewahrt", so die Ministerprädidentin. „Die
Menschen müssen erkennen, dass es dabei nie um
den Staat geht, sondern um jeden einzelnen von
uns geht". Dazu sollte Transparenz ein durchgän�
giges Prinzip sein, das für alle Bürgerinnen und
Bürger � für jedes Handeln in Verwaltung wie in
Öffentlichkeit gilt.

g. c.

Ministerpräsidentin Malu Dreyer, Univ.-Prof. Dr. Hermann Hill und Edgar Wag-
ner, Landesbeauftragter für den Datenschutz und die Informationsfreiheit in
Rheinland-Pfalz (v.r.n.l.) 
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„Gesundheit" und „Pflege" sind zwei der zentralen
sozialen Zukunftsthemen in einer älter werdenden
Gesellschaft. Dem Staat
ist aufgegeben, die flä�
chendeckende medizini�
sche und pflegerische
Versorgung sicherzustel�
len. Diese Aufgabe stellt
Angehörige, Kommunen,
Bund und Länder, die
Anbieter von Pflegeleis �
tungen, Krankenhäuser
und niedergelassene
Ärztinnen und Ärzte vor
neue Herausforderun�
gen. Ein Beitrag zu de�
ren Bewältigung zu lei�
sten, war auch das An�
liegen der 15. Speyerer
Gesundheitstage an der Deutschen Universität für
Verwaltungswissenschaften Speyer, die vom 11. bis
12. April 2013 in Fortsetzung der alljährlichen
Veranstaltungen stattfanden. In Kooperation mit
dem Landesverband Mitte der Betriebskrankenkas�
sen (BKK) und der Arbeitsgemeinschaft der BKK
mit der Landwirtschaftlichen Krankenkasse und
der Knappschaft�Bahn�See diskutierten etwa hun�
dert Teilnehmer/innen aus dem gesamten Bundes�
gebiet unter der wissenschaftlichen Leitung von
Univ.�Prof. Dr. Dr. h. c. Rainer Pitschas aktuelle
Fragen des Zukunftsthemas mit dem Schwerpunkt
auf den Problemen der Qualitätssicherung in ei�
nem patientenorientierten Gesundheitssystem, wie
sie namentlich durch das Versorgungsstrukturge�
setz der gesetzlichen Krankenversicherung in den
Mittelpunkt des gesundheitspolitischen und 
�rechtlichen Interesses gerückt sind. 

Die nunmehr seit fünfzehn Jahren regelmäßig
stattfindenden Speyerer Gesundheitstage stehen in
der Tradition, den drängenden Fragen nach der
Entwicklung von Gesundheitspolitik und Gesund�
heitsrecht nachzuspüren. Sie trafen damit in der
Vergangenheit stets den Nerv der jeweils aktuellen
Diskussion. Auch anlässlich der diesjährigen Veran�
staltung wurde mit dem Thema von Qualität und
Wettbewerb in der medizinischen Betreuung ein
Verhandlungsgegenstand gewählt, der für die Si�
cherstellung der flächendeckenden medizinischen
und pflegerischen Versorgung von hoher Bedeu�
tung ist, wie auch die durch den Gemeinsamen

Bundesausschuss gestartete „Qualitätsoffensive"
im Gesundheitswesen zeigt. Im Zentrum des dies�

jährigen Treffens stand
dabei einerseits die Fra�
ge nach den grundsätz�
lichen Problemen der
Steigerung von Qualität
der medizinischen Ver�
sorgung und entspre�
chender Qualitätssiche�
rung. Andererseits spür�
te die Veranstaltung
den Problemen nach,
die sich insbesondere im
Zuge sektorenübergrei�
fender Versorgung aus
Konkurrenzlagen der
Teil sek toren im Gesund�
heitswesen ergeben.

Welche Rolle dabei der Wettbewerb unter Sektoren
und Einrichtungen spielen könnte, bildete einen
der hauptsächlichen Diskussionspunkte. Bei alle�
dem bleibt überdies zu berücksichtigen, dass die
Qualität der medizinischen Versorgung vor allem
den Patienten zu dienen hat. Qualitätssicherung
ist deshalb auf ihren Beitrag für eine patienten�
zentrierte Versorgung zu befragen. Insoweit ste�
hen die Patienteninteressen im Vordergrund. Die
„15. Speyerer Gesundheitstage" beschäftigten sich
deshalb in ihrem zweiten Teil vor allem mit dem
Patientenrechte�Gesetz und dessen Beitrag zur
Qualitätssicherung. Dabei stellte sich auch die 
Frage, ob künftig nicht sogar Qualitätseinbußen
zu befürchten seien. 

Wie in der Vergangenheit konnten namhafte 
Experten aus den Bereichen der Politik, der Wis�
senschaft und den einschlägigen Interessenverbän�
den als Referenten gewonnen werden � darunter
der Minister für Soziales, Gesundheit, Frauen und
Familie des Saarlandes, Herr Andreas Storm. 

Den Eröffnungsvortrag zum Thema der Quali�
tätssicherung in einem patientenorientierten Ge�
sundheitssystem hielt Herr Minister Andreas Storm
aus dem saarländischen Gesundheitsministerium.
Darin erläuterte er das Ziel eines an den Interessen
der Patienten orientierten Gesundheitssystems,
nachweisbare und justiziable Kriterien für die Er�
gebnisqualität in der Medizin zu definieren. Die
dafür vorhandenen Instrumente müssten seiner
Auffassung nach verfeinert werden. Storm beton�

Qualität und Wettbewerb in der medizinischen Versorgung
15. Speyerer Gesundheitstage

Andreas Storm (Mitte) war erstmals als Gesundheitsminister des
Saarlandes in Speyer dabei. Das Foto zeigt ihn mit dem wissen-
schaftlichen Leiter der Veranstaltung, Univ.-Prof. Dr. Dr. h. c. Rainer
Pitschas (li.), und BKK-Vorstand Raimund Nossek (re.)     Foto: Christ
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te, dass die gegenwärtigen Ausbildungs� und Qua�
lifizierungsanstrengungen zur Gewinnung von
Fachkräften in der Kranken� und Altenpflege un�
ter Integration ausländischer Arbeitskräfte geboten
seien. Allerdings müsse das Qualifikationsprofil
stimmen. Interessanterweise ließen sich insoweit
Übereinstimmungen mit dem rheinland�pfälzischen
Projekt der Errichtung personell aufgefächerter
„Medizinischer Gesundheitszentren" erkennen. 

Im Anschluss daran analysierte Herr Dr. Jan
Boecken, der als „Projektmanager für Gesund�
heitsfragen" bei der Bertelsmann�Stiftung tätig ist,
empirische Daten aus einer Befragung von Patien�
ten und Bürgern/innen zur Qualität der medizini�
schen Versorgung. Er referierte dabei namentlich
zur Versorgungsqualität aus der Versichertenper�
spektive. Sein empirischer Untersuchungsansatz
ging von der Hypothese aus, dass der Patient der
einzige sei, der Qualität über den gesamten Ver�
sorgungsprozess beurteilen könne. Zwar seien
Umfragen, so meinte er, nicht als alleiniger Quali�
tätsindikator ausreichend, doch könnten sie ge�
meinsam mit anderen Daten valide Befunde erge�
ben. Die Ergebnisse seiner Befragung belegen,
dass für Qualitätssteigerungen in der medizini�
schen Versorgung noch Raum sei. 

Herr Jürgen Sendler, stellvertretender Sprecher
der Patientenvertreter im Unterausschuss „Quali�
tätssicherung" des Gemeinsamen Bundesausschus�
ses, befasste sich mit den Erwartungen der Patien�
ten (�organisationen) an die medizinische Versor�
gungsqualität. Zutreffend stellte er fest, dass Pa�
tientenorientierung in der Qualitätssicherung vor�
aussetze, dass sich diese an den Patientenbedürf�
nissen orientiere, die Ergebnisse transparent ge �
stal te und die Patientenvertreter in Qualitätssiche�
rungsmaßnahmen eingebunden würden. Allerdings
ließ er sich nicht auf die Frage nach der Legitimität
und Reichweite dieser Einbindung ein; im merhin
sind die Patientenvertreter keine Patienten, son�
dern sie gehören verschiedenen Interessen grup pen
von Versicherten an. Als Fazit betonte er, wie
wichtig es sei, dass Arzt und Patient im konkreten
Fall das Behandlungsziel abgleichen müssen.

Nach der Sicht auf die Patienten ging es um
Qualitätssicherung als Ziel regionaler öffentlicher
Versorgungsplanung. Frau Dr. Dorothea Prütting,
Leiterin der Abteilung Gesundheit im Ministerium
für Gesundheit, Emanzipation, Pflege und Alter
des Landes Nordrhein�Westfalen hob hervor, dass
Krankenhausplanung auch Qualitätsvorgaben zu
setzen hätte. Dies geschehe in der Gestaltung von
Krankenhaus� und Versorgungsstrukturen, nicht
aber im Wege der Leistungsplanung. Die Qualität

medizinischer Einzelleistungen zu bewerten und
ggf. zu verbessern, sei nicht Aufgabe der Kranken�
hausplanung. Darüber hinaus betonte Frau Dr.
Prütting auch die Differenz im Verhältnis zum 
Gemeinsamen Bundesausschuss: Dessen Aufgabe
sei es, „im Leistungserbringungssystem die Grund�
lage für die Abrechnungsfähigkeit von Einzel �
leistungen zu formulieren". Doch seien Landes �
behörden keineswegs an die Qualitätsvorgaben des
Gemein samen Bundesausschusses gebunden. Im
Übrigen sei „Qualität" ein unbestimmter Rechts �
begriff. Bedauerlicherweise enthielten hierzu die
Ländergesetze wenig konkrete Vorgaben. Dennoch
sei den Ländern aufgegeben, das Niveau der me�
dizinischen Versorgung insgesamt zu verbessern
und damit auch die Qualität der Versorgung si�
cherzustellen. 

Welche Rolle dabei die Qualitätssicherung vor
Ort in den Krankenhäusern spielt, führte Herr 
Dr. Günter Merschbächer aus, der als Vorsitzender
des Verbandes der Krankenhausdirektoren in
Rheinland�Pfalz und als Geschäftsführer der Ma�
rienhaus Kliniken GmbH das Qualitätsthema aus
der Sicht der Krankenhäuser behandelte. Die Ein�
richtung betreibe, so zeigte er auf, insgesamt
Kranken häuser an 32 Standorten und müsse seit
langem Qualitätssicherung als einen Wettbewerbs�
faktor berück sichtigen. Deshalb würden die Kran�
kenhäuser der Einrichtung auch ein vielfältiges
Engagement über die Pflichten zur Qualitätssiche�
rung hinaus an den Tag legen, wie z. B. die Siche�
rung der Präsenz in Qualitäts�Portalen, Public 
Reporting u. a. m. Herr Dr. Merschbächer betonte
aber auch zugleich, dass Qualität mehr als Mor �
talitäts� und Komplikationsraten betrachten müs�
se. Jeder Einzelfall im Krankenhaus sei auch 
unter ethischen Ge sichtspunkten zu erörtern; aus�
schließliche Wirtschaft  lichkeitserwägungen dürf ten
nicht stattfinden. 

Damit war die Überleitung zum zweiten Teil 
der 15. Speyerer Gesundheitstage geschaffen: Der
zweite Tagungstag widmete sich der Frage, wie
Qualität und Wettbewerb in der medizinischen
Versorgung und insbesondere die Qualitätssiche�
rung unter ökonomischen Aspekten auch im Ver�
hältnis zueinander zu bewerten sei. Univ.�Prof. Dr.
Holger Mühlenkamp, der an der Universität Speyer
den Lehrstuhl für öffentliche Betriebswirtschafts�
lehre bekleidet, warnte davor, die Qualität der Ver�
sorgung, auch wenn sie umfassend gemessen und
dokumentiert werden würde, allein durch struktu�
rierte Qualitätsberichte und Qualitätsindikatoren
mit Routinedaten zu erfassen. Denn der Gesund�
heitssektor sei, so argumentierte er, „von starken
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Informationsmängeln und �asymmetrien" geprägt.
Dies gelte insbesondere für die Kernleistung Medi�
zin. Hier sei der „mündige Patient eine Illusion".
Dieser könne allenfalls die Qualität der Arzt�
Patient�Beziehung oder die angetroffenen An�
nehmlichkeiten eines Krankenhauses beurteilen.
Der Rest sei Erfahrung und Vertrauen. Denn in
dem Moment, wo der Patient gehalten sei, eine
medizinische Dienstleistung in Anspruch zu neh�
men, könne er nach Mühlenkamps Anschauung
nicht wissen, ob er eine optimale Behandlungs�
qualität erhalten würde oder nicht. Dieses Wissen
fehle dem Patienten auch in der Nachbetrachtung.
Abhilfe aber zu leisten, sei schwierig, meinte Müh�
lenkamp. Im Übrigen seien „die monetären Anrei�
ze … überdosiert". Seine Überlegungen gipfelten
darin zu fordern, dass „die finanziellen Anreize
beseitigt oder wenigstens gemindert werden". 

Daran konnte Herr Prof. Dr. Stefan Huster ohne
Schwierigkeiten in seinem Referat über „Qualitäts�
sicherung als staatliche Aufgabe" anknüpfen. Er
widmete sich der Hervorhebung von Qualität im
Sozialgesetzbuch V, das die wesentlichen Grund�
daten für die gesetzliche Krankenversicherung set�
ze. Diese habe ihre Tätigkeit am Patientenwohl,
aber auch am Grundsatz der Wirtschaftlichkeit der
stationären Behandlung wie auch der ambulanten
Behandlung auszurichten. Er verwies darauf, dass
schon das BVerfG festgestellt habe, dass „der
Wirtschaftlichkeit … letztlich auch die Qualitätssi�
cherung in der gesetzlichen Krankenversicherung
(diene), indem sie nicht nur ein bestimmtes Ni�
veau der Versorgung gewährleistet, sondern auch
den sparsamen Einsatz von Ressourcen". Darüber
hinaus betonte Herr Huster die effizienzbasierte
Medizin, also die nützliche Zusammenführung von
individueller klinischer Expertise und der bestmög�
lichen Effizienz aus systematischer Forschung.
Diese sei ein wichtiges, wenn auch nicht das allei�
nige Kriterium für die Bewilligung von qualitäts�
gesicherten Krankenversicherungsleistungen. Aller�
dings habe das BVerfG im sog. „Nikolaus�Urteil"
auch darauf hingewiesen, dass eine ärztlich ange�
wandte Behandlungsmethode trotz möglicher Un�
wirtschaftlichkeit angewendet werden müsse,
„wenn eine nicht ganz entfernt liegende Aussicht
auf Heilung oder auf spürbare positive Einwirkung
auf den Krankheitsverlauf besteht." Der Gesetzge�
ber ist diesem Diktum inzwischen gefolgt.

Den Abschluss der Veranstaltung bildete das Re�
ferat von Univ.�Prof. Dr. Dr. h. c. Rainer Pitschas
von der Deutschen Universität für Verwaltungswis�
senschaften Speyer. In seinem Vortrag zum Thema
„Möglichkeiten und Grenzen der staatlichen Ge�

währleistungsverantwortung für die Qualität" be�
handelte er Versorgungsqualität und Qualitätssi�
cherung als (verfassungs�)rechtliche Gratwande�
rung und interdisziplinäre Verwaltungsaufgabe.
Die insoweit gegebene staatliche Gewährleistungs�
verantwortung für die Qualität medizinischer Ver�
sorgung greife auf Maßnahmen zur Qualitätssteu�
erung zurück; sie finde ihren Niederschlag u. a. in
Qualitätsrichtlinien des Krankenversicherungs�
rechts, in der Inpflichtnahme der Selbstverwaltung
durch Kassen bzw. den Gemeinsamen Bundesaus�
schuss oder auch in Qualitätsanforderungen hin�
sichtlich der Aus�, Fort� und Weiterbildungspflich�
ten für medizinisches Personal. Zwar sei der Ge�
setzgeber dazu berufen, die Rahmenbedingungen
für Patienten bei der medizinischen Behandlung
weiter zu verbessern. Er habe gleiche Qualitätsan�
forderungen und Vergütungen für niedergelassene
Vertragsärzte und Krankenhäuser festgeschrieben.
Der informierte Patient sei aber eine „Schimäre".
Insoweit stimmten die Professoren Pitschas und
Mühlenkamp überein. Gleichwohl habe der Patient
einen verfassungsrechtlich abgesicherten Anspruch
auf eine hochwertige und flächendeckende Ver�
sorgung. Hierbei sei die besondere Rolle des Ge�
meinsamen Bundesausschusses zu berücksichtigen.
Dessen Kompetenz reiche bis in die Strukturen der
Krankenhäuser hinein, wobei sich ein interessanter
Gegensatz zu den Ausführungen von Frau Dr.
Prütting andeutete. 

Lässt man die 15. Speyerer Gesundheitstage Revue
passieren, so ergibt sich, dass für Qualität in der
medizinischen Versorgung zwar ein rechtlicher
Rahmen gesteckt werden muss, doch letztlich
Qualität im Gesundheitswesen schwer messbar ist
und dauernden Sicherungsanstrengungen unter�
worfen ist. Es geht also darum, in vielen kleinen
Schritten die Sicherstellung der Qualität voranzu�
treiben. Der große Zuspruch und die rege Beteili�
gung des Plenums an den Diskussionen zu den
einzelnen Vorträgen bewiesen im Übrigen auch in
diesem Jahr, dass die thematische Ausrichtung der
Speyerer Gesundheitstage aktuell war. Die Ergeb�
nisse werden, wie in den letzten Jahren auch, in
schriftlicher Form zusammengetragen und in ei�
nem Sonderheft der in der Universität Speyer her�
ausgegebenen Vierteljahresschrift für Sozialrecht
(VSSR) veröffentlicht. Auch ein Termin für die 16.
Speyerer Gesundheitstage ist bereits gefunden
worden. Er ist in der Zeit vom 3. bis 4. April 2014
angesetzt.
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Eine gute Leitung und erfolgreiche Überwachung
sind gerade in öffentlichen Unternehmen von
enormer Bedeutung, wie
aktuelle Beispiele zeigen.
Dabei können die Er�
kenntnisse zu Unterneh�
mensaufsicht und �steu�
erung aus der Privatwirt�
schaft nur bedingt über�
tragen werden, sondern
müssen spezifisch auf
den öffentlichen Sektor
angepasst werden. Vor
diesem Hintergrund fand
am 22. und 23. April 2013 unter wissenschaft�
licher Leitung von Univ.�Prof. Dr. Michèle Morner
die 1. Speyerer Tagung zu Public Corporate Go�
vernance statt. 

Ziel war es, die aktuellen Herausforderungen 
der Leitung und Überwachung auf Bundes�, 
Landes� und kommunaler Ebene zu analysieren
und Stellhebel aufzuzeigen, wie eine erfolgreiche
Aufsicht in und Steuerung von öffentlichen Un �
ternehmen gelingt. 

In der zweitägigen Veranstaltung erörterten die
Referenten und Teilnehmer unter anderem ver�
schiedene Empfehlungen und Anregungen von
Kodizes und gesetzlichen Regelungen und deren
Verbesserungspotential. Im Mittelpunkt stand da�
bei insbesondere die Frage, wie sich derartige Ko�
dizes nicht nur effektiv gestalten, sondern insbe�
sondere auch tatsächlich in die Praxis umsetzen
lassen. So trug Rudolf X. Ruter als erster Referent
vor, welche Elemente ein Good Public Corporate
Governance Kodex enthalten sollte und wovon
sich diese von den Regelwerken des privaten Sek�
tors unterscheiden. Staatssekretär Werner Gatzer
präsentierte im Anschluss, wie sich aus der Sicht
des Bundesfinanzministeriums eine modern struk�
turierte und gute Unternehmensführung gestaltet.
Darüber hinaus berichtete Frau Daniela Weber�Rey
als ein amtierendes Mitglied der Deutschen Corpo�
rate Governance Kodex Kommission von deren Ar�
beit und aktuellen Entwicklungen des Kodexes im
privaten Sektor. 

Aus wissenschaftlicher Perspektive untermauerte
Jun.�Prof. Ulf Papenfuß mit empirischen Ergebnis�
sen, dass noch eine beachtliche Lücke zwischen
den Anforderungen der Public Corporate Gover�

nance und der Wirklichkeit klafft. Weitere theore�
tisch�konzeptionelle Grundlagen der Public Corpo�

rate Governance lieferte
Univ.�Prof. em. Dietrich
Budäus, anhand derer er
die Herausforderungen
der Umsetzung an illu�
strativen Beispielen
deut lich darlegte.

Ein weiterer Schwer�
punkt der Tagung war,
welche Rolle Aufsichts�
ratsmitglieder einnehmen

und welche Rolle deren Haftung dabei spielt. Vor
diesem Hintergrund kritisierte Dr. Jürgen Siewert,
dass Entscheidungen für den Einzelnen kaum
noch haftungsrechtlich tragbar seien. Der „Vater
der Post�, Bahn� und Telekomprivatisierung" zeig�
te außerdem auf, wie der Bund sein Beteiligungs�
management ausgestaltet sowie das Vermögen an
ehemals verstaatlichten Unternehmen konsequent
restrukturiert und zurückgeführt hat. 

Auf Landesebene erörterte Dr. Rolf Bösinger, über
welche Beteiligungen das Land Hamburg verfügt
und wie es diese steuert. Zudem skizzierte er den
Hamburger Corporate Governance Kodex und wie
dieser umgesetzt wird, damit es in Zukunft keine
Probleme mehr wie bei der Elbphilharmonie gebe.
Dr. Volker Oerter und Juliane Musil legten außer�
dem dar, wie ein modernes Beteiligungsmanage�
ment grundsätzlich auszugestalten ist und fokus�
siert dabei auf den Deutschen Nachhaltigkeits �
kodex und seine Umsetzung.

Neben dem Beteiligungsmanagement spielt die
Prüfung, Regulierung und das Risikomanagement
eine bedeutsame Rolle in der Public Corporate Go�
vernance. So widmete sich der in diesem Jahr er�
nannte Vizepräsident des Bundesrechnungshofes,
Christian Ahrendt, der Beteiligungsprüfung. Zu 
einer erfolgreichen Unternehmensführung und 
�steuerung verwies er auf den von Thomas Mann
entlehnten Imperativ: Es seien nur solche Geschäf�
te zu tätigen, die „einen ruhigen Schlaf des
Nachts nicht verhindern". Ferner zeigte Dr. Harald
Lob am Beispiel der Kreditanstalt für Wiederauf�
bau (KfW), wie sich die drittgrößte Bank Deutsch�
lands im Bereich Corporate Governance von einer
„Bad zur Good Practice" entwickelt hat. Von den
Erfahrungen der kommunalen Ebene berichtete

1. Speyerer Tagung zu Public Corporate Governance 2013

Teilnehmer aus Wissenschaft und Praxis diskutieren, wie sich öffent -
liche Unternehmen erfolgreich leiten und steuern lassen 

Foto: Uni Speyer
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der Geschäftsführer des Städtetages Rheinland�
Pfalz Prof. Gunnar Schwarting: Nicht alle Risiken
lassen sich vollumfänglich erfassen oder beherr�
schen. Dennoch ist es bedeutsam, die entschei�
denden Fragen in der und an die Unternehmens�
leitung zu stellen und die Berichtsqualität zu 
verbessern.

Die Tagung zeigte zusammenfassend die hohe
Brisanz des Themas. Da längst nicht alle Fragen
beantwortet werden konnten, ist die 2. Speyerer
Tagung zu Public Corporate Governance vom 
28.�29. April im kommenden Jahr geplant. So soll
die angeregte Diskussion und der interessante
Austausch weitergeführt werden.

Integration findet vor Ort statt, heißt es im Natio�
nalen Integrationsplan, hier entscheidet sich ihr
Gelingen. Wenngleich den vielen Herausforderun�
gen nur begrenzte Ressourcen gegenüber stehen,
haben sich die Kommunen dieser Verantwortung
längst angenommen. Eine Mehrheit der Städte,
Kreise und Gemeinden hat mittlerweile Integra�
tionskonzepte verabschiedet, die durch unzählige
Projekte mit Leben gefüllt werden.

Ziel der Tagung, die vom 25. bis 26. April 2013
unter der wissenschftlichen Leitung von Univ.�Prof.
Dr. Michael Bauer stattfand, war es, anhand erfolg�
reicher Praxisbeispiele die vielfältigen Möglichkeiten
kommunaler Integrationspolitik aufzuzeigen. Neben
Fragen der strategischen Gesamtausrichtung wur�
den auch Kooperationsformen mit zivilgesellschaft�

lichen und wirtschaftlichen Akteuren diskutiert. Die
interkulturelle Öffnung der Verwaltung bildete ei�
nen weiteren Schwerpunkt der Veranstaltung.
Durch ausreichend Raum für Dis kussionen sollte
der Fachaustausch über konkrete Projekte und all�
gemeine Themen kommunaler In tegrationspolitik
angeregt werden. Das ist gelungen. Die Tagung
war sehr erfolgreich. Es nahmen insgesamt 46 Leu�
te an der Veranstaltung teil. Aus dieser Veranstal�
tung entwuchs eine „neue" Fortbildungsveranstal�
tung, die vom 24.�26. September 2014 in Koopera�
tion mit dem baden�württember gischen Ministe�
rium für Integration veranstaltet und von Univ.�
Prof. Dr. Ziekow (Direktor des FÖV) und dem Lehr�
stuhl von Univ.�Prof. Dr. Michael Bauer organisiert
wird.

Kommunale Integrationspolitik: 
Strategien der öffentlichen Verwaltung im Praxistest

5. Speyerer Tage zum Friedhofs� und Bestattungsrecht
Ein kleines Jubiläum feierten die unter der wissen�
schaftlichen Leitung von Univ.�Prof. Dr. Ulrich Stel�
kens angebotenen
Speyerer Tage zum
Friedhofs� und Bestat�
tungsrecht in diesem
Jahr. Bereits zum fünf�
ten Mal konnte Univ.�
Prof. Dr. Ulrich Stelkens
über hundert Teilneh�
mer zu den 5. Speyerer
Tagen zum Friedhofs�
und Bestattungsrecht
am 12. und 13. Sep�
tember 2013 in der Aula
der Universität begrü�
ßen. Dies zeigt, dass die
Tagung zu einem festen Bestandteil der Fachver�
waltungen in diesem Rechtsgebiet geworden ist.
Bei den mit Aufgaben der Friedhofsverwaltung und
Angelegenheiten des Bestattungsrechts in Ministe�
rien, Kommunen, Kirchen und Privatwirtschaft be�
trauten Personen besteht ungebrochen ein erhebli�

ches Interesse an einer nicht nur praxisorientierten,
sondern vor allem auch wissenschaftlich fundierten

Aufbereitung der recht�
lichen und praktischen
Probleme, die sich bei
ihrer täglichen Arbeit
stellen. Hierzu bietet
diese Tagung eine na�
hezu einmalige Platt�
form für alle betroffe�
nen und interessierten
Kreise rund um das Ta�
gungsthema.

Das erneut mit hoch�
karätigen Referenten
besetzte fachliche Pro�
gramm wurde in die�

sem Jahr von Rechtsanwalt Torsten F. Barthel,
LL.M. (Berlin) eröffnet. Er widmete sich in seinem
Vortrag den bestattungsrechtlichen Straf� und Ord�
nungswidrigkeitentatbeständen und ihrer Durchset�
zung. Als Einstieg nutzte er hierzu aktuelle Zei�
tungsschlagzeilen, um die Spannbreite der mög�

Univ.-Prof. Dr. Gerd Merke; RA Torsten Barthel, LL.M.; Univ.-Prof. Dr. Hol-
ger Mühlenkamp; Univ.-Prof. Dr. Ulrich Stelkens; Univ.-Prof. Dr. Erik Gawe

Foto: Roman Höfers
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lichen Straf� und Ordnungswidrigkeitentatbestände
auf Friedhöfen plastisch vor Augen zu führen. Un�
ter ihnen etwa Grabsteinzerstörungen, „Schmiere�
reien" auf Friedhöfen, Metalldiebstahl, Urnendieb�
stahl etc. Da Friedhöfe Orte des Gedenkens und der
Ruhe sind, hat der Gesetzgeber bzw. der Friedhofs�
träger diese auch rechtlich zu diesem Zwecke be�
sonders geschützt. Zum einen durch Straftatbe�
stände im Strafgesetzbuch, durch Ordnungswidrig�
keitstatbestände und letztlich ggf. auch durch Sat�
zungsvorschriften. Im Bereich der Straftatbestände
seien primär die § 168 StGB (Störung der Toten �
ruhe), § 167a StGB (Störung einer Bestattungs�
feier), sowie § 304 StGB (Gemeinschädliche Sach�
beschädigung) � neben etwa dem Diebstahl, § 242
StGB oder transplantationsrechtlichen Regelungen �
von Bedeutung. Alle Straftatbestände wurden im
Detail erläutert und mit Beispielen aus der Praxis
untermauert. Dabei erwies sich so manche Abgren�
zung auch in der Diskussion als schwierig, etwa bei
der Frage, ob eine bloße Anwesenheit einer „nicht
erwünschten" Person bei einer Trauerfeier bereits
eine Störung einer Bestattungsfeier sein könne.
Exemplarisch für die divergierenden, jedoch zumin�
dest zum Teil vergleichbaren Ordnungswidrigkeits�
tatbestände der Länder ging der Referent auf § 18
Nds. BestattG ein und erläuterte die entsprechen�
den „typischen" Tatbestände für Ordnungswidrig�
keiten. Schließlich wurden anhand einer Friedhofs�
satzung noch die Gestaltungsmöglichkeiten von
satzungsrechtlichen Schutzvorschriften erläutert,
wobei diese oftmals nur bestimmte bereits gesetz�
lich geregelte Vorschriften gleichsam als Appell zur
Einhaltung der Verhaltenspflichten darstellen wür�
den. All diese Vorschriften würden jedoch nur sehr
selten einem konsequenten Vollzug zugeführt. So
stehe den ausreichenden gesetzlichen Regelungen
ein erhebliches Vollzugsdefizit gegenüber. Dieses
Vollzugsdefizit und etwaige Gründe hierfür bilde�
ten dann auch einen Schwerpunkt der sich an�
schließenden Diskussion.   

Mit den einschlägigen baurechtlichen Vorschrif�
ten beleuchtete Prof. Dr. Jürgen Held (Vorsitzender
Richter am OVG Rheinland�Pfalz, Koblenz) im An�
schluss an den ersten Vortrag eine wichtige Facette
im Bereich des Friedhofswesens. In seinem Vortrag
„Update: Baurecht und Bestattungsrecht" baute
Professor Held auf einen bereits auf der 1. Speyerer
Tagung zum Friedhofs� und Bestattungsrecht ge�
haltenen Vortrag auf und legte neuere Tendenzen
in der Rechtsprechung zu diesem Thema dar. Inso�
weit ging er zunächst auf die Planerfordernisse und
das Abwägungsgebot zur Errichtung eines Fried�
hofs ein, speziell auf die baurechtlichen Grundbe�

griffe der Planung und für Einzelvorhaben den
Grundsatz der Gebietsverträglichkeit und das Rück �
sichtnahmegebot. Als zentrale Wertungen für die
Auswahl eines geeigneten Standorts für eine Be�
stattungseinrichtung verwies er auf das abstrakte
Trennungsgebot und das Abstandsgebot sowohl
aufgrund von Störanfälligkeit des Totengedenkens
als auch wegen der Störeignung der Bestattungs�
einrichtung für die Nachbarschaft und erläuterte
auch die bestattungsrechtlichen Vorgaben hierzu.
Bezüglich des Planerfordernisses aus § 1 Abs. 3
BauGB berichtete er daraufhin, dass eine Vorhalte�
planung bei der Bemessung der Friedhofsfläche zu�
lässig sei und untermauerte dies durch entspre�
chende obergerichtliche Rechtsprechung. Im Weite�
ren ging er auf den Vorrang von Gemeindeflächen
zur Errichtung eines Friedhofs und einen evtl. ge�
setzlich verankerten Mindestabstand oder bauliche
Vorkehrungen zur Abschirmung hin zu einer be�
nachbarten Wohnbebauung ein. Auch wurde an�
schaulich in die unterschiedliche Rechtsprechung in
diesem Bereich eingegangen. Ferner benannte der
Referent die zulässigen baulichen Anlagen auf
Friedhofsflächen und widmete sich insbesondere
der Rechtsprechung zur Errichtung eines Bestat�
tungsbetriebs mit Aussegnungshalle bzw. eines Kre�
matoriums durch einen privaten Betreiber und de�
ren Zulässigkeit in verschiedenen Gebietsfestset�
zungen eines Bebauungsplanes. Hierbei erläuterte
er die Entwicklung in der obergerichtlichen Recht�
sprechung sowie die einschlägigen Entscheidungen
des Bundesverwaltungsgerichts.     

Ein schwieriges, weil sehr sensibles Thema, stellte
im weiteren Fortgang der Tagung Univ.�Prof. Dr.
Stephan Rixen (Universität Bayreuth) mit seinem
Vortrag „Bestattungsrecht als Trauerhilfe. Die lan�
desrechtlichen Regelungen zur Bestattung Tot�
und Fehlgeborener" in den Fokus der Betrachtun�
gen. Die zentrale Frage des Vortrags war, ob das
Bestattungsrecht ein Weg der Trauerhilfe sein kann
oder zumindest dem Trauernden keine weitere Last
zu ihrer/seiner Trauer hinzu auferlegen kann. Hier�
zu ging der Referent auf die gesundheitspolizei�
lich�sanitären und trauerpsychologischen Aspekte
des Bestattungsrechts ein und erläuterte die zah�
lenmäßige Entwicklung der Totgeburten und der
sog. Fehlgeborenen. In rechtlicher Hinsicht wurde
der enge Zusammenhang zwischen der Entwick �
lung des Personenstandsrechts (speziell § 31 PStV)
und dem Bestattungsrecht � basierend auf Vorga�
ben der Weltgesundheitsorganisation zur Vergleich�
barkeit der Kindersterblichkeit in verschiedenen
Ländern � verwiesen. Nach einer Periode des
Gleichlaufs von Personenstands� und Bestattungs�



Seite 42 SpeyerJournal Nr. 23AUS DER WEITERBILDUNG

recht änderte sich die Ansicht der Landesgesetzge�
ber v. a. in den letzten 15 Jahren und führt nunmehr
eher zu einer Entkopplung von Personenstands�
und Bestattungsrecht. Anhand einzelner landes�
rechtlicher Bestattungsgesetze zeigte der Referent
die „Neuregelungen" exemplarisch auf. Auffällig ist
hierbei, dass die Gesetzgeber offensichtlich versu�
chen, wenn auch im Detail abweichend, den Eltern
eine Möglichkeit der Trauer durch Eröffnung einer
Bestattung für das Tot� oder Fehlgeborene zu er�
möglichen. Im Grundsatz lässt sich festhalten, dass
Totgeborene, also Kinder über einem bestimmten
festgelegten Geburtsgewicht (oftmals 500 Gramm),
bestattet werden müssen. Der Gesetzgeber aber
auch unterhalb dieser Grenze, also bei sog. Fehlge�
burten, nun zumindest einen Bestattungs anspruch
der Eltern festschreibt. Somit versucht der Gesetz�
geber in menschlich schwierigen Situationen den
Angehörigen „zumindest nicht im Wege zu stehen"
und Ihnen die Möglichkeiten einer gebührenden
Trauer, soweit dies erwünscht ist, zu eröffnen.           

Im Anschluss an diese Ausführungen zur Trauer�
hilfe durch den Gesetzgeber wendete sich Privatdo�
zentin Dr. Birgit Schmidt am Busch (Ludwig�Maxi�
milians�Universität München) einem weiteren recht�
lich relevanten, aber weitgehend gesellschaftlich ta�
buisierten Thema zu, der Leichenschau. In Ihrem
Vortrag „Leichenschau in der Kritik � Reformbe�
darf?" wies sie zunächst auf die bestehenden Defi�
zite der derzeitigen Praxis der Leichenschau hin.
Studien belegen teilweise eklatante Fehlleistungen
und gehen von jährlich rund 2400 unentdeckten
Tötungsdelikten und 11.000�22.000 Fällen, bei de�
nen fälschlicherweise ein natürlicher Tod attestiert
wird, aus. Die Fehlleistungen beziehen sich hierbei
zumeist auf die falsche Todesart oder falsche To�
desursache. Dies liege v. a. an strukturellen Män�
geln im derzeitigen System der Leichenschau: Die
Leichenschau wird i. d. R. von niedergelassenen
Ärzten oder Krankenhausärzten ohne rechtsmedizi�
nische Zusatzausbildung durchgeführt. Oftmals
wird die Leichenschau durch den behandelnden
Arzt oder den eigenen Hausarzt der Familie durch�
geführt, was Interessenkonflikte erzeugen kann.
Zudem werde die Leichenschau nicht ausreichend
honoriert, was die Gefahr einer zu oberflächlichen
Durchführung birgt. Insgesamt ist daher das bishe�
rige System mit der Gefahr für die Neutralität der
Leichenschau belegt und stellt keine hohen Zusatz�
anforderungen an die Qualifikation des Arztes. Da�
her sei ein Systemwechsel notwendig. Eine voll�
ständige Privatisierung hält die Referentin jedoch
nicht für zielführend. Vielmehr plädierte sie für die
Einführung einer amtlichen Leichenschau, ver�

gleichbar der in den meisten Ländern vorgeschrie�
benen Krematoriumsleichenschau. Die Lei�chen�
schau solle auf der unteren Verwaltungsebene bei
den Gesundheitsbehörden angesiedelt werden und
könne durch angestellte besonders qualifizierte
Amtsärzte oder beliehene Ärzte mit Zusatzqualifi�
kation im Bereich der Rechtsmedizin ausgeführt
werden. Eine verfassungsrechtliche Zulässigkeit die�
ses Systemwechsels sei gegeben. Von der teilweise
geforderten Obduktionspflicht nahm die Referentin
aufgrund rechtlicher und gesellschaftspolitischer
Bedenken jedoch Abstand.    

Abgerundet wurde der erste Vortragstag durch 
einen Praxisbericht von Dekanin Ulla Hoffmann
(Protestantische Kirchengemeinde Bad Dürkheim)
zur „Neugründung eines kirchlichen Friedhofs �
Kolumbarium Klosterkirche". In ihrem Bericht legte
die Dekanin die Schritte zur Neugründung des
Friedhofs dar und erläuterte auch Widerstände, die
aufgrund des gesellschaftlichen „Tabuthemas: Tod
und Bestattung" zu überwinden waren. Anschau�
lich präsentierte sie die Neuanlage des Kolumbari�
ums und die dahinter stehende theologische Philo�
sophie. Ziel sei es, einen Ort der Ewigkeit für die
Verstorbenen zu gewährleisten.

Der zweite Veranstaltungstag stand dann zu�
nächst ganz im Zeichen von Zahlen, Kalkulationen
und Haushalten. Mit seinem Vortrag „Doppik in der
Friedhofsverwaltung" bildete Univ.�Prof. Dr. Holger
Mühlenkamp (Deutsche Universität für Verwal�
tungswissenschaften Speyer) den Auftakt der bei�
den ersten Vormittagsvorträge. Zunächst ging der
Referent auf die Gründe, die für die doppische
Haushaltsführung im öffentlichen Sektor sprechen,
ein und erklärte einige Grundbegriffe zum Rech�
nungswesen allgemein. Plastisch veranschaulicht
wurden die Unterschiede zwischen der „herkömm�
lichen" Kameralistik und der Doppik anhand von
einleuchtenden Beispielen aus der Haushaltspraxis.
Nach einem kurzen Abriss der Einführungsempfeh�
lung der Doppik im öffentlichen Haushaltswesen
durch die Ständige Konferenz der Innenminister
und �senatoren der Länder (IMK) aus dem Jahr
2003 verwies der Referent auf das grundsätzlich
hiervon zu unterscheidende Ziel der sog. „Output�
steuerung", das ebenfalls Teil des Beschlusses war.
Daran schlossen sich eine Darstellung des Neuen
Öffentlichen Rechnungswesens (als sog. Speyerer
Verfahren nach Lüder bzw. nach dem HGB), sowie
eine Erläuterung der (Haupt�)Adressaten und Infor�
mations� und Schutzzwecke der öffentlichen Rech�
nungslegung im Allgemeinen an. Schließlich wur�
den diese theoretischen Grundlagen auf die Bewer�
tung von Friedhofsflächen im Rahmen der doppi�
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schen Haushaltsführung und die Problematiken bei
dieser Bewertung angewendet. Ebenso ging der
Referent beispielhaft auf die Rechnungsabgrenzung
von Grabnutzungsgebühren ein. In der Diskussion
wurde als Gewinn für die Teilnehmer die Erkennt�
nis gesehen, dass die kommunalabgabenrechtliche
Gebührenkalkulation nicht an die Umstellung auf
das doppische Haushaltswesen angepasst ist. Die be �
stehenden Reibungspunkte scheinen offenbar auch
Aufsichtsbehörden nicht immer bekannt zu sein.     

Thematisch kohärent schloss sich der Vortrag von
Univ.�Prof. Dr. Erik Gawel (Helmholtz Centre for
Environmental Research � UFZ/ Universität Leipzig)
an. Sein Beitrag „Gebührenkalkulation mit Äquiva�
lenzziffern: Praxisbeispiele und Rechtsfragen" be�
leuchtete das Grundproblem der Bemessung von
Grabbenutzungsgebühren: Rechtlich seien die An�
wendung des sog. „Äquivalenzprinzips", der
Grundsatz der Leistungsproportionalität und die
Gleichbehandlung vorgegeben. In der Rechtspre�
chung finden sich nur wenige Urteile zur Bemes�
sung von Grabnutzungsgebühren, in der 
Praxis ergeben sich jedoch oftmals Probleme bei
der Äquivalenzziffernkalkulation. Daher ging der
Referent im Folgenden anhand typischer Berech�
nungsmodelle auf das Verfahren der Kostenumlage
bei Äquivalenzziffernkalkulationen und deren 
Kostenverteilkriterien ein. Die Darlegungen führten
ihn zu einem vorzugswürdigen Modell, vergleichbar
dem sog. „Kölner Modell", mit folgendem Grund�
muster der Berechnung als ansatzfähige Kosten:
Zunächst sind die grabartidentischen Kosten zu er�
mitteln, dann die grabartspezifischen Kosten und
zu diesen Vorgenannten sind dann ggf. noch sog.
Sondereinzelkosten (nur für eine ganz spezielle
Grabart anfallend, etwa Grabstelen) zu addieren;
zusammen bilden diese dann die Gesamtgebühren.
Die Vorteile einer solchen Kalkulation seien evi�
dent, denn hierdurch erreiche man als Friedhofsver�
waltung eine Verbesserung der betriebswirtschaft�
lichen Verursachergerechtigkeit und habe weiterhin
Lenkungspotential bei der Preisgestaltung. Recht �
liche Bedenken gegen eine solche Vorgehensweise
bestünden nicht. 

Vervollständigt wurde das wissenschaftliche Pro�
gramm der Tagung mit den Ausführungen von
Prof. Dr. Gerd Merke, LL.M. (Hochschule Rhein�
Main, Wiesbaden) zum rechtspolitisch umstrittenen
Thema „(Neu)Regelung des Bestatterberufes? Ver�
fassungs� und europarechtliche Aspekte". Begin�
nend mit einem historischen Überblick über die Re�
glementierung im Handwerk leitete der Referent
zur Regelung des Art. 12 GG über und erläuterte
den Teilnehmerinnen und Teilnehmern den Rege�

lungsgehalt dieses Grundrechts. Nach der grundge�
setzlichen Betrachtung und Bewertung hinsichtlich
der grundsätzlichen Regulierungsmöglichkeit für
den Bestatterberuf wurde sodann auf das Hand�
werksrecht und die erfolgten Änderungen aufgrund
des Sondergutachtens der sog. Monopolkommis�
sion, eines unabhängigen Beratergremiums der
Bundesregierung und der gesetzgebenden Körper�
schaften im Bereich des Wettbewerbsrechts und der
Regulierung, aus dem Jahr 2002 eingegangen.
Schließlich wurden die nationalen Regelungsmög�
lichkeiten um das Europarecht und dessen Grenzen
für eine Regulierung im Bestatterberuf anhand von
Rechtsprechung des EuGH und der sog. „Dienstlei�
stungsrichtlinie" erörtert. Abschließend stellte der
Referent die Frage, ob man von der grundsätz�
lichen Möglichkeit einer Regulierung (Stichwort:
„Meisterzwang") für die Ausübung des Bestatterbe�
rufes Gebrauch machen sollte, zur Diskussion. 

An die jeweiligen wissenschaftlichen oder von
Verwaltungspraxis geprägten Vorträge schlossen
sich jeweils Diskussionen auf ausgesprochen hohem
Niveau der Fachtagungsteilnehmer an, die trotz
unterschiedlicher Interessenlagen i. d. R. zu einem
Konsens über die Grundrichtung für die Weiterent�
wicklung des Friedhofs� und Bestattungsrechts
führten. Wie in den Vorjahren wurde die Diskussion
dabei der besonderen Sensibilität des Tagungs�
gegenstandes stets gerecht. So bot die Tagung
auch in diesem Jahr ein nahezu einmaliges Forum
für den Meinungsaustausch in diesem oftmals
stiefmütterlich behandelten Thema des besonderen
Verwaltungsrechts. Nicht unerwähnt bleiben soll
schließlich ein akustischer Hochgenuss im An�
schluss an den ersten Tagungstag. Der stellvertre�
tende Domorganist des Speyerer Doms, Christoph
Keggenhoff, stellte sich im exklusiv für die Ta�
gungsteilnehmer geöffneten Dom für eine Orgel�
führung und �vorführung zur Verfügung. Die neue
große Orgel des Domes und die „Interimsorgel"
wurden von ihm zu vollem Klang für das Privat�
konzert im Dom gebracht.      

Die Tagungsreihe wird mit den „6. Speyerer Ta�
gen zum Friedhofs� und Bestattungsrecht" am 18.
und 19. September 2014 fortgesetzt. Gegenstand
der kommenden Tagung werden u. a. ein Update
der Rechtsprechung zum Bestattungsrecht 2012�
2014, Virtuelle Friedhöfe, die Haftung für Fried�
hofsorganisation, ein Update zur Sozialbestattung,
sowie das Thema „Hausrecht" und Sondernutzung
auf Friedhöfen sein.

M. M.
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Im April, Juni und August 2013
fanden unter der wissenschaft�
lichen Leitung von Univ.�Prof. Dr.
Hermann Hill die achte, neunte
und zehnte Kurswoche des X. Füh�
rungskollegs Speyer (FKS) in und

außerhalb von Speyer statt. Die Module der drei
Kurswochen waren den thematischen Schwerpunk�
ten „Regierungs� und Verwaltungsvergleich", „Poli�
tik und Verwaltung, Verwaltungszusammenarbeit"
sowie dem Schwerpunkt „Führung der eigenen Per�
son: Persönlichkeitsentwicklung" gewidmet. 

Die achte von insgesamt 12 Kurswochen fand in
Rom statt. Unter dem Eindruck der Finanz� und
Wirtschaftskrise und der in Italien zuvor erfolgten
Parlamentswahl und noch in dieser Woche laufen�
den und kurz darauf beschlossenen Regierungsbil�
dung diskutierten die Kursteilnehmer in Gesprächen
mit Vertretern des Dipartimento della Funzione
Pubblica (vergleichbar einem Ministerium für Öf�
fentliche Verwaltung), der Universität Tor Vergata
sowie der Scuola Superiore della Pubblica Ammini�
strazione, der Italienischen Hochschule für Öffentli�
che Verwaltung, aktuelle Reformmaßnahmen zur
Haushaltskonsolidierung und Verwaltungsmoderni�
sierung in Italien. Zu den weiteren Ereignissen die�
ser Kurswoche gehörten ein ganztägiger Besuch
vatikanischer Einrichtungen, ferner ein Gespräch
mit zwei Südtiroler Senatoren über den Sondersta�
tus Südtirols sowie die Vorstellung von „Best Prac�
tices" an italienischen Gerichten. Ziel der Kurswo�
che war es, Regierungs� und Verwaltungshandeln
im europäischen Kontext zu vergleichen, den inter�
kulturellen Austausch nach dem Frankreich�Besuch
in der siebten Kurswoche des FKS zu erweitern und
daraus neue Perspektiven für das eigene Handeln

zu gewinnen. Beim Besuch im Vatikan standen zu�
sätzlich noch mögliche Reformansätze nach der
Wahl des neuen Papstes im Vordergrund. 

Im Dipartimento della Funzione Pubblica wurden
als Modernisierungsmaßnahmen für die Öffentliche
Verwaltung die Themen Open Government, Verein�
fachung der Verwaltung sowie Human Resources
Management, ferner die Themen Transparenz Anti�
korruptionsmaßnahmen diskutiert. Als Referenten
standen neben dem Leiter des Dipartimento Cons.
Antonio Naddeo unter
anderem Dr. Stefano
Pizzicannella (Direk�
tor), Salvatore Marras
(Formez), Dr. Claudia
Dinardo (Direktorin)
und Cons. Silvia Papa�
ro (Generaldirektorin)
zur Verfügung. Vorge�
stellt und diskutiert
wurden neben dem
italienische Aktionsplan
zur Open Government
Partnerschaft unter an�
derem auch das italienische Antikorruptionsgesetz
und der sog. Transparenzkompass.

Bei der Scuola Superiore della Pubblica Ammini�
strazione, dem italienischen Führungskolleg für
Verwaltungsbeamte, ging es neben den Themen
Antikorruption, Transparenz und Integrität sowie
Open Government, Politische Kommunikation und
Bürgerkontrolle außerdem auch um das gegenseiti�
ge Kennenlernen beider Führungskollegs. 

Im Vatikan, der einerseits ein staatliches Hoheitsge�
biet in Italien, andererseits eine weltweite kirchliche
Verwaltungsorganisation darstellt, standen unter
anderem der Gesandte bei der Botschaft der Bun �

X. Führungskolleg Speyer

Das X. Führungskolleg Speyer in der neunten Kurswoche mit Stefan
Schnorr (Mitte), Leiter der Leitungs- und Planungsabteilung im
Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie            Foto: BMWi

Leiter des Dipartimento della Funzione Pubblica, Cons. Antonio Nad-
deo (2.v.l.) im Gespräch mit den KollegiatInnen des FKS X  

Foto: FKS

Kollegiat Martin Lutz moderiert das
Gespräch mit Vertretern des Diparti-
mento della Funzione Pubblica 

Foto: FKS 
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des republik Deutschland beim Heiligen Stuhl Guy
Féaux de la Croix, ferner Prälat Prof. Dr. Markus
Graulich, Richter an der Rota Romana und Pro �
fessor für Kirchenrecht, sowie S. E. Bischof Dr. Jo�
sef Clemens, Sekretär des Päpstlichen Rates für die
Laien (Internationale Laienarbeit der Kirche) zur
Verfügung. Die Kollegiatinnen und Kollegiaten
führten außerdem ein Gespräch mit dem Rektor
des vatikanischen Führungskollegs Dr. Hans Peter

Fischer zum Thema
„Päpstliche Kolle�
gien als Orte der
Ausbildung von
Führungskräften �
Geschichte und 
Bedeutung heute".
Der Kurstag im Va�
tikan endete mit
einem Gespräch mit
Monsignore Dr.
Florian Kolfhaus,
Staatssekretariat, II.
Sektion zum Thema
„Beziehungen zu
den Staaten: Auf�

bau und Funktion der Kurie, Organisation der
internationalen Beziehungen, Schwerpunkte der
Diplomatie des Heiligen Stuhls".  

Im Außenamt der Autonomen Provinz Bozen/Süd�
tirol trafen die Kursteilnehmer die beiden Südtiroler
Senatoren Dr. Karl Zeller sowie Dr. Francesco Paler�
mo zu einem Gespräch über den Sonderstatus Süd�
tirols. Themen des Gesprächs waren unter anderem
die Steuerautonomie sowie das Finanzsystem der
Autonomen Provinz Bozen. 

Einen sehr interessanten Abschluss fand die Rom�
Kurswoche mit einem Gespräch mit dem Richter
und Vize�Präsidenten des Internationalen Strafge�

richtshofes in Den Haag, Dr. Cuno Tarfusser, zum
Thema „Best Practices an italienischen Gerichten".
Tarfusser stellte das vom Europäischen Sozialfonds
(ESF) genehmigte und finanzierte Pilotprojekt zur
Reorganisierung und Resourcenoptimierung der
Staatsanwaltschaft Bozen dar, welches er 2004 als
Oberstaatsanwalt der Provinz Bozen initiierte und
teilte seine Erfahrungen hieraus mit den Teilneh�
mern des FKS. 

Die neunte Kurswoche in Berlin und Brandenburg
hatte zum Ziel, Formen der Zusammenarbeit zwi�
schen Politik und Verwaltung sowie zwischen ver�
schiedenen Verwaltungen bei der Gestaltung von
Politikbereichen und der Umsetzung neuer Initiati�
ven zu untersuchen. Neben dem Landesamt für
Bürger� und Ordnungsangelegenheiten Berlin und
der Senatsverwaltung Berlin sowie dem Branden�
burger Ministerium für Infrastruktur und Landwirt�
schaft und dem Ministerium der Finanzen des Lan�
des Brandenburg fanden sich dazu Beispiele aus
verschiedenen Bereichen der Bundesregierung.
Hochrangige Gesprächspartner wie der Präsident
des Deutschen Bundestags, Prof. Dr. Norbert Lam�
mert, sowie weitere Staatssekretäre aus Bund und
Ländern ebenso wie Vertreter der Arbeitsebene
stellten dazu ihre Arbeitsansätze zur Diskussion.
Die Themenbereiche und Politikfelder reichten 
dabei von Europäisierung über Integrationspolitik,
Verbraucherschutzpolitik, Finanz� und Steuerpoli�
tik, Wirtschafts� und Verkehrspolitik, Kommunal �
reform, Bürokratieabbau, eGovernment und Open
Government bis hin zum Personalmanagement. 
Im Einzelnen standen unter anderem Eckart von
Klaeden, Staatsminister für Bürokratieabbau, Bun �
deskanzleramt (Berlin) zum Thema „Bürokratieab�
bau und Normenkontrollrat", außerdem Dr. Ralf
Gebel, Leiter des Arbeitsstabes der Beauftragten für
Migration, Flüchtlinge und Integration zusammen
mit Honey Deihimi, Bundeskanzleramt (Berlin) für
ein Gespräch zur Verfügung. Gebel und Deihimi

FÜHRUNGSKOLLEG SPEYER

Vertreter der Scuola Superiore della Pubblica Amministrazione im Ge-
spräch mit den KollegiatInnen des FKS X                           Foto: FKS

Gespräch mit S. E. Bischof Dr. Cle-
mens, Sekretär des Päpstlichen Rates
für die Laien                       Foto: FKS

Die Kursteilnehmer sprachen mit den Senatoren Dr. Karl Zeller und 
Dr. Francesco Palermo über den Sonderstatus Südtirols. Bild rechts:
Vize-Präsident des Internationalen Strafgerichtshofes Dr. Cuno Tarfus-
ser stellt den Kursteilnehmern das Pilotprojekt „Best Practices an ita-
lienischen Gerichten" vor                                                   Foto: FKS
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zeigten sich sehr erfreut darüber, dass Integrations�
politik auf der Tagesordnung des FKS steht. Für die

Verwaltung äußerten sie am
Ende des Gesprächs ihrerseits
unter anderem den Wunsch,
das Bewusstsein für die Be�
deutung des Themas mitzu�
nehmen. Über Koordinie�
rungsinstrumente in der Zu�
sammenarbeit zwischen Poli�
tik und Verwaltung sprachen
die Teilnehmer des FKS mit
Stefan Schnorr, Leiter der Lei�
tungs� und Planungsabtei�
lung im Bundesministerium
für Wirtschaft und Technolo�

gie. 

„Verwaltungsmodernisierung" war ein weiteres The�
ma der Kurswoche. So führten die Kollegiatinnen
und Kollegiaten ein Gespräch mit Staatssekretärin
Cornelia Rogall�Grothe, der Beauftragten der Bun �
desregierung für Informationstechnik, Bundesmini�
sterium des Innern, zum Thema Verwaltungsmoder�
nisierung und eGovernment. Ergänzt wurde dieser
Themenbereich durch Gespräche mit Mitarbeitern
des Fraunhofer FOKUS, Institut für Offene Kommu�
nikationssysteme, zu Themen wie „Govdata � Daten �
portal für Deutschland", „GovApps � eine Plattform
für mobile Anwendungen mit Nutzen für die Bür�
gerinnen und Bürger", „Big Data in der öffentlichen
Verwaltung" sowie „Der neue Personalausweis als
Treiber für innovative eGovernment�Prozesse". 

Stephan Evers, Leiter der Fortbildung im Auswärti�
gen Amt (Berlin), stellte die Fortbildungskonzepte
des Auswärtigen Amts vor und gab den Kollegia�
tinnen und Kollegiaten Anregungen für die Gestal�
tung von Veränderungen. Ein Abendgespräch mit
Prof. Dr. Rainer Lindner vom Ost�Ausschuss der
Deutschen Wirtschaft, Berlin, zum Thema „Anbah�
nung von Wirtschaftskontakten" rundete den Kurs�
wochenteil in Berlin ab. 

In Potsdam tagte das FKS im Ministerium für In�
frastruktur und Landwirtschaft, Brandenburg, sowie
im Ministerium der Finanzen des Landes Branden�
burg. Zu den Referenten gehörte unter anderem
Rudolf Zeeb, Staatssekretär im Ministerium des In�
nern des Landes Brandenburg. Er berichtete über
die Reform der Kommunal� und Landesverwaltung
in Brandenburg. Staatsekretär Rainer Bretschneider,
seit Januar 2013 Flughafenkoordinator in der
Staatskanzlei Brandenburg, stellte seine Erfahrun�

gen mit dem
Dreipartner�Groß�
projekt BER dar.
Staatssekretärin
im Ministerium
der Finanzen des
Landes Branden�
burg, Daniela Tro�
chowski, stellte
den Sachstand
bezüglich des
Bund�Länder�
Finanzausgleichs
und die Heraus�
forderungen bei
einer Neuregelung
des Finanzausgleichs ab 2020 dar. Workshops zum
Thema „Landesweites Per sonal� und Organisations�
management" (Workshop mit Katrin Dube, Senats�
verwaltung für Inneres und Sport von Berlin) sowie
zum Thema „Wie geht Veränderung? Anregungen
für ein erfolgreiches Planen, Vermitteln und Leben
von Veränderung" (Workshop mit Dipl. Psych. Karin
Krümmel, Berlin) rundeten die neunte Kurswoche
ab. 

Die zehnte Kurswoche war dem Schwerpunkt „Füh�
rung der eigenen Person" gewidmet. In fünf Work �
shops wurden Maßnahmen zur Vorbeugung von
Burn�Out bei Mitarbeitern und Führungskräften,
zum Aufbau von Resilienz (Widerstands� und 
Anpassungsfähigkeit), zur Schaffung einer persön�
lichen Ordnung, zur Entwicklung der eigenen Füh�
rungspersönlichkeit sowie zur kollegialen Beratung
gemeinsam mit erfahrenen Trainerinnen und Trai�
nern erarbeitet. Die Kollegiatinnen und Kollegiaten
sollten dadurch die Chance erhalten, ihre Lebens�
und Berufssituation zu reflektieren, Zwischenbilanz
zu ziehen und Ansätze zur weiteren Persönlich�
keitsentwicklung zu entdecken. Als Referenten
konnten hierfür Prof. Dr. Jutta Heller (Stein) zum
Thema „Resilienz � Schlüssel zu innerer Stärke", die
Philosophin Dr. Ina Schmidt (Autorin des Buches
„Alles in bester Ordnung oder wie man lernt, das
Chaos zu lieben"), Dr. Kerstin Riedelbauch und Sa�
scha Meyer (Bamberg) zum Thema „Burnout vor�
beugen" sowie Iris und Manfred Schwarz (Ham�
burg/Frankfurt a. M.), zum Thema „Entwicklung
der Führungspersönlichkeit" gewonnen werden.
Den Workshop zur Kollegialen Beratung führten die
beiden Kollegiatinnen des X. FKS, Dr. Kristin Körner
und Jeannette Mischnick, durch. 

Ceren Yazar
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Prof. Dr. Radu Popescu-Zeletin, Institutslei-
ter Fraunhofer-Institut FOKUS, begrüßt die
KollgegiatInnen des FKS X in Berlin

Foto: FKS

Honey Deihimi während
des Gesprächs mit Teil-
nehmern des FKS im
Paul-Löbe-Haus, Berlin

Foto: FKS
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1. Ausgangssituation, Projektziele und Koope�
rationspartner
Der Oberrheingraben gehört aufgrund der vor�
herrschenden natürlichen Verhältnisse wie hohe
Sommertemperaturen, hohe
Schwülebelastung, häufige
Windstille und austausch �
arme Wetterlagen zu den
bioklimatisch am stärksten
belasteten Zonen Deutsch�
lands. Zusätzlich bilden
Städte durch die Wärme�
speicherung der Bebauung
und dem Versiegelungsgrad
sogenannte „Wärmeinseln",
deren thermische Belastung
noch einmal gegenüber dem unbebauten Um�
land erhöht ist. Die Stadt Speyer ist somit be�
reits heute stärker betroffen als andere Städte
in Rheinland�Pfalz. Durch
ihre Lage am Rhein hat sie
auch Modellcharakter für
den Umgang mit Hochwas�
serereignissen, die infolge
des Klimawandels eine grö�
ßere Rolle spielen könnten. 

Durch den Klimawandel
werden sich die Umweltbe�
dingungen künftig dynami�
scher verändern als bisher
bekannt und unsere Um�
welt wird verletzlicher. Mit
dem Aktionsplan Klima�
wandel, der 2011 von der
Bundesregierung beschlos�
sen wurde, sollen kommu�
nale Leuchtturmvorhaben in der Anpassung an
den Klimawandel unterstützt werden. Die
Kommunen sollen Risiken und Chancen des
Klimawandels in Planungs� und Entschei�
dungsprozessen berücksichtigen, Anpassungs�
optionen basierend auf den Handlungsfeldern
der Deutschen Anpassungsstrategie (DAS) sol�
len erarbeitet werden.

Speyer ist besonders geeignet für dieses Mo�
dellprojekt in Sachen Klimawandelfolgen und

mög lichen Anpassungstrategien, denn das Pro�
gramm ergänzt das bereits vorhandene Nach �
haltig keits management und den Klimaschutz;
Größe, Lage und Verwaltungsstruktur sind ide�

al; es gibt ein ausgeprägtes
bürgerschaftliches Engage�
ment und erfolgreiche Bür�
gerbeteiligungsprozesse;
die Verwaltung hat Erfah�
rung mit Förderprojekten
und ist Vorbild für viele
andere Kommunen.

Gefördert wird das Pro�
jekt „Klimawandel Speyer
folgen" durch das Bundes�
ministerium für Umwelt,

Naturschutz und Reaktorsicherheit (BMU) mit
einer Summe von 300.000 €. Im Zeitraum
08/2012 bis 07/2015 werden die Projektverant�

wortlichen der Stadt Speyer
(Projektleiter: Hans�Joa�
chim Ritter) und die Ko�
operationspartner (Deut�
sche Universität für Ver�
waltungswissenschaften
Speyer; Ministerium für
Wirtschaft, Klimaschutz,
Energie und Landespla�
nung; Landesamt für Um�
welt, Wasserwirtschaft und
Gewerbeaufsicht; Rhein�
land�Pfalz Kompetenzzen�
trum für Klimawandelfol�
gen) in enger Zusam men �
arbeit mit Schlüsselakteu�
ren aus Politik, Verwaltung

und Bürgerschaft ein ganzheitliches, datenba�
siertes Konzept zur Anpassung an den Klima�
wandel erarbeiten. Die resultierenden Pla �
nungs kriterien sollen auch auf andere Städte in
Rheinland�Pfalz übertragbar sein und deren
Anpassung an den Klimawandel unterstützen.

2. Maßnahmen
Um eine lokale Koordination der verschiedenen
Akteure zu gewährleisten und Synergieeffekte

Universität als Kooperationspartner �
Leuchtturmvorhaben „Klimawandel Speyer folgen"

Hochwasser in Speyer im Sommer 2013
Fotos: Petra Steinbacher

Begleitende Öffentlichkeitsarbeit des Projekts mit einem
Aktionsstand                             
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zu nutzen, wurde im Rheinland�Pfalz Kompe�
tenzzentrum für Klimawandelfolgen die Koor�
dinierungsstelle mit Dr. Steffen Schobel be�
setzt. Durch eine umfangreiche Datenerhebung
soll der Ist�Zustand in Speyer ausgewertet und
daraus mögliche Szenarien für die Zukunft
aufgezeigt werden, anhand derer Entscheidun�
gen über Anpassungsmaßnahmen an den Kli�
mawandel möglich sind. Einem partizipativen
Ansatz folgend werden vor Ort durch gemein�
same themenbezogene Workshops Schlüssel �
akteure und Entscheidungsträger eingebunden
werden und Informationsveranstaltungen 
stattfinden.

Flankierend soll eine begleitende Öffentlich�
keitsarbeit Interessierte mit gezielten Maßnah�
men (Filmprojekt, Messestand, Infozeitung,
Newsletter, Abschlussbroschüre) ansprechen
und für die Thematik sensibilisieren. Eine
niederschwellige und innovative Bürgerbeteili�
gung mit Klimawandelralley, Stadtspaziergän�
gen und Sonderveranstaltungen sowie die ab�
schließende Evaluation des Gesamtprojektes
runden das Portfolio ab.

3. Aktueller Arbeitsstand des Projektes
Bisher wurde das Vorhaben bei unterschiedli �
chen Partnern, Einrichtungen und Ämtern vor�
gestellt (bspw. Landesamt für Umwelt, Wasser�
wirtschaft und Gewerbeaufsicht Rheinland�
Pfalz � LUWG; Ministerium für Wirtschaft, Kli�
maschutz, Energie und Landesplanung � MWE�
KEL; Deutscher Wetterdienst � DWD; Struktur�
und Genehmigungsdirektion Süd; Institut für
Umweltstudien in Heidelberg), fachliche Vorge�
hensweisen wurden besprochen, insbesondere
auch zur Datenbeschaffung und Auswertung.

Acht von insgesamt zehn Workshops zu un �
terschiedlichen Themenschwerpunkten haben
bereits unter Co�Moderation und wissenschaft�
licher Beratung von Prof. Dr. Dieter Beck
(Deutsche Universität für Verwaltungswissen�
schaften Speyer) stattgefunden. Über 80 Teil�
nehmende besuchten die Veranstaltungen, die
das Ziel hatten, Handlungsfelder für die Stadt
Speyer zu identifizieren. 

Zwei weitere Workshops stehen noch aus, be�
vor in der Zwischenbilanzkonferenz im Novem�
ber konkrete Einzelmaßnahmen auf den Weg
gebracht werden.

Gemeinsam mit dem städtischen Umwelt�
schutzbeauftragen Roland Kirsch (BUND) und
seniorTrainer Hans Wels hat Projektkoordinator
Dr. Steffen Schobel eine Fahrradtour in Speyer
unternommen. Ihr Augenmerk lag dabei auf
Grünflächen der Speyerer Innenstadt, der Be�
schattung in der Maximilianstraße und auf 
den Rheinauen. Eine Stadtralley in Zusam men �
ar beit mit dem städtischen Seniorenbüro ist in
Planung. 

Für ein Filmprojekt konnte ein Speyerer
Gym nasium gewonnen werden. Nach einer 
Einführung in die Thematik werden Schülerin�
nen und Schüler der Orientierungsstufe auf
Sonnen� und Schattenwegen Klimamessungen
in Speyer durchführen, die mit der Filmkamera
begleitet werden.

Bei der im November stattfindenden Zwi �
schenbilanzkonferenz sollen Handlungsfelder
nach den Ergebnissen der Workshops benannt
werden, die in der zweiten Hälfte des Projektes
in Modellvorhaben realisiert werden.

Das Modellprojekt ist sichtbares Zeichen der
fruchtbaren Kooperationsbeziehung zwischen
der Deutschen Universität für Verwaltungswis�
senschaften Speyer und der Stadt Speyer. Die�
ses kommunale Leuchtturmvorhaben hilft �
unterstützt von der Universität � der Kommune
und ihrer Bürgerschaft die bestehende Vorrei�
terrolle auszubauen und ihre Lebensqualität 
zu erhöhen.

Dr. Steffen Schobel, Jutta Henkel

Kontakt:

Projektleiter
HANS�JOACHIM RITTER

Stadt Speyer, Abteilungsleitung Bauverwaltung
E�Mail: hans�joachim.ritter@stadt�speyer.de

Projektkoordinator
DR. STEFFEN SCHOBEL

Rheinland�Pfalz Kompetenzzentrum für Klima�
wandelfolgen
E�Mail: steffen.schobel@klimawandel�rlp.de
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ISPRAT�Wissenschaftstag in München: 
Präsentation erster Forschungsergebnisse

Auf dem Campus Garching der Technischen Univer�
sität München fand am 10. Juli 2013 der fünfte
ISPRAT�Wissenschaftstag statt. Mit der Veranstal�
tung bietet ISPRAT eine wichtige Plattform für den
Dialog zwischen Wissenschaft, Wirtschaft und Ver�
waltung mit Schwerpunkt auf der Diskussion ak�
tueller Forschungsergebnisse rund um das Thema
e�Government. Neben spannenden Vorträgen zu
Big Data, Cloud�Technologien und Benefits Ma�
nagement wurde jungen Nachwuchswissenschaft�
lern die Möglichkeit geboten, ihre von ISPRAT
unterstützten Forschungsprojekte bei einer Poster�
session einem großen Publikum zu präsentieren
und ihre Ergebnisse zur Diskussion zu stellen. 

Die wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen Elisabeth
Krämer und Sarah Schmitt vom Lehrstuhl für Ver�
waltungswissenschaften und Öffentliches Recht von
Univ.�Prof. Dr. Hermann Hill nutzten diese Gele�
genheit, um gemeinsam mit ihren Kooperations�
partnern Lena�Sophie Müller (Fraunhofer FOKUS
Berlin) und Sirko Hunnius (IfG.CC Potsdam) von ih�
ren Fortschritten zu den Themen Soziale Netzwerke
für die Öffentliche Verwaltung und Informierter
Bürger trifft zuständigkeitsorientierte Verwaltung
zu berichten.

Ein Soziales Netzwerk für die Öffentliche 
Verwaltung
Die richtigen Informationen zum richtigen Zeit�
punkt zu erhalten und Wissen gezielt weitergeben
zu können, ist heute ein entscheidender Wettbe�
werbs� und Innovationsvorteil � erfordert aber ge�
eignete Strukturen. 

Deshalb beschäftigt sich eines der Drittmittelpro�
jekte mit den Einsatzmöglichkeiten eines ebenen�
übergreifenden Sozialen Netzwerks zum internen
Informationsaustausch und zur Kommunikation

von Behördenmitarbeitern in der Öffentlichen Ver�
waltung (SNÖV). Zur Identifikation nationaler und
internationaler Erfahrungen in Unternehmen und
der Öffentlichen Verwal�
tung mit internen Netzwer�
ken wurden vergleichende
Fallstudienanalysen vorge�
nommen. Untersucht wur�
den fünf im In� und Aus�
land von Mitarbeitern des Öffentlichen Dienstes
genutzte Soziale Netzwerke und zwei von Privat�
unternehmen. Als Zwischenergebnis kann festge�
halten werden, dass sowohl kommerzielle wie
Open�Source�Lösungen verfügbar sind, die die er�
forderlichen Funktionen wie Foren, Nachrichten,
Content Management etc. abdecken. Aus techni�
scher und organisatorischer Sicht ist für die Reali�
sierung eines Sozialen Netzwerks für die Öffentli�
che Verwaltung unter den Randbedingungen eines
föderalen Systems eine stark zentralisierte Architek�
tur erstrebenswert. In weiteren Arbeitsschritten sollen
nun geeignete Betreibermodelle genauer untersucht
und Handlungsempfehlungen erarbeitet werden.

Informierte Bürger im Verwaltungskontakt
Untersuchungen zum Internetnutzungsverhalten
legen nahe, dass es einen neuen Typus des infor�
mierten Bürgers gibt, der die Verwaltung heraus�
fordert: Durch die Nutzung von IT verfügt er über
ein umfassenderes, präziseres und aktuelleres Wis�
sen als die Verwaltungsmitarbeiter, die möglicher�
weise jeweils nur einen Ausschnitt aus den Verwal�
tungsleistungen im Rahmen ihrer Zuständigkeit
kennen. In dem zweiten Drittmittelprojekt wird

deshalb die Frage beantwortet, wie sich der Kon�
takt von Bürgern und Verwaltungsmitarbeitern ver�
ändert, wenn technik�unterstützte Informations�

Präsentation der Ergebnisse ...

... an der TU München                                         Fotos: Uni Speyer
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möglichkeiten insbesondere im Internet zur Verfü�
gung stehen. Dazu wurden neben einer umfassen�
den Literaturanalyse über 70 Interviews mit Exper�
ten aus der Öffentlichen Verwaltung geführt. Aus�
gewählt wurden vier Untersuchungsbereiche, die
sich jeweils nach der Art der Verwaltungsleistung
(Information/Beratung, Transferzahlung, Registrie�
rung, Genehmigung/Erlaubnis), insbesondere dem
Verhältnis von Bürger und Verwaltungsmitarbeiter,
der Komplexität des Gegenstandes und der Spezi�
fität der Zielgruppe unterscheiden. Jeder einzelne
Bereich wurde in einem Stadtstaat, einer Großstadt
eines Flächenlandes und im ländlichen Raum
untersucht. 

Dabei zeigt sich, dass sich die Auswirkungen der
IT�basierten Informationsmöglichkeiten der Bürger
stark in einzelnen Verwaltungsbereichen unterschei�
den und unter anderem von der Verwaltungsleis �
tung und der Verwaltungsorganisation abhängen. 

Im Bürgerservice ist selbst bei informierten Bür�
gern kein „Mehrwissen" im Vergleich zu Verwal�
tungsmitarbeitern erkennbar, weil die Leistungen
meist hochgradig standardisiert, routinisiert und
wenig wissensintensiv sind: Durch die Möglichkei�
ten des neuen Personalausweises und der IuK�
Technologien zeichnet sich hier ein Trend zum No�
Stop�Government ab, sodass der persönliche Kontakt
durch Technisierung zukünftig eher vermieden wird.

Die Bundesagentur selbst, aber auch eine große
Anzahl Dritter, bieten vielfältige, teilweise hochspe�
zifische Informationen zu Berufen im Internet an,
sodass informierte Bürger im Detail in der Berufs�
beratung häufig besser Bescheid wissen als die Ver�
waltungsmitarbeiter. Deren Rolle verändert sich im
Verwaltungskontakt hin zu einem Informationslot�
sen. Darüber hinaus entwickeln sich neue Kommu�
nikationsmuster, sodass man sagen kann, dass
durch den IT�Einsatz über den gesamten Kontakt�
verlauf eine engere persönliche Beziehung entsteht.
Bei „Nischenverwaltungsbereichen" wie den Waf�
fenbehörden können informierte Bürger häufig zu�
sätzlich zu Selbstinformationssystemen der Verwal�
tung auf einen Pool „kostenloser Berater" in Foren
und Blogs zurückgreifen und sich darin über recht�
liche und technische Fragen austauschen. Zwar ver�
fügen die Verwaltungsmitarbeiter weiterhin über
Expertenwissen; es zeigt sich jedoch, dass infor�
mierte Bürger der Verwaltung teilweise überlegen
sind. Effizienter gestaltet sich der Verwaltungs�
kontakt durch einen hohen Informationsgrad der
Bürger neben der Berufsberatung hauptsächlich in
der Arbeitsvermittlung: Hier wird deutlich, dass die
Informationsungleichheit zwischen den Bürgern
stetig wächst (digital & social divide). Insbesondere
in der Arbeitsvermittlung gelingt auch eine neue

Form der Arbeitsteilung/Ko�Produktion, indem in�
formierte Bürger intelligent in die Verwaltungspro�
zesse einbezogen werden. 

Informierte Bürger lassen sich in allen untersuch�
ten Verwaltungszweigen nachweisen. Die Auswir�
kungen auf den Verwaltungskontakt und die Reak�
tionsmuster der Verwaltung unterscheiden sich je�
doch erheblich und bewegen sich zwischen zwei
Polen: Entweder werden informierte Bürger zwar
wahrgenommen aber ignoriert, um nicht vom Stan�
dardhandlungsmuster abzuweichen oder ihre Rolle
wird durch Ko�Produktion gestärkt, indem sie
durch Selbstinformationssysteme dazu befähigt
werden, selbstständig Prozessschritte im Verwal�
tungskontakt auszuführen. 

Im Rahmen der Studie werden zusätzlich einige
innovative Beispiele für den veränderten Umgang
mit informierten Bürgern seitens der Verwaltung
untersucht und daraus Handlungsempfehlungen
für die untersuchten Verwaltungsbereiche abgelei�
tet. So findet beispielsweise bereits eine Anpassung
des Verwaltungskontaktes an kundenspezifische
Anforderungen, eine sogenannte customization,
durch tablet�gestützte Beratungen, Apps, Studien�
beratung via Facebook und webbasierte Service�
center statt. 

Über ISPRAT
Beide Forschungsprojekte werden von ISPRAT
unterstützt. ISPRAT ist eine Forschungskooperation
zwischen Wissenschaft und Praxis, deren Ziel der
Einsatz von Informationstechnologie zur Erleich �
terung der Kommunikation zwischen Bürger und
der Verwaltung der öffentlichen Hand ist. Die In�
formationstechnologie soll dabei aufgrund ihrer
Auswirkung auf Gesellschaft, Wirtschaft und Ver�
waltung nicht nur als technisch�organisatorische,
sondern auch als politisch verstandene Disziplin 
gesehen werden.

Weitere Informationen
Für weitere Informationen zu den Projekten steht
Ihnen Univ.�Prof. Dr. Hermann Hill (hill@uni�spey�
er.de) gerne zur Verfügung. Alle präsentierten Po�
ster sind unter www.isprat.net online abrufbar. Dort
werden auch voraussichtlich Ende des Jahres die
Forschungs berichte veröffentlicht. 

Sarah Schmitt

PROJEKTE
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Das Semesterprogramm der KHG/ESG (Katholische
und Evangelische Hochschulgemeinde) an der Uni�
versität startete wieder mit der Semester�Eröff�
nungs�Frühschicht, die anschließend jede Woche
immer Mittwochs morgens um 8.00 Uhr im Club �
raum 3 stattfand, mit � ganz wichtig � einem an�
schließenden gemeinsamen Frühstück. Unser Club �
raum war immer gut gefüllt. 

Ein besonderes Ereignis war hier der Besuch von
zwei Mitarbeiterinnen des Weltladens Speyer. Sie
stellten uns die Bemühungen der Stadt Speyer vor
„Fair�Trade�Stadt" zu werden. Welche Kriterien
müssen erfüllt werden? Wie sieht es konkret in
Speyer aus? Stadtrat, Weltladen, Gastronomie, öf�
fentliche Einrichtungen � alle arbeiten zusammen.
Wir spürten das große Engagement, das inzwischen
auch zum Erfolg geführt hat. Herzlichen Glück �
wunsch, denn Speyer wurde am 29. September 2013
offiziell zum Mitglied der internationalen Familie
der „Fairtrade�Towns" gekürt! Lecker waren auch
der fair gehandelte Brotaufstrich und Kaffee, der
unser Frühstück versüßte.

Ein weiteres Highlight war der Besuch des katholi�
schen Speyerer Bischofs Dr. Karl�Heinz Wiesemann
im Morgenimpuls. Nach einem gemeinsamen Gebet
fand beim Frühstück eine rege Diskussion statt. Mit
einem kleinen Speyerer Dom aus Keramik in seiner
Aktentasche kam Bischof Wiesemann zu uns. Es
passte gut, denn ein Universitäts�Abendvortrag mit
Univ.�Prof. em. Dr. Hans�Jürgen Becker aus Regens�
burg beschäftigte sich in diesem Semester mit der
Frage: „Wem gehört eigentlich der Speyerer Dom?"
Auch wenn diese Frage nicht eindeutig zu klären ist,
war es ein Erlebnis für alle Anwesenden Bischof Dr.
Wiesemann so hautnah zu erleben.  

Aufgrund des großen Interesses gab es in diesem
Semester dann auch zwei (große) Domführungen:
Die erste fand mit Domkapitular und Domdekan Dr.
Christoph Kohl zu Beginn des Semesters statt. Nach

vielen Informationen rund um und im Weltkultur �
erbe beeindruckte alle noch ein kleines „Privat�Kon�
zert". Mit den wunderschönen Orgelklängen im Ohr
ging es in den „Domnapf", um den Abend gemüt�
lich ausklingen zu lassen. 

Die zweite große Dom�Besichtigungs�Tour führte
zu den Schraudolph�Fresken in den Kaisersaal, auf
die Dom�Empore, zum Spieltisch der Orgel und auf
den neu eröffneten Domturm. Dort standen die Fo�
toapparate nicht mehr still. In der Begeisterung der
Hörerinnen und Hörer wird einem als Speyerer im�
mer wieder bewusst, welch ein Glaubenszeugnis un�
ser Dom doch ist.

Beim 3. Speyerer Orgelspaziergang oder während
der Kult(o)urnacht genossen viele Hörerinnen und
Hörer die Klänge der neuen Domorgel.

Natürlich darf die traditionelle Pfälzer Weinprobe
der Hochschulseelsorge im Semester nicht fehlen!
Sie fand im großen Saal des Friedrich�Spee�Hauses
statt � mit einem schönen Blick auf den Dom. Win�
zerehepaar Petra und Ludwig Eberley aus Neustadt�
Geinsheim erklärten, wie man von der Weintraube
zu einem guten Glas Wein kommt. Es war ein rund�
um gelungener Abend.

Und wie immer gehört zum Sommersemester na�
türlich auch eine Wanderung: Diesmal eher männ�
lich dominiert und daher auch etwas zügiger im
Schritt. Zunächst fuhren wir mit dem Zug über
Neustadt nach Edenkoben. Von dort liefen wir
durch die Weinberge zur Villa Ludwigshöhe. Der
Sessellift brachte alle wohlbehalten zur Rietburg.
Dort kehrten wir zur Erholung ein, um uns danach
am Wildgehege vorbei an den Abstieg Richtung
Rhodt und Edenkoben zu wagen. Mit dem Zug ging
es schließlich nach Speyer zurück, wo einigen dann
doch ein wenig die Beine schmerzten.

Unter Beteiligung von Mitarbeiterinnen und Mit�
arbeiter der Universität fand dieses Semester eine
Führung in � und auf � der Gedächtniskirche statt.
Pfarrer Uwe Weinerth machte es uns möglich, auf
den Turm hinauf zu steigen. Von hier oben hatte
man einen wunderschönen Blick auf die Stadt Speyer.

Neues aus der Hochschulseelsorge

Gäste im Morgenimpuls: Referentinnen des Weltladens zur „Fair-Trade-
Stadt" Speyer                                                          Fotos: Gruender

Gast im Morgenimpuls: Bischof Dr. Karl-Heinz Wiesemann
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Die Abendsonne über Speyer tauchte alles in ein ro�
mantisches Licht.

Inspiriert vom vielen Turmklettern in diesem Som�
mersemester ging es jetzt noch höher hinaus: In
Koo peration mit dem Sport�Referat der Hörerschaft
waren wir im Kletterwald Speyer. Hier war Mut und
Ausdauer gefragt � beides für die Hörerinnen und
Hörer der Universität natürlich kein Problem. 

Alles in allem war es ein schönes Sommersemester
2013 mit vielen motivierten Hörerinnen und Hörern.
� Jetzt freuen wir uns auf das Wintersemester 2013/
2014 und grüßen Sie alle sehr herzlich, 

Ihre Hochschulseelsorger
Pastoralreferentin Luise Gruender (Kath. Kirche) 
und Pfarrer Michael Erlenwein (Ev. Kirche). 

82 ehemalige Hörerinnen und Hörer waren der Ein�
ladung der Hörerschaft und der Universität am 15.
Juni 2013 zum 1. Speyerer Alumni Tag gefolgt. Die
Alumnireferenten der
Hörerschaft Anna Müller
und Sebastian Schmidt
sowie die Universitätsver�
waltung hatten ein bun�
tes Nachmittagspro�
gramm zusammengestellt,
in dessen Mittelpunkt
das Wiedersehen und der
Erfahrungsaustausch der
Ehemaligen stand, die
teilweise erstmals seit
mehr als 20 Jahren wie�
der zusammentrafen.
Flankiert wurde der
Nachmittag, durch den
die beiden Alumni�Refe�
renten der Hörerschaft leiteten, durch einen Kurz�
vortrag des Rektors der Universität, Univ.�Prof. Dr.
Joachim Wieland, der die Bedeutung der Aluminiar�
beit für die Universität unterstrich, und durch Gruß�
worte der Ministerin der Justiz, Umwelt und Ver�
braucherschutz des Saarlandes, Anke Rehlinger 
(Hörerin im Sommersemester 2001), des Oberbürger �
meisters der Stadt Speyer, Hansjörg Eger (Hörer 
im Sommersemester 1993) sowie der Bundestagsab�
geordneten Ute Vogt (Hörerin im Wintersemester
1993/94).

Wieland wies in seinem Vortrag darauf hin, dass
nach über 66 Jahren erfolgreicher Ausbildung in der
Verwaltungs�, Wahl� oder Anwaltsstation die Uni�
versität nunmehr auf mehr als 30.000 Referendarin�
nen und Referendare und auf mehr als 1.300 Absol�
ventinnen und Absolventen des verwaltungswissen�
schaftlichen Aufbaustudiums zurückblicken könne.
Er stellte den Anwesenden die neuen Speyerer Ma�
sterprogramme „Öffentliche Wirtschaft" und „Admi�
nistrative Sciences" vor, deren erste Absolventen im
November 2013 die Universität verlassen werden
und zeigte sich optimistisch, dass sich auch diese
neuen Programme zu einer Erfolgsgeschichte ent�
wickeln werden. 

Alumni�Arbeit stellt ein immer wichtiger werden�
der Bestandteil der Arbeit aller deutschen Hochschu�
len dar. Sie widmet ihre Aufmerksamkeit den Bezie�

hungen der Hochschule
als Ganzes zu den Stu�
dierenden, Mitgliedern
und Absolventen und
verbindet dies mit einer
Kultur der Wertschät�
zung und Würdigung.
Dabei sind die Alumni�
aktivitäten in Deutsch�
land nicht nur von un�
mittelbarer Bedeutung in
Bezug auf die Netzwerk�
bildung. Sie bietet den
Hochschulen die Mög�
lichkeit, Alumni�Arbeit
als Instrument der Stu�
diengangs� und Organi�

sationsentwicklung zu nutzen. Die Einbeziehung
von Absolventen vernetzt die Hochschulen noch
stärker mit den verschiedenen gesellschaftlichen Be�
reichen und fördert den Austausch mit diesen. Im
Augenblick tritt die Alumni�Arbeit in Deutschland
immer mehr aus ihrer oft durch organisatorische
Zersplitterung charakterisierten Anfangsphase hin�
aus. In dieser Anfangsphase ist sie meist noch nicht
in universitäre Gesamtstrategien bzw. �strukturen 
integriert und wird oft durch einen von kurzfristi�
gem Erfolgsdruck unterliegenden Projektcharakter
gekennzeichnet. Ziel ist jedoch die Schaffung eines
langfristig angelegten und nachhaltigen Alumini �
managements.

Vor diesem Hintergrund unterstrich Wieland die
strategische Bedeutung von Alumni�Arbeit und die
Bedeutung des Kontakts der Universität zu ihren
Ehemaligen und erläuterte, dass dieser 1. Speyerer
Alumnitag den Auftakt zu einem neuen Abschnitt
der Speyerer Alumniarbeit darstellen soll. Ausdrück �
lich dankte er bei dieser Gelegenheit den Alumnire�
ferenten der Hörerschaft für ihre maßgebliche Mit�
wirkung beim Gelingen dieser Auftaktveranstaltung.

1. Speyerer Alumni�Tag am 15. Juni 2013

Erfolgreiche Ehemalige: Der Speyerer Oberbürgermeister Hansjörg
Eger, Ute Vogt M.d.B., Justizministerin Anke Rehlinger mit Rektor Wie-
land                                                                        Foto: Uni Speyer
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Am 11. Juni 2013 feierte em. Univ.�Prof. Dr. Dr.
Detlef Merten, Absolvent des Doktoratsstudiums an
der Karl�Franzens�Universität Graz, daselbst sein
„goldenes" Doktor�Jubiläum, als einer
von zwanzig feierlich Geehrten, die
vor fünfzig Jahren ihr Doktoratsstu�
dium an der Universität Graz abge�
schlossen hatten und nun durch ihre
jeweilige Fakultät für diese Ehrung
nominiert worden sind. Rektorin
Univ.�Prof. Dr. Christa Neuper gratu�
lierte in der Aula der Universität den
Jubilaren, wobei sie insbesondere de�
ren „Botschafter"�Status hervorhob.

Neben Professor Merten, in den
Jahren 1977 bis 1979 Rektor der
Deutschen Hochschule für Verwal�
tungswissenschaften Speyer, erreichte
die Auszeichnung weitere hervorragende Persön�
lichkeiten aus Wissenschaft, Justiz und Politik, un�
ter ihnen beispielsweise Univ.�Prof. i. R. Dr. Wolf�
gang Holzer, von 1985 bis 2006 Universitätsprofes�
sor für Arbeits� und Sozialrecht an der Universität
Graz; Univ.�Prof. i. R. Dr. Helmut Koziol, von 2002
bis 2008 Direktor der Forschungsstelle für Europäi�
sches Schadensrecht der Österreichischen Akademie
der Wissenschaften. Kriterien für die Verleihung der
Goldenen Doktordiplome und für die hiermit ver�
bundene feierliche Erneuerung des Doktorgrades
bilden besondere wissenschaftliche Verdienste, das
hervorragende beruf liche Wirken oder die enge Ver�
bundenheit mit der Universität. 

Grundlage der Ehrung ist das Treue�Gelöbnis zur
Universität, wie vordem so auch heute fester Be�
standteil in der Festordnung der Universität Graz,
aus deren aktueller Fassung (Organisatorischer Ab�
lauf der Sponsions� und Promotionsfeiern, Richtli�

nie des Rektors gem. Par. 52 Abs. 1 Z. 2 UOG
1993, 5. Promotionsfeier) hier das Treue�Verspre�
chen zur Promotionsformel im Wortlaut mitgeteilt

sei: „Meine Damen und Herren, liebe
Kolleginnen und Kollegen! Sie haben Ihr
Studium gemäß den geltenden Vorschrif�
ten abgeschlossen, die vorgeschriebenen
Prüfungen abgelegt und die geforderten
schriftlichen Arbeiten verfasst. Sie haben
ersucht, die Verleihung des akademischen
Grades in feierlicher Form zu bestätigen.
Sie werden nun eingeladen zu verspre�
chen, sich stets so zu verhalten, wie es
Ihre akademische Ausbildung gebietet.
Sie wollen also versprechen: Die Kennt�
nisse und Fähigkeiten, die Sie erworben
haben, zu pflegen und ständig durch
Fortbildung zu erweitern und zu verbes�

sern, der Wissenschaft zu dienen, deren Ziele zu
fördern und dadurch verantwortlich zur Lösung der
Probleme der menschlichen Gesellschaft und deren
gedeihlicher Weiterentwicklung beizutragen, nach
Wahrheit zu streben und wissenschaftliche Er�
kenntnisse nicht zu unterdrücken oder zu verfäl�
schen, Ihr Wissen und Können zum Wohle der
Menschen ohne Ansehung der Person einzusetzen,
die Menschenwürde und die Menschenrechte stets
zu achten, Ihre beruflichen Pflichten mit gleicher
Menschlichkeit gegen alle auszuüben und weder
eigenen Schwächen noch äußerem Druck oder Dro�
hung nachzugeben, der Karl�Franzens�Universität
Graz in Treue verbunden zu bleiben und sich des
verliehenen akademischen Grades in Leben und Be�
ruf würdig zu erweisen. Sind Sie bereit, dies nach
bestem Wissen und Gewissen zu versprechen?"

Christian Koch

EHRUNGEN/PERSONAL

Feierliche Erneuerung des Doktorgrades

„Nun habe ich viel über mich
selbst gelernt", erklärte Carl Böh�
ret mit einem Augenzwinkern
zum Abschluss der acht Festre�
den anlässlich seines 80. Ge�
burtstags. Mit sommerlich leich�
ter Jazzmusik und vielen hoch �
lobenden Worten wurde der
bundesweit bekannte Politologe
und Verwaltungswissenschaftler
gefeiert. Am 30. Juli 2013 trafen
etwa 100 geladene Gäste im His �

torischen Ratssaal zusammen, um
seinen Ehrentag zu zelebrieren.
Die acht Redner zeigten in herz�
lichen, teilweise sehr persönlichen
Grußworten ihre Hochachtung
und tief empfundenen Respekt
vor Böhret. Neben Oberbürger�
meister Hansjörg Eger und Ober�
bürgermeister a. D. Dr. Christian
Roßkopf sprach unter anderem
Dr. Hans�Jürgen Seimetz in Ver�
tretung für den Ministerpräsiden�

ten a. D. Kurt Beck, der durch ei�
nen Todesfall in der Familie ver�
hindert war. 

Zu den Gratulanten gehörten
außerdem Ministerpräsident a. D.
Dr. Bernhard Vogel und der Prä�
sident der Japanischen Vereini�
gung für Verwaltungswissen �
schaf ten, Dr. Koichiro Agata, 
aus Tokio.

„Sein Schaffen sprengt jeden
Rahmen einer Laudatio", betonte

Univ.�Prof. Dr. Carl Böhret zum 80. Geburtstag geehrt

Univ.-Prof. Dr. Dr. Detlef 
Merten        Foto: Uni Speyer
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Seimetz in seinem Grußwort, „bis
heute ist er ein Vorbild lebens�
langen Lernens."

Auch Roßkopf, langjähriger
Freund und Wegbegleiter Böh�
rets, hob dessen ungebrochene
Unternehmenslust hervor: „Akti�
vität ist bis heute eines seiner
Markenzeichen." Stets sei Böhret,
Johann Joachim Becher nicht
unähnlich, seiner Zeit voraus.

Zur Feier geladen hatte die Jo�
hann�Joachim�Becher�Gesell�
schaft, die Böhret mitgegründet
hat. Der Vorsitzende der Johann�
Joachim�Becher�Stiftung, Univ.�
Prof. Dr. Dr. h. c. Karl�Peter Som�
mermann, und der Vorsit zen de
des Beirates der Stiftung, Willi
Philippe, sprachen von Böhret als
wissbegierigem Wegbegleiter und
mitreißendem Lehrmeister.

Sommermann betonte, dass
Carl Böhret bis heute in der Lage
sei, die von Johann Joachim Be�
cher vorausgedachten „techni�
schen Wunderwerke" eindrucks�
voll „zum Laufen zu bringen"
wie zuletzt bei dem heute im
„J.J. Becher�Haus" zu erlebenden
„Energiekreislaufmodell" des gro�
ßen Visionärs aus dem 17. Jahr�
hundert.

Der Jubilar sei aber in gleicher
Weise auch immer wieder im
Stande gewesen, in seinem Fach�

gebiet, den Politischen Wissen�
schaften, zukünftige Entwicklun�
gen zu antizipieren: „Politikbera�
tung" und „Gesetzesfolgenab�
schätzung", heute fast schon all�
tägliche Instrumente im politi�
schen Alltag, seien von Prof. Dr.
Carl Böhret entwickelt und in die
Politik implementiert worden.
Dafür sei der Wissenschaftler und
langjährige Geschäftsführende
Direktor des Forschungsinstituts
der Speyerer Hochschule zurecht
mit zahlreichen bedeutenden
Wissenschaftspreisen ausgezeich�
net worden. Und schließlich ver�
gaß Sommermann auch nicht,
auf das „wohl seiner gewerk�
schaftlichen Vergangenheit ge�
schuldete", stets um die Integra�
tion aller Gruppen an der Hoch�
schule besorgte Wesen Prof. Dr.
Böhrets hinzuweisen

„Er war ein begnadeter Hoch�
schullehrer, von dessen fesseln�
den Vorträgen Studenten noch
nach Jahren schwärmten", erklär�
te Profes sor Werner Jann von der
Universität Potsdam, der, selbst
ein Zögling Böhrets, betonte, wie
viele ehemalige Schüler des Jubi�
lars mittlerweile das politik� und
verwaltungswissenschaftliche 
Geschehen des Landes mitbe�
stimmen würden. Der Direktor
des Landesamtes für Verfas�

sungsschutz im Saarland, Dr.
Helmut Albert, unterstrich in sei�
ner Rede Böhrets Durchsetzungs�
vermögen und sein „mitreißendes
Wesen". Vielfach hervorgehoben
wurden Böhrets mannigfaltige
Verdienste in der verwaltungswis�
senschaftlichen und politologi�
schen Forschung.

Besondere Freude machte dem
Jubilar der erste Vorsitzende der
Johann�Joachim�Becher�Stif�
tung, Hans�Joachim Spengler. 
Als „Professor Becher" verkleidet
hielt er eine erfrischende Lauda�
tio in Besinnung auf den ge �
mein samen Geist, der Böhret und
Becher verbinde: „Mich nannte
man den Vielwisser Becher, Sie
nenne ich den Vielwisser Böhret,
und das ist unsere Seelenver�
wandtschaft." Böhrets Ideen 
und Visionen hätten die Becher�
gesellschaft entscheidend ge�
prägt, so Spengler. „Er motiviert
andere und macht stets Lust aufs
Weiterdenken."

Das sichtlich gerührte Geburts�
tagskind beschloss die von
Freundschaft und Bewunderung
geprägten Ehrenreden mit einem
Schmunzeln: „Vielen Dank zu 
allem, was sie zu mir und über
mich gesagt haben � ich bin hell
begeistert von mir."

(agp)

EHRUNGEN/PERSONAL

Unter Federführung der Gleichstellungsstelle der
Evangelischen Kirche der Pfalz (Protestantische
Landeskirche) fand 2013 zum zweiten Mal nach
2011 ein Crossmentoring zwischen Speyerer Behör�
den statt. 

Die Deutsche Universität für Verwaltungswissen�
schaften Speyer beteiligte sich zum ersten Mal an
dem Projekt einer übergreifenden Frauenförderung
in der Region, zum zweiten Mal waren die Stadt
Speyer, die Deutsche Rentenversicherung Rhein�
land�Pfalz, die Agentur für Arbeit Ludwigshafen,
die AOK Rheinland�Pfalz/Saarland (Bezirk Südost),
die Pfälzische Landesbibliothek, die Polizeiinspek�
tion Speyer und das Diakonische Werk Pfalz dabei.

Das Crossmentoring wurde durchgeführt von einer
Steuerungsgruppe der einzelnen teilnehmenden
Behörden unter Leitung von Pfarrerin Belinda
Spitz�Jöst und in Zusammenarbeit mit der Diplom�
psychologin und Diplompädagogin Gabriele Birth,
Trainerin und Beraterin für Führungsfragen. 

Die Universitätsmitarbeiterinnen Kathrina Heil und
Lena Metz nahmen als Mentees am Crossmentoring
teil, als Mentorin entsandte die Universität Speyer
ihre damalige Leitende Verwaltungsbeamtin Christi�
ane Müller, die diese Aufgabe auch nach Übernah�
me des Amtes der Kanzlerin der Fachhochschule
Worms fortführte. In der Auftaktveranstaltung am
12. März 2013 lernten sich die Tandems aus Men�

Crossmentoring zwischen Speyerer Behörden
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tee und Mentorin oder Men�
tor kennen und hatten die
Gelegenheit ein erstes Ge�
spräch zu führen. 

Neben den regelmäßigen Ge�
sprächen zwischen Mentees
und Mentorinnen bzw. Men�
toren waren acht Studientage
zu Führungsthemen Inhalt
des Programms. Hierbei stan�
den Selbstmanagement, ethi�
sche Fragen, Selbstreflexion
und die Führung von Mitar�
beitenden im Zentrum der Ar�
beit. Monatliche Gesprächs�
runden zwischen den Tan�
dems klärten persönliche Fragen und beleuchteten
die eigenen Führungserfahrungen im Konkreten. 

In der Abschlussveranstaltung am 23. September
2013 wurde das Projekt evaluiert, bevor im Rahmen
einer kleinen Feier die Zertifikate durch Oberkir�

chenrat Gottfried Müller und Bürgermeisterin Mo�
nika Kabs übergeben wurden. Eine Neuauflage des
Crossmentoring ist für 2016 geplant. 

L. M.

Die Teilnehmerinnen und Mentoren des 2. Crossmentoring                                      Foto: Uni Speyer

Girls' Day an der Deutschen Universität für 
Verwaltungswissenschaften Speyer

Der Girl's Day ist ein Projekt, das Mädchen der
Klassen 5 bis 10 zur Berufsorientierung dienen soll.
2001 fand der erste Girl's Day in Deutschland statt.
Wie schon im Jahr 2012 lud die Deutsche Univer�
sität für Verwaltungswissenschaften Speyer auch
dieses Jahr zwei Mädchen ein, technische Bereiche
der Universität kennenzulernen. Teresas und Meli�
nas erste Station war die Hausmeisterei bei Herrn
Günzel, anschließend zeigte Ihnen Frau Veith�
Joncic das Rechenzentrum und zuletzt waren sie
bei Herrn Magin in der Hausdruckerei. Bei Herrn
Günzel konnten die Mädchen sich handwerklich

betätigen und bohren und schrauben. Mit Frau
Veith�Joncic erkundeten sie den Serverraum der
Universität und installierten außerdem gemeinsam
Software an einem PC. Am besten gefiel es den
beiden aber in der Hausdruckerei, denn dort stell�
ten sie sich an der Spiralbindemaschine und mit
Leimbindung bunte Blöcke her. An der Schneide�
maschine durften sie ihre Produkte auf die ge�
wünschte Größe zurechtschneiden.

Wera Veith�Joncic

Am Girl’s Day konnten sich Teresa und Melina unter der Anleitung von Herrn Magin einen Block binden (l.) und erkundeten den Serverraum (r.)
Fotos: Uni Speyer
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Im Sommersemester 2013 wurde in der letzten
Sitzung des Senats der Frauenförder� und
Gleichstellungsplan 2013 �
2019 verabschiedet. Durch
den Plan soll die Frauen�
förderung an der Univer�
sität in den kommenden
Jahren verstärkt werden.
Es werden Maßnahmen
für alle Gruppen an der
Universität beschrieben.
Eine zentrale Maßnahme
wird die Erhöhung des
Anteils der Lehrstuhlinha�
berinnen sein, geplant ist
ein Anteil von 40 % bis
zum Jahr 2019. Eine zweite zentrale Maßnah�
me soll ein Personalentwicklungskonzept sein,
das gezielt Frauen fördern und in Führungspo�
sitionen bringen soll. Des Weiteren soll der An�
teil an abgeschlossenen Promotionen durch
Frauen gesteigert werden. Sie finden den Frau�
enförder� und Gleichstellungsplan im Web un�
ter http://www.uni�speyer.de/Ueberuns/
Recht/Frauenfoerder�und_Gleichstellungs�
plan_2013�2019.pdf.

In der Reihe der Praxis�
vorträge konnte im
Sommersemester 2013
Frau Dr. Brigitte
Mandt, die Präsidentin
des Rechnungshofs
Nordrhein�Westfalen,
gewonnen werden. Vor
vielen interessierten
Hörerinnen und Hörern
konnte sie die Statio�
nen ihres beruflichen

Werdegangs und ihrer Karriere darstellen. Ab�
schließend beantwortete sie die interessierten
Fragen der Hörerinnen und Hörer.

Am 9. September 2013 fand die 1. Frauenver�
sammlung an der Universität Speyer statt. Die
Gleichstellungsbeauftragte berichtete über ihre
bisherige Arbeit und stellte den Kolleginnen

den Frauenförder� und Gleichstellungsplan vor.
Des Weiteren konnte die Gleichstellungsbeauf�

tragte des Forschungsinstituts für öffentliche
Verwaltung als Gast von ihren Aktivitäten und
Plänen berichten.

Am 18. Oktober
2013 war auf Einla�
dung der Gleichstel�
lungsbeauftragten
Frau Sprenger�Klein
von der Deutschen
Rentenversicherung
zu Gast, um über
das Thema „Frauen
und Rente" zu infor�
mieren. Themen des
Vortrags waren unter
anderem eigene
Rente und zusätzli�
che Altersvorsorge,
Elternzeit, Teilzeitar�
beit, Minijobs und
Pflege von Angehö�
rigen, Versorgungs�
ausgleich bei Scheidung und Witwen� und Er�
ziehungsrenten. 

Bericht der Gleichstellungsbeauftragten

Interessierte Zuhörerinnen beim Vortrag „Frauen und Rente"                                   Fotos: Uni Speyer

Frau Dr. Brigitte Mandt, Präsi-
dentin des Rechnungshofs
Nordrhein-Westfalen

Frau Sprenger-Klein von der Deut-
schen Rentenversicherung
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Personalia (1. April 2013 bis 30. September 2013)

a) Einstellungen
01.04.13 Becker, Stefan, M. A., wiss. Mitarbeiter am Lehrstuhl von Herrn Univ.-Prof. Dr. Bauer 
01.04.13 Grohs, Stephan, Dr., Lehrstuhlvertretung (Lehrstuhl Frau Prof. Kuhlmann)
01.04.13 Schmitt, Sebastian, stud. Hilfskraft am Lehrstuhl von Herrn Univ.-Prof. Dr. Ziekow
01.04.13 Häsing, Jens, Dipl.-Pol., wiss. Mitarbeiter am Lehrstuhl von Frau Univ.-Prof. Dr. Kropp 
01.04.13 Balzer, Maria, Sekretärin am Lehrstuhl von Frau Univ.-Prof. Dr. Färber 
05.04.13 Hermann, Alexander, stud. Hilfskraft am Lehrstuhl von Herrn Univ.-Prof. Dr. Stelkens 
08.04.13 Kolb, Christine, Sekretärin am Lehrstuhl von Herrn Univ.-Prof. Dr. Mühlenkamp 
08.04.13 Mund, Brita, Beschäftigte in der Druckerei 
15.04.13 Becker, Peter, Prof. Dr., Beauftragung zu einer Gastprofessur 
01.05.13 Kurtz, Oliver Tuna, B. Sc. Volkswirt, M. Sc. Betriebswirt, wiss. Hilfskraft am Lehrstuhl von Herrn Univ.-Prof.

Dr. Wirtz
01.05.13 Bosch, Laura, stud. Hilfskraft am Lehrstuhl von Frau Univ.-Prof. Dr. Morner
01.05.13 Baer, Gerold, Beschäftigter in der Druckerei 
01.05.13 Misgeld, Manuel, Mag. rer. soc. oec., wiss. Mitarbeiter am Lehrstuhl von Frau Univ.-Prof. Dr. Morner
15.05.13 Schuhmann, Alexander, Ref. jur., wiss. Hilfskraft am Lehrstuhl von Herrn Univ.-Prof. Dr. Martini 
01.06.13 Katz, Dieter, Assessor, wiss. Mitarbeiter am Lehrstuhl von Herrn Univ.-Prof. Dr. Ziekow
01.06.13 Przybilla (jetzt Limbach), Kathrin, Assessorin, wiss. Mitarbeiterin am Lehrstuhl von Herrn Univ.-Prof. Dr.

Weiß
01.06.13 Daum, Ramona, stud. Hilfskraft der Stabstelle Akademisches Auslandsamt 
10.06.13 Fischer, Franziska, stud. Hilfskraft der Stabstelle Implementierung und Entwicklung der Masterstudiengänge
15.06.13 Kopf, Stefan, M. A., Mag. rer. publ., wiss. Hilfskraft am Lehrstuhl von Frau Univ.-Prof. Dr. Morner
01.07.13 Backof, Kerstin, Beschäftigte in der Abteilung Allgemeine Verwaltung, Haushalt, Drittmittel, Gebäudema-

nagement
15.08.13 Sauer, Susanne, Sekretärin des Leiters der Abteilung 3/Zahlstelle
19.08.13 Niedermeier, Katja, Beschäftigte im Referat Hörersekretariat, Tagungssekretariat, Lehrplan/-organisation,

Akademisches Prüfungsamt
01.09.13 Mirschberger, Michael, Assessor, wiss. Mitarbeiter am Lehrstuhl von Herrn Univ.-Prof. Dr. Stelkens 

b) Ausscheiden
30.04.13 Müller, Christiane, Assessorin, Leitende Verwaltungsbeamtin (beurlaubt für die Wahrnehmung des Amtes

der Kanzlerin der Fachhochschule Worms)
30.04.13 Graf, Tilman, M. A., Mag. rer. publ., wiss. Hilfskraft am Lehrstuhl von Frau Univ.-Prof. Dr. Kuhlmann
30.04.13 Rink, Helga, Sekretärin am Lehrstuhl von Herrn Univ.-Prof. Dr. Mühlenkamp (befristete geringfügige

Weiterbeschäftigung)
31.05.13 Saft, Sarah, Dipl.-Jur., wiss. Hilfskraft am Lehrstuhl von Herrn Univ.-Prof. Dr. Martini 
31.05.13 Baader, Simone, Sekretärin des Leiters der Abteilung 3/Zahlstelle
31.05.13 Kahrau, Anja, Beschäftigte im Rektorat
30.06.13 Kögel, Erika, Sekretärin am Lehrstuhl von Herrn Univ.-Prof. Dr. Ziekow
31.07.13 Grohmann, Lea Sophie, stud. Hilfskraft am Lehrstuhl von Herrn Univ.-Prof. Dr. Martini
31.07.13 Schuhmann, Alexander, Ref. jur., wiss. Hilfskraft am Lehrstuhl von Herrn Univ.-Prof. Dr. Martini 
31.07.13 Adam, Sascha, Dipl.-Soz. Wiss., wiss. Hilfskraft am Lehrstuhl von Herrn Univ.-Prof. Dr. Bauer
31.07.13 Hermann, Alexander, stud. Hilfskraft am Lehrstuhl von Herrn Univ.-Prof. Dr. Stelkens
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31.07.13 Schwab, Christian, M. A., Mag. rer. publ., wiss. Mitar-
beiter am Lehrstuhl von Frau Univ.-Prof. Dr. Kuhlmann
(weitere Tätigkeit am Forschungsinstitut)

31.07.13 Krämer, Elisabeth, Dipl.-Jur. Univ., wiss. Mitarbeiterin
bei Projekt von Herrn Univ.-Prof. Dr. Hill

31.08.13 Seifert, Olivia, Assessorin, wiss. Mitarbeiterin am Lehr-
stuhl von Herrn Univ.-Prof. Dr. Stelkens

30.09.13 Kropp, Sabine, Univ.-Prof. Dr., Lehrstuhlinhaberin
30.09.13 Häsing, Jens, Dipl.-Pol., wiss. Mitarbeiter am Lehrstuhl

von Frau Univ.-Prof. Dr. Kropp 
30.09.13 Rostek, Christina, stud. Hilfskraft am Lehrstuhl von

Frau Univ.-Prof. Dr. Kropp 
30.09.13 Zeilinger, Julia, M. A., wiss. Hilfskraft am Lehrstuhl von Frau Univ.-Prof. Dr. Kropp
30.09.13 Richter, Philipp, Dipl.-Politikwiss., wiss. Mitarbeiter am Lehrstuhl von Frau Univ.-Prof. Dr. Kuhlmann (Lehr-

stuhlvertretung Dr. Grohs)
30.09.13 Thomas, Marc-Julian, Dipl.-Kaufmann, wiss. Hilfskraft am Lehrstuhl von Herrn Univ.-Prof. Dr. Wirtz (weite-

re Tätigkeit am Forschungsinstitut)
30.09.13 Göttel, Vincent, MSc, wiss. Hilfskraft am Lehrstuhl von Herrn Univ.-Prof. Dr. Wirtz, (weitere Tätigkeit am

Forschungsinstitut)
30.09.13 Misgeld, Manuel, Mag. rer. soc. oec., wiss. Mitarbeiter am Lehrstuhl von Frau Univ.-Prof. Dr. Morner (wei-

tere Tätigkeit am Forschungsinstitut)
30.09.13 Schmitt, Sebastian, stud. Hilfskraft am Lehrstuhl von Herrn Univ.-Prof. Dr. Ziekow
30.09.13 Bosch, Laura, stud. Hilfskraft am Lehrstuhl von Frau Univ.-Prof. Dr. Morner 
30.09.13 Grohs, Stephan, Dr., Lehrstuhlvertretung 

c) 25-jährige Dienstjubiläen
01.08.13 Röther, Thomas, Beschäftiger an der Pforte/Hausverwaltung 

Jubiläum von Thomas Röther                   Foto: Uni Speyer

Die Deutsche Universität für Verwaltungswissenschaften
Speyer trauert um ihren früheren Rektor Univ.�Prof. em.
Dr. Franz Knöpfle, der am 2. September 2013 im Alter
von 87 Jahren gestorben ist. Der Verstorbene
war vom Sommersemester 1966 bis zum 30.
April 1972 als ordentlicher Professor für Öf�
fentliches Recht Mitglied der Hochschule.
Von 1969 bis 1971 leitete er die Hochschule
als Rektor. Er hat sich in dieser Zeit große
Verdienste um die Hochschule erworben. 

Prof. Knöpfle, der am 27. August 1926 in
Lindau geboren wurde, studierte in Freiburg
im Breisgau und München Rechts� und Wirt�
schaftswissenschaften. Nach der Promotion
zum Dr. iur. und der Ablegung des Examens für Di�
plomvolkswirte an der Universität München sowie bei�
der juristischer Staatsexamina trat er 1953 in die baye �
rische Staatsverwaltung ein. Vom September 1954 bis
zum Mai 1955 wurde er an die Columbia University in
New York zum Studium der Verwaltungswissenschaften
entsandt. In den folgenden Jahren arbeitete er als per�
sönlicher Referent und als Büroleiter der Ministerpräsi�

denten Hanns Seidel, Hans Ehard und Alfons Goppel.
1965 habilitierte sich der damalige Regierungsdirektor
Dr. Knöpfle an der Ludwig�Maximilians�Universität

München für das Fach Staats� und Verwal�
tungsrecht. 1966 wurde er auf einen Lehrstuhl
für Öffentliches Recht an der Hochschule für
Verwaltungswissenschaften Speyer berufen. 

Nach seiner Tätigkeit in Speyer übernahm
Knöpfle 1972 einen Lehrstuhl für Öffentliches
Recht, insbesondere Verwaltungsrecht und
Verwaltungslehre an der neu gegründeten Ju�
ristischen Fakultät der Universität Augsburg.
Zugleich wurde er im Nebenamt für 30 Jahre
Rektor der Hochschule für Politik München.

Von 1973 bis 1979 amtierte er als erster gewählter Prä�
sident der Universität Augsburg. Seine vielfältigen Ver�
dienste wurden durch die Verleihung des Großen Bun �
desverdienstkreuzes und des Bayerischen Verdienstor�
dens sowie zahlreicher weiterer in� und ausländischer
Ehrungen gewürdigt. 

Die Universität Speyer wird ihm ein ehrendes Ange�
denken bewahren.

Univ.�Prof. em. Dr. Franz Knöpfle verstorben
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Promotionen im Sommersemester 2013
FRANZISKA KRUSE, Der Europäische Auswärtige Dienst zwischen intergouvernementaler Koordination und supranationa-

ler Repräsentation, Veröffentlichung in Vorbereitung, Gutachter: K.-P. Sommermann/S. Magiera

STEFFEN WALTHER, Reformen der Beamtenversorgung aus ökonomischer Perspektive, Speyer 2013, Gutachter: G. Fär-
ber /G. Schwarting

KATHARINA KLOKE, Qualitätsentwicklung an deutschen Hochschulen. Eine professionstheoretische Untersuchung eines
neuen Tätigkeitsfeldes, Veröffentlichung in Vorbereitung, Gutachter: G. Krücken/U. Schimank

CARSTEN GIERSCH, Das internationale Soft Law. Eine völkerrechtsdogmatische und völkerrechtssoziologische Bestands-
aufnahme, Veröffentlichung in Vorbereitung, Gutachter: K.-P. Sommermann/W. Weiß

Schriftenreihe der Hochschule

218  JAN ZIEKOW/JONG HYUN SEOK (HRSG.),  Der Staat als Wirtschaftssubjekt und -regulierer. Vorträge auf dem 5. 
koreanisch-deutschen Symposium zum Verwaltungsrechtsvergleich 2012 am 24. August 2012 in Daegu, Berlin
2013

219 JAN ZIEKOW (HRSG.), Aktuelle Probleme des Luftverkehrs-, Planfeststellungs- und Umweltrechts 2011. Vorträge
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